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Dem Leser zur Orientierung

Adressaten dieses Wasserleitfadens sind politische Entscheidungsträger,
Führungskräfte und Mitarbeiter aus den Wasserunternehmen, Vertreter ein-
schlägig tätiger Behörden, aus der Wissenschaft und alle, die sich für Fragen
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung interessieren.

Kapitel 2 ist für alle jene gedacht, denen die wichtigsten Zahlen und Struktu-
ren im Wassersektor nicht bekannt sind. Kapitel 3 richtet sich vorrangig an
die Führung von Wasserunternehmen und jene, welche in Aufsichtsräten
oder Entscheidungsgremien mit Managementfragen befasst sind. Kapitel 4
ist für jene Leser von Interesse, welche sich mit einer Weiterentwicklung der
wasserbetrieblichen Unternehmensform befassen, bis hin zur Einführung
wettbewerbsfähiger Strukturen und Einbindung von privaten Unternehmen.
Der Teil "Internationales" Kapitel 5 betrifft Leser, die bereits im Ausland
agieren, agieren wollen oder mit Unternehmen aus anderen Staaten zusam-
menarbeiten. Kapitel 5 soll zudem die regional verwurzelten Unternehmen für
internationale Zusammenhänge sensibilisieren und mit jenen Aspekten ver-
traut machen, welche die lokalen Arbeitsbedingungen (auch) auf kommuna-
ler Ebene zukünftig prägen werden.
Besonders hervorzuhebende Aussagen und Empfehlungen sind mit Ausrufe-
zeichen ! am äußeren Textrand markiert.
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Vorwort

VORWORT

Die öffentliche Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung - eine
Aufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge - steht vor großen Her-
ausforderungen insbesondere im Hinblick auf die sich verändernden
Bedingungen im europäischen Rahmen und internationalen Was-
sermarkt.

Auf EU-Ebene werden Möglichkeiten für eine Verbesserung der
Effizienz und Leistung auch unter wettbewerbsrechtlichen Gesichts-
punkten im Rahmen der Binnenmarktstrategie 2003 bis 2006 sowie
Fragen der Organisation und Ausgestaltung der Leistungen der Da-
seinsvorsorge bzw. Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
geprüft. Hierauf gilt es auf der Basis einer nationalen Modernisie-
rungsstrategie konkrete Lösungsvarianten aufzuzeigen. Ziel ist die
Schaffung effizienter, kundenorientierter und wettbewerbsfähiger
Dienstleistungsunternehmen, die sich dem Umwelt- und Ressour-
censchutz verpflichtet fühlen.

Der vorliegende "Wasserleitfaden" soll die Umsetzung der Ziel-
setzungen und Aufgaben einer solchen Modernisierung der deut-
schen Wasserunternehmen (Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung) zu mehr Effizienz durch eine optimale betriebswirtschaftli-
che Bereitstellung aller Wasserdienstleistungen einschließlich die
Prüfung der Struktur und Arbeitsweisen der Unternehmen unterstüt-
zen.

Er soll das Informationsangebot für kommunale Entschei-
dungsträger, für Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Verbänden
verbessern und zu spezifischen Fragestellungen Empfehlungen zur
Herausarbeitung konkreter Maßnahmen und zur Vorbereitung not-
wendiger Entscheidungen vermitteln. Der Leitfaden beleuchtet die
Herausforderungen an die Unternehmensentwicklung sowie Unter-
nehmensstrategien indem er ausgehend vom vorhandenen Leis-
tungspotenzial die von außen an das Unternehmen herangetrage-
nen Anforderungen mit eigenen Zielvorstellungen verbindet. In diese
Strategiebetrachtung werden im Leitfaden Kooperationsmöglichkei-
ten mit einbezogen.
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Im Kapitel Unternehmensmanagement werden gleichfalls Hin-
weise und Empfehlungen zu Unternehmensstrukturen gegeben und
Instrumente für eine Unternehmenssteuerung, wie das Benchmar-
king und das Qualitätsmanagement sowie in einem gesonderten
Abschnitt das elektronisch gestützte Unternehmensmanagement
dargestellt.

Im Wasserleitfaden nehmen die in der Branche vorzufindenden
Unternehmensformen und die hierzu möglichen Alternativen und
Kombinationen breiten Raum ein. Die interkommunale Kooperation
und die Einbeziehung Dritter sind hier beispielhaft hervorgehoben.

Zu ausgewählten Themenkomplexen wurden konkrete Unter-
nehmensbeiträge aus der Praxis aufgenommen. Durch Nennung der
Ansprechpartner wird zudem Gelegenheit gegeben, um ggf. weiter-
gehende Hinweise und Anregungen zu erhalten.

In einem gesonderten Kapitel "Internationales Engagement"
wird auf die Herausforderungen auf dem internationalen Wasser-
markt eingegangen und anhand von Praxisbeispielen werden we-
sentliche Erwartungshaltungen und Anforderungen zwischen poten-
ziellen Wasserkunden und möglichen Partnern bzw. Anbietern dar-
gestellt. Ebenfalls beispielhaft untersetzt wurden der Handlungs-
spielraum für öffentliche Wasserunternehmen und die zutreffende
Partnerauswahl.

Es ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung, dass das
internationale Engagement der deutschen Wasserwirtschaft zur
Umsetzung der Millenniumsziele ausgebaut und damit auch ver-
stärkt Chancen für den heimischen Markt genutzt werden.

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Berlin, im Juli 2005
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1.  Einführung

1. EINFÜHRUNG

Eine funktionierende Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind wesentli-
che Bestandteile der Infrastruktur, ohne welche eine gesunde Wirtschaft als Vorausset-
zung für sozialen Frieden und Umweltschutz nicht möglich wäre.

Die enorme Bedeutung, welche ein gut funktionierender Wassersektor für die
Volkswirtschaft und Volksgesundheit hat, ist vor allem dort sichtbar, wo es Probleme
gibt. Dramatisch sind die Verhältnisse in manchen Entwicklungs- und Transformati-
onsländern erfahren, die mit Wassernot und Seuchen kämpfen (vgl. Kapitel 5). In
Deutschland haben die Wasserunternehmen zweifellos einen hohen technischen Leis-
tungsstand erreicht. Dies gilt für die Zuverlässigkeit und Qualität der Wasserversorgung
im laufenden Betrieb, aber auch hinsichtlich der Anschlussquoten an ordnungsgemäß
betriebene Abwasserbehandlungsanlagen mit hohem Reinigungsgrad.

Gleichwohl müssen sich die Wasserunternehmen entsprechend den sich ändern-
den Rahmenbedingungen weiterentwickeln, um die Zukunftsfähigkeit der Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung auch unter wirtschaftlichen Aspekten nachhaltig zu
sichern.

In Deutschland obliegt es den Kommunen, über die Organisation der Wasserve r-
sorgung und Abwasserentsorgung zu entscheiden. Es gibt eine Vielzahl an organisatori-
schen Konzepten und technischen Lösungen, die den jeweiligen örtlichen Bedingungen
gemäß entstanden sind. Diese Konzepte und Lösungen müssen zukunftsorientiert und
fallspezifisch weiterentwickelt bzw. modernisiert werden.

Ein besonderes Anliegen des vorliegenden Leitfadens für Wasserunternehmen ist
es, Lösungsalternativen und Lösungsansätze mit Praxisbeispielen darzustellen, welche
kommunalen Gesellschaftern bzw. ihren Wasserunternehmen im Zusammenhang mit
einer zukunftsorientierten Unternehmensentwicklung und einer sinnvollen Modernisie-
rungsstrategie zu behandeln sind. Der Leitfaden richtet sich darüber hinaus an alle, die
mit der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in diesem Sinne be-
fasst sind.

Neben einer kurzen Darstellung des Status Quo im Wassersektor und der Rah-
menbedingungen in Deutschland (→ Kapitel 2) beleuchtet dieser Leitfaden vor allem
die unternehmensspezifischen Elemente, d.h. das Unternehmensmanagement (→ Kapi-
tel 3) und die Unternehmensformen (→ Kapitel 4). Darüber hinaus werden die Mög-
lichkeiten für ein internationales Engagement behandelt (→ Kapitel 5). Im Anhang sind
zusätzliche Informationen und Einzelheiten enthalten.
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2.  Zum Status quo der öffentlichen Wasserver- und -entsorgung

2. ZUM STATUS QUO DER ÖFFENTLICHEN WASSERVER- UND
-ENTSORGUNG

Inzwischen sind in Deutschland (mit wenigen Ausnahmen) die erforderlichen
Anlagen für eine sichere und umweltfreundliche Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung vorhanden. Die Zukunftsaufgaben liegen zumeist im Erhalt der Systeme und in
der laufenden Effizienzverbesserung. Die Strukturveränderungen im Energiesektor und
die Internationalisierung der Märkte bringt auch für die deutschen Wasserunternehmen
neue Chancen und Herausforderungen. Hierfür hat der Deutsche Bundestag eine "Mo-
dernisierungsstrategie für nachhaltige Wasserwirtschaft in Deutschland" gefordert.

2.1 Rückblick und Aufgabenschwerpunkte

Nach dem Zweiten Weltkrieg und im Rahmen des "Wirtschaftswunders" ist aus
dem zerstörten Deutschland sehr schnell eine moderne Industrienation entstanden, die
eine leistungsfähige Infrastruktur einschließlich einer zuverlässigen Wasserversorgung
geschaffen hat.

Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre hatte die Gewässerverschmutzung in der
Bundesrepublik Deutschland jedoch ein Besorgnis erregendes Ausmaß angenommen. In
den Aufbaujahren der Bundesrepublik Deutschland konnte die Abwasserentsorgung mit
dem Wachstum von Industrie und Bevölkerung zunächst nicht Schritt halten. Durch den
Bau von über 8.000 biologischen Kläranlagen im kommunalen Bereich sowie durch
verbesserte Abwassertechnologie und ergänzende innerbetriebliche Maßnahmen bei
Industriebetrieben ist der Eintrag von sauerstoffzehrenden organischen Abwasserin-
haltsstoffen und von Schadstoffen in die Gewässer wesentlich verringert worden. Bis
Ende der 80er Jahre waren im Westen entscheidende Verbesserungen bei der Qualität
der Gewässer erreicht.

In den neuen Bundesländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen waren die Gewässer zum Zeitpunkt der Wiedervereini-
gung 1990 teilweise erheblich belastet. Sie mussten schnell und nachhaltig saniert wer-
den. Mehr als 2.000 Kläranlagen wurden errichtet, Hunderte von Kilometern Kanäle
gebaut. Parallel waren Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen für Wasserversor-
gungsanlagen erforderlich, beginnend von der Sanierung von Trinkwassereinzugsge-
bieten, Brunnenanlagen, über Wasseraufbereitungsanlagen bis hin zum Verteilungsnetz
an den Endkunden. Zusätzliche Anpassungsmaßnahmen waren (und sind) erforderlich,
wo die alte Industrie weggebrochen ist und der Stadt-Rückbau mit erheblichen Verlus-
ten an Einwohnern und entsprechendem Absinken des Wasserverbrauchs verbunden ist
[BECKMANN 2005].
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Der mit solchen Investitionen verbundene Preisdruck1 hat technische Innova-
tionen und wirtschaftliche Rationalisierungsmaßnahmen beschleunigt, die (teilweise
verstärkt durch einen Rückgang der Bevölkerungszahl und sinkende oder wegfallende
Industrieproduktion) einen deutlichen Rückgang der Wasserabgabe an die Verbraucher
zur Folge hatte (siehe Abbildung 2-1).
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Abbildung 2-1: Wasserabgabe der öffentlichen Wasserversorgung an Verbraucher2

Deutschland ist ein wasserreiches Land. Nur 3 % der natürlichen Süßwasserres-
sourcen werden für die öffentliche Versorgung verbraucht; die Industrie gebraucht
21 %, vorwiegend als Kühlwasser. Gleichzeitig liegt der spezifische Verbrauch in
Deutschland um 20 bis 70 % niedriger als in den meisten vergleichbaren Industrielän-
dern [UBA 2001].

Der spezifische Wasserverbrauch von Haushalten und Kleingewerbe ist seit 1990
insgesamt auf 128 Liter (pro Einwohner und Tag) gesunken. Weil (oft durch wasserspa-
rende Technologien) der industrielle Verbrauch noch stärker zurückgegangen ist, haben
die Haushaltskunden in der Abgabestruktur der Wasserversorgungsunternehmen an Be-
deutung gewonnen und machen heute fast 80 % der Wasserlieferungen aus. Im gleichen
Zeitraum stiegen die Wasserpreise investitions-3 und (in geringerem Maße) inflations-
bedingt auf ein mittleres Niveau von heute 1,72 €/m³ an, was jährlichen Trinkwasser-
kosten von ca. 80,- € pro Person und Jahr entspricht. Nach Abschluss der Investitions-
phase und Abklingen des Verbrauchsrückganges (um 2003) sank die Preissteigerungs-
rate auf 0,6 %.
                                                
1 Die kostenträchtigen Investitionen verursachten entsprechend erhöhte Kapitalkosten, welche in kos-

tendeckende Tarife bzw. Gebühren einkalkuliert werden mussten. Der dadurch bewirkte Anstieg er-
zeugte einen "Preisdruck" von mancherorts erheblicher kommunalpolitischer Bedeutung.

2 Quelle: www.bgw.de/Trinkwasser/Marktdaten/Wasserfakten_im_Ueberblick . Landwirtschaft, Indust-
rie und dezentrale Eigenversorgung nicht enthalten, soweit nicht über die öffentliche Wasserversor-
gung beliefert.

3 Seit 1990 sind mehr als 30 Milliarden € in der Wasserversorgung investiert  worden.
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Fallweise können Kosten, auf welche das Wasserunternehmen keinen direkten
Einfluss hat, die Preise und Preisentwicklungen prägen. Das gilt z.B. für Wasserent-
nahmeentgelt, Abwasserabgabe, Konzessionsabgabe und Zinszahlungen/Dividenden an
kommunale oder private Gesellschafter.

Insgesamt sind in öffentlichen und privaten Unternehmen der Wasserver- und
Abwasserentsorgung ca. 100.000 Menschen beschäftigt4. Zum Erhalt der Anlagen wer-
den Reinvestitionen von jährlich etwa 2,3 Mrd. € (Wasserversorgung) und 5,5 Mrd. €
(Abwasserentsorgung) verausgabt [BGW, ATV-DVWK 2004]. Zur nachhaltigen Sub-
stanzerhaltung werden auf Dauer höhere Ausgaben erforderlich5.

Die Aufgabenschwerpunkte der Wasserunternehmen haben sich in den letzten
zehn Jahren verlagert:

• Der Neubau von Anlagen ist weitgehend abgeschlossen. Es geht heute eher um deren
Erhalt und die laufende Modernisierung.

• Der Wasserverbrauch nimmt nicht mehr zu, sondern stagniert oder sinkt ab. Vieler-
orts müssen die Anlagen sogar an sinkende Durchflussmengen angepasst werden6.

• Nachdem die Qualitätsprobleme der Vergangenheit technisch und organisatorisch
gelöst sind, stehen heute wirtschaftliche Aspekte im Vordergrund, wie beispielsweise
die Frage nach der Kosteneffizienz und den Preisen (bzw. Gebühren) für Wasser und
Abwasser.

Im Zusammenhang mit der Frage nach effizienten Unternehmensstrukturen ist
(wie in allen Branchen) u.a. die Größe der Unternehmen zu betrachten7, welche im
Wassersektor agieren. Entsprechend der Vielzahl von Gemeinden, welche für die Was-
server- und -entsorgung zuständig sind, existieren in Deutschland sehr viele kleine Un-
ternehmen mit verhältnismäßig geringer Kundenzahl.

                                                
4 Zum Beschäftigungseffekt des Wassersektors siehe [IKT 2005].
5 Betrifft insbesondere den Sanierungsaufwand für die Abwasserkanäle mit derzeit 1,6 Mrd. €, das sind

rd. 3,5 €/ lfdm) [DWA 2005].
6 Was aus technischen Gründen, z.B. bei zu langen Durchflusszeiten im Netz aufgrund verringerter

Wassermengen, technische Mehraufwendungen und Zusatzkosten verursachen kann.
7 Die Unternehmensgröße ist ein wichtiger, aber keineswegs der einzige Parameter, welche die Unter-

nehmenseffizienz bestimmt [KAMPE 2001].
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Nach Erhebungen des Statistischen Bundesamtes versorgen etwa 6.560 Wasser-
versorgungsunternehmen 81,6 Mio. Einwohner in 13.364 Kommunen. Während in
Deutschland 2001 statistisch auf 1 Mio. Einwohner mehr als 80 Wasserversorgungsun-
ternehmen (WVU) kamen, werden in Frankreich oder England die gleiche Zahl von
Menschen von einem einzigen Unternehmen versorgt (vgl. Abbildung 2-2).
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Abbildung 2-2: Anzahl der Wasserversorgungsunternehmen pro 1 Mio. Einwohner im
internationalen Vergleich8

Das Bild auf Bundesebene ist heterogen9. Während in den Flächenstaaten Baden-
Württemberg, Bayern und Schleswig-Holstein mehr als 100 (bis zu 200) Wasserversor-
gungsunternehmen für die Versorgung von 100.000 Einwohnern agieren, gibt es in den
Stadtstaaten und den Bundesländern mit vergleichsweise gebündelten Organisations-
strukturen große Unternehmen, die jeweils mehrere 100.000 oder gar Millionen Ein-
wohner versorgen.

                                                
8 Quelle für die Datenbasis: siehe http://www.oowv.de .
9 In der DDR gab es 16 staatliche Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsbetriebe (WAB). Im

Zuge der Rekommunalisierung entstanden ca. 550 Versorger.
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In der Abwasserentsorgung sieht die Struktur ähnlich aus. Hier agieren in
Deutschland ca. 6.700 Unternehmen, welche rd. 80 Mio. Einwohner entsorgen und
10,5 Mrd. m³ Abwasser jährlich behandeln. Von über 10.500 Kläranlagen reinigen 273
Kläranlagen 50 % der anfallenden Abwassermenge; 40 % der Kläranlagen entsorgen
weniger kleiner als 10.000 Einwohnerwerte10.

Bei Wasserversorgung und Abwasserentsorgung stellt sich generell die Frage
nach der fallweise optimalen Unternehmensgröße. Wenngleich effizient geführte kleine
Unternehmen häufig flexibler und mit geringeren Gemeinkosten arbeiten profitieren
große Unternehmen von in der Regel geringeren spezifischen Kosten (€/m³ oder
€/Einwohner) für den Betrieb großer Anlagen (Skaleneffekt; economy of scale). Bei
welcher Kundenzahl oder welchem Umsatz die betriebswirtschaftlich optimale Unter-
nehmensgröße liegt, hängt von den örtlichen Gegebenheiten ab. So findet man in der
Praxis durchaus effizient agierende Unternehmen, die deutlich weniger als z.B. 50.000
oder gar weniger als 15.000 Einwohner ver- bzw. entsorgen.

Inwieweit und unter welchen Voraussetzungen, kleinere und kleinste Wasserun-
ternehmen auf Dauer dem Konkurrenzdruck von deutlich größeren Unternehmen stand-
halten können, ist eine andere Frage (vgl. dazu Seite 104).

Im Hinblick auf die Versorgungssicherheit können dezentrale technische Struktu-
ren bei der Wassergewinnung von Vorteil sein, wenn bei einem Systemausfall nur eine
kleine Bevölkerungszahl betroffen ist.. Umgekehrt sind große, zentral vernetzte Struktu-
ren besser geeignet, technisch und organisatorisch anspruchsvolle Sicherheitskonzepte
zu realisieren. Fast immer ist es zu empfehlen, Wasserressourcen mit unterschiedlichem
Risikoprofil11 im Verbund zu nutzen und intern Redundanzen12 zu schaffen.

Wie die Abbildungen 2-3 und 2-4 zeigen, dominieren im deutschen Wassersek-
tor die öffentlich-rechtlichen Unternehmen. Gegenüber früher ist der Anteil so genann-
ter "verselbständigter Betriebe" (Eigenbetrieb, AöR) angestiegen. Gleichzeitig gibt es
eine (in den letzten Jahren deutlich gewachsene) Zahl an kommunalen Unternehmen mit
privater Beteiligung in den unterschiedlichsten Varianten13.

                                                
10 Die Größe von Kläranlagen kann in Einwohnerwerten "gemessen/ausgewiesen" werden, wobei zu-

sätzlich zur Anzahl der anschließbaren Einwohner die Abwässer aus Gewerbe und Industrie einge-
rechnet werden.

11 Zum Beispiel Grundwasserbrunnen plus Trinkwassertalsperre, so dass bei einem Schadensereignis
(wie etwa Verkehrsunfall mit Chemikalienfreisetzung) die jeweils nicht betroffene Rohwasserquelle
verfügbar bleibt.

12 Zum Beispiel, indem ein Wasserwerk komplett mehrstraßig ausgeführt wird, so dass bei einem techni-
schen Defekt stets eine Straße weiterläuft - wie dies bei größeren Wasserwerken möglich ist.

13 In England/Wales ist die Wasserver- und -entsorgung einheitlich in börsennotierten Aktiengesell-
schaften organisiert, welche nach einheitlichen Kennziffern reguliert werden. In Frankreich sind, wie
in Deutschland, die Gemeinden zuständig, wobei mit fast 75 % jedoch das Konzessionsmodell domi-
niert (teilweise mit Abwandlung als Betriebsführungs- plus Sanierungsauftrag, "Affermage"). Hinge-
gen gibt es in Deutschland praktisch alle bekannten Organisationsmodelle, vom kommunalen Regie-
betrieb bis hin zur weit gehenden Aufgabendelegation an Private im Konzessions- und Betreibermo-
dell [RUDOLPH 1999].
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Gemischt öffentl.-privat.
Gesellschaft AG/GmbH

24,9 %

Sonstige privatrechtl.
Unternehmen

0,6 %

Eigengesellschaft AG
9,0 % Eigengesellschaft GmbH

24,7 %

Wasser- und
Bodenverbände

5,8 %

Zweckverbände
18,0 %

Eigenbetriebe
16,8 %

Regiebetriebe
0,2 %

Abbildung 2-3: Organisationsform der Wasserversorgungsunternehmen
bezogen auf die Einwohnerzahl14

Zweckverband
11 %

Eigengesellschaft
5 %

Kooperations-
gesellschaft

(inkl. Berlin)
 9 % Regiebetrieb

11 %

A. ö. R.
17 % Eigenbetrieb

43 %

Sonst. privatrechtl.
Unternehmen

4 %

Abbildung 2-4: Organisationsform der Abwasserunternehmen
bezogen auf die Einwohnerzahl15

                                                
14 der Bevölkerung, die von Unternehmen in o.g. Organisationsform versorgt werden [Quelle: BGW

2004].
15 Nach Anzahl der an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen Einwohner plus Einwohnergleich-

werte [Zahlenbasis ATV-DVWK 2004, ergänzt mit Zahlen BDE 2005].
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2.2 Institutionelle Aufgabenverteilung

Deutschland ist als Bundesstaat föderal aufgebaut: Die staatlichen Aufgaben sind
auf Bund, Länder und Kommunen verteilt. Der Bund ist, unter Beachtung der europa-
weit gültigen Vorgaben, für die Rahmengesetzgebung und nationale Aufgaben der Was-
serwirtschaft zuständig.

Auf Bundesebene ist die Wasserbranche eine Aufgabe des Ministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit. Gewässerschutz und Flussgebietmanagement liegen beim Ministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Die Aus- und Fortbildung sowie
Technologieentwicklung liegt beim Ministerium für Bildung und Forschung. Das Mi-
nisterium für Gesundheit und soziale Sicherung legt Standards zur Trinkwasserqualität
und für die Überwachung fest. Aufgrund der zunehmenden Internationalisierung sind
die Aktivitäten der Entwicklungszusammenarbeit (Entwicklungshilfe) im Wassersektor
(unter der Zuständigkeit des Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung) für die Verhältnisse in Deutschland von zunehmender Bedeutung (vgl.
Kapitel 5).

Darüber hinaus haben die Unternehmen im Wassersektor auch mit dem Bundes-
ministerium des Innern (→ Gemeindeordnung), mit dem Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen (→ Bauordnung, Infrastrukturentwicklung), dem Bun-
desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (→ Agrar- und
Küstenschutz, Wasser- und Bodenverbände) und (nicht zuletzt) dem Bundesministerium
der Finanzen (→ Steuergesetzgebung) zu tun.

Die Ministerien verfügen über Fachbehörden, wie etwa das Umweltbundesamt,
die Bundesanstalt für Gewässerkunde, die Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe, sowie über private Aufgabenträger, wie etwa den "Projektträger für Wasser-
technologie" des BMBF oder die "Gesellschaft für technische Zusammenarbeit" des
BMZ.

Die 16 Bundesländer sind (im Rahmen der Bundesgesetze) für die Regelung der
Wasserver- und Abwasserentsorgung in ihren Territorien verantwortlich. Hier agieren
die Landesministerien mit ihren untergeordneten öffentlichen und privaten Aufgaben-
trägern (wie etwa Landesanstalten, Wirtschaftsförderungsgesellschaften usw.).

Die Organisation und Sicherstellung der Abwasserentsorgung und (teilweise)
Wasserversorgung gehört zu den traditionellen Pflichtaufgaben16 der Kommunen bzw.

                                                
16 Mit dem deutschen Rechtsbegriff "Daseinsvorsorge" [www.vku.de] oder europäisch als "Dienstleis-

tung von allgemeinem Interesse" bezeichnet [BDE 2005].
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Gebietskörperschaften, mit Unterschieden nach Maßgabe der Landeswassergesetze.
Den Kommunen obliegt die Entscheidung darüber, wie sie diese ihre Pflichtaufgaben in
der Praxis organisieren und erfüllen.

Diese dezentrale Entscheidungsfindung auf kommunaler Ebene in Verbindung mit
der föderalen Struktur hat dazu beigetragen, dass Deutschland wohl das Land mit der
größten Vielfalt an unterschiedlichen Organisationsformen ist [UBA 2001].

Unabhängig von der gewählten Organisationsform oder dem technischen Konzept
sind die jeweils geltenden Umweltstandards und technischen Auflagen für den Bau und
Betrieb einzuhalten. Die etablierten Instrumente und Institutionen zur technischen Re-
gulierung, beginnend vom Gesundheitsschutz bis hin zur Umweltüberwachung, funk-
tionieren in der Praxis weitgehend problemlos. Schrittweise wird die Harmonisierung
mit den neuen Anforderungen der Europäischen Union vollzogen.

Eine Preisregulierung, wie für den Energiesektor oder bei der Telefonie, gibt es
für den deutschen Wassersektor aus sachlichen und rechtlichen Gründen nicht. Hier
greifen andere Mechanismen. Zunächst ist zu unterscheiden, ob es sich (wie zumeist bei
der Wasserversorgung) um ein privatrechtliches Entgelt oder (wie zumeist bei der Ab-
wasserentsorgung) um eine öffentlich-rechtliche Gebühr handelt. Letztere wird vom
Wasser-/Abwasserbetrieb kalkuliert, vom kommunalen Entscheidungsgremium be-
schlossen und nur im Falle einer Klage vom zuständigen Verwaltungsgericht überprüft.
Mittelbar agiert als Kontrollinstanz ggf. die Kommunalaufsichtsbehörde, welche be-
darfsweise (z.B. Überschuldung der Gemeinde; Genehmigung der Aufnahme eines
Kommunalkredits) überprüft, ob die Gebühren- und Beitragskalkulation korrekt erfolgt;
nach dem Kostendeckungsprinzip darf kein Gewinnzuschlag zugunsten der Kommune
enthalten sein17.

Demgegenüber obliegt die Kontrolle der privatwirtschaftlichen Entgelte der zu-
ständigen Kartellbehörde (§ 103, Absatz 5, Satz 2, Nr. 2 GWB, alte Fassung). Auf An-
frage müssen die Wasserunternehmen nachweisen und ggf. beweisen, dass z.B. die
Wassertarife nicht höher sind als bei vergleichbaren Unternehmen und unter vergleich-
baren Randbedingungen [KARTELLBEHÖRDEN 1997/1998; DAIBER 2003;
LUTZ/GAUGGEL 2000]. Die zuständige Kartellbehörde - in der Regel wegen des
Ortsbezuges die Landeskartellbehörde des jeweiligen Bundeslandes - kann eine Unter-
suchung wegen Verdacht auf "missbräuchliche Preisbildung" einleiten.

                                                
17 Im Gegensatz zu privaten Unternehmen, welche "Wagnis und Gewinn" in ihre Gebührenkalkulation

einrechnen. Weil bei Kommunen letztlich immer der Steuer- und/oder Gebührenzahler haftet, wenn
ein Wagnis eintritt (Kostenüberschreitungen, Funktionsmängel, Schäden u.a.m.), wäre ein Gewinnzu-
schlag systemwidrig. Wenn privatwirtschaftliche Preise als Kostenposition in die öffentlich-rechtliche
Gebührenkalkulation einfließen, darf ein Gewinnzuschlag unter Umständen enthalten sein (z.B. Wett-
bewerbspreise im Sinne VgV oder Selbstkostenpreise gemäß VOPR).
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Sie prüft in diesem Falle die technischen Verhältnisse und Kostenstrukturen fall-
spezifisch und stellt sie denen der genannten "vergleichbaren Unternehmen" gegenüber
(was in gewisser Weise einem Kosten-Kennzahlen-Vergleich, einem Cost-Bench-
marking (siehe Kapitel 3.5.3.3, Seite 44), entspricht) [DAIBER 2004; DAIBER 2005].18

Das Instrument der kartellrechtlichen Preisbildung hat sich als wirksam erwiesen
[HMWVL 2004]. Es wird aber noch bislang nur in wenigen Bundesländern eingesetzt,
und ist zudem auf den Wasserversorgungsbereich beschränkt. Für die Abwasserentsor-
gung greift dieses Instrument grundsätzlich nicht, weil die Abwasserentsorgung nach
wie vor meist als hoheitliche Tätigkeit eingestuft ist. Aufgrund dieser historisch ge-
wachsenen unterschiedlichen Einordnung von Wasserversorgung einerseits und Abwas-
serentsorgung andererseits gibt es immer noch viele Unterschiede. Beispielsweise kön-
nen die Kommunen bei der Wasserversorgung (nicht aber bei der Abwasserentsorgung)
Konzessionsabgaben erheben. Umgekehrt lassen sich bei der Abwasserentsorgung
(nicht aber bei der Wasserversorgung) durch Ansatz kalkulatorischer Kosten, denen
kein Aufwand gegenübersteht, Einnahmeüberschüsse erzielen.

Insgesamt ist zu konstatieren, dass aufgrund des natürlichen Gebietmonopols von
Wassernetzen und Abwassernetzen ein offener, direkter Wettbewerb nicht stattfindet19.
Dieses wird durch den aus technischen und wirtschaftlichen Gründen gesetzlich veran-
kerten Anschluss- und Benutzungszwang abgesichert.

                                                
18 Die Kommunalabgabengesetze der Länder (KAG) gelten unmittelbar nur für die Erhebung von Abga-

ben (Steuern, Gebühren, Abgaben) durch Gemeinden und Gemeindeverbände. Das jeweils geltende
KAG schreibt vor, welche Kosten und welche Abschreibungsmethodik für die Kalkulation der Was-
sertarife anzusetzen sind. Ferner ermöglicht es eine "angemessene" Verzinsung des betriebsnotwendi-
gen Kapitals. Nach der neuesten Rechtssprechung des BGH zu der Anwendbarkeit der Beweislastre-
geln liegt die Nachweispflicht für ansetzbare Kosten bei dem Wasserunternehmen. Entgeltforderun-
gen privater Unternehmen, die Leistungen der Daseinsvorsorge anbieten, unterliegen der Billigkeits-
kontrolle gemäß § 315 Abs. 3 BGB. Es gibt Hinweise, dass das Zivilgericht im Zusammenhang mit
der Prüfung der Billigkeit inzident auch die Anwendbarkeit des Kommunalabgabengesetzes prüft. Die
Wasserpreisgestaltung dürfte somit dann rechtssicher sein, wenn die Kosten KAG-konform weiterge-
reicht werden und nicht gegen Kartellrecht verstoßen wird.
Die kartellrechtliche Wasserpreiskontrolle basiert auf § 131 Abs. 8 GWB n.F. i.V.m. §§ 103, 22 GWB
a.F. (Freistellungsmissbrauch). Ein Missbrauch wird regelmäßig dann bejaht, wenn das Markt-
verhalten eines Versorgungsunternehmens den Grundsätzen zuwiderläuft, die für das Marktverhalten
von Unternehmen bei wirksamen Wettbewerb bestimmend sind ("als-ob-Wettbewerb") oder ein Ve r-
sorgungsunternehmen ungünstigere Preise oder Geschäftsbedingungen fordert als ein gleichartiges
Unternehmen "Vergleichsmarktkonzept".
Aufgrund der Zielrichtung des GWB wird also nicht geprüft, ob die Preisgestaltung auf der Grundlage
des KAG erfolgte. Nur die Vergleichbarkeit ist letztendlich entscheidend. Die Grundlagen der Preis-
ermittlung werden lediglich zur Begründung der Abweichung von vergleichbaren, häufig benachbar-
ten Versorgern herangezogen.

19 Abgesehen vom Industriewassersektor, der sich unter Marktbedingungen entwickelt hat und laufend
weiter entwickelt.
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Gleichwohl gibt es einen indirekten Wettbewerb durch die o.g. Regulierung und
den politischen Druck der dann entsteht, wenn die Wasserkunden unzufrieden werden
und dies von den verantwortlichen Entscheidungsträgern thematisiert wird. Zweifels-
ohne hat der Wettbewerb um den Markt begonnen20. Dieser Wettbewerb wird stark
durch die internationalen Strukturen geprägt.

2.3 Herausforderungen an die Unternehmensentwicklung

Bei der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind seit jeher drei Zielas-
pekte zu beachten, die heute häufig auch als die "drei Säulen der Nachhaltigkeit" be-
zeichnet werden, nämlich

• Ökonomie
Die Wasserunternehmen müssen wirtschaftlich so ausgestattet sein, dass die erforderlichen
Anlagen gebaut, gewartet und betrieben werden können. Dafür braucht es geeignete, leis-
tungsfähige Unternehmensstrukturen. Zur nachhaltigen Bewirtschaftung gehören insbeson-
dere auch die notwendige laufende Modernisierung und ausreichende Reinvestitionen, damit
es nicht zum schleichenden Substanzverfall beispielsweise in den Netzen kommt.

• Soziales
Hier müssen die Wasserunternehmen auf Kosteneffizienz achten, um die Zahlungsbereit-
schaft21 ihrer Wasserkunden nicht zu überfordern. Ansonsten kann es zu sozialen Spannun-
gen kommen, z.B. wenn Arbeitsplätze infolge der Abwanderung von wasserintensiven In-
dustriezweigen verloren gehen.

• Umwelt
Für die Trinkwasserversorgung sind saubere Rohwasserressourcen erforderlich. Daher sind
die Wasserunternehmen selbst am vorsorgenden und umfassenden Gewässer- und Umwelt-
schutz interessiert. Unabhängig davon tragen die Wasserunternehmen durch den pfleglichen
Umgang mit den Wasserressourcen und durch eine umweltverträgliche Abwasserentsorgung
zum Gewässer- und Umweltschutz bei.

Aus diesen "drei Säulen" resultieren komplexe Vorgaben für das Unternehmens-
management und die Unternehmensentwicklung im öffentlichen Wassersektor. Hierauf
wird in den nachfolgenden Kapiteln noch näher eingegangen.

                                                
20 Darunter versteht man den Wettbewerb um Gebietskonzessionen oder um Anteile an Wasserunter-

nehmen mit Gebietsmonopol (im Gegensatz zum Wettbewerb im Markt) den Wettbewerb konkurrie-
render Unternehmen direkt um den Wasserkunden.

21 In ärmeren Ländern, geht es nicht um die Zahlungsbereitschaft sondern um die Zahlungsfähigkeit,
wenn die Kosten für Wasser und Abwasser einen bestimmten Grenzwert überschreiten (vgl. Kapi-
tel 5.2, Seite 100).

!
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Als besondere Herausforderung ist der in Deutschland hohe Anspruch an die Ver-
sorgungssicherheit zu erhalten. Dies zeigt sich an den niedrigen Wasserverlusten, die in
Deutschland im einstelligen Prozentbereich (unter 10 %) liegen22, während sie in euro-
päischen Nachbarländern bei über 20 % liegen, in Entwicklungs- und Transformations-
ländern nicht selten deutlich über 50 % [UBA 2001]. Die Wasserverlustrate zeigt, wie
gut die Anlagen und Netze der Wasserversorgung gewartet werden, wie neu und mo-
dern die Armaturen und Rohrleitungen sind und mit welcher Wahrscheinlichkeit mit
Leckagen und Versorgungsstörungen zu rechnen ist.

Heute stehen Fragen der Wirtschaftlichkeit und Substanzerhaltung im Vorder-
grund. Organisation und Arbeitsweisen der Wasserunternehmen werden neu hinterfragt:

• Aus Sicht des Wasserkunden bzw. Gebührenzahlers:

- Sind die Wasser-/Abwasserpreise in der bestehenden Höhe tatsächlich notwendig,
gibt es Möglichkeiten zur Verbesserung der Kosteneffizienz? 23

• Aus Sicht der Politik:

- In ihrer Funktion als Bürgervertretung:
s.o.: Welche Instrumente und Möglichkeiten gibt es, die Kosteneffizienz bei der
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung zu verbessern?

- In ihrer Funktion als Eigentümer von Wasserunternehmen:
Wie lassen sich die Gewinnerwartungen zugunsten der kommunalen Haushalte
und gleichzeitig kommunalpolitischen Einflüsse optimal befriedigen?
Wie soll der "Konzern Stadt" insgesamt geordnet sein, mit der hoheitlichen Ver-
waltung, den technischen Diensten, Stadtwerken etc.?

- In ihrer Funktion für den deutschen Wassersektor:
Welche Folgen sind aus der Internationalisierung für die Wasserunternehmen und
Wasserkunden zu erwarten?
Welche positiven Besonderheiten des deutschen Wassersektors sollen erhalten
und welche verändert werden, wenn es um die Anpassung an die internationalen
Verhältnisse oder die Harmonisierung in Europa geht?

                                                
22 In einigen der neuen Länder und Regionen der alten Länder liegen die Verlustraten deutlich über dem

Bundesdurchschnittswert - mit rückläufiger Tendenz infolge fortschreitender Netzsanierung.
23 In Deutschland werden die Entgelte für Wasser und Abwasser im Wesentlichen kostendeckend kalku-

liert. Der Verbraucher soll die für ihn erbrachten Leistungen voll abgelten. dies ist in den Ländern der
EU zum Teil unterschiedlich [BMWI 1999].

!
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• Aus Sicht der Wasserunternehmen:

- Wie kann man den geänderten, z.B. EU-rechtlich bedingten, Vorgaben und Ent-
wicklungen am Besten gerecht werden (z.B. geändertes Wettbewerbsrecht, Ver-
gaberecht, siehe Kapitel 4.4.6)?

- Wie kann das eigene Unternehmen zukunftsfähig aufgestellt werden, nachdem
sich durch die Liberalisierung der Energieversorgung die Arbeitsbedingungen für
viele Versorgungsunternehmen verändert haben?

- Wie kann die Konkurrenzfähigkeit des lokalen/regionalen Wasserunternehmens
am Heimatmarkt gegen Konzerne erhalten werden, die im internationalen Maß-
stab agieren? Wo und wie sind Anpassungen, Kooperationen sinnvoll?

Dies sind nur einige typische und exemplarische Fragestellungen.

Nicht nur die Wasserunternehmen unterliegen dem Veränderungsdruck. Für alle
Beteiligten, insbesondere für Kommunen und ihre politischen sowie administrativen
Vertreter, bedeutet dieser oftmals tief greifende Veränderungen in ihren Rechten und
Pflichten. Das Führungspersonal von Wasserunternehmen steht in der Verantwortung,
sinnvolle Veränderungen aktiv zu unterstützen. Korrespondierend dazu sind (Aufsichts)
Behörden immer stärker gefragt, den formalen Rahmen an Strukturänderungen anzupas-
sen, um beispielsweise die Nutzung von Effizienzsteigerungspotenzialen schnell und
reibungsfrei zu ermöglichen24.

Die Anforderungen im Wassersektor bringen entsprechende Herausforderungen
an das Unternehmensmanagement . Exemplarisch seien genannt

• mit Blick auf das Unternehmen
- Optimierung von Rohstoffeinsatz und Abfallwirtschaft entsprechend den gestie-

genen Kosten,
- Anpassung von Anlagen und Betrieb an verringerte Wassermengen im Durch-

schnitt, oft bei gleich bleibendem Spitzenverbrauch und erschwerten technischen
Bedingungen25,

                                                
24 So war z.B. ein kommunaler Klärwerksbetreiber für die Faulgasverstromung in einem privaten Block-

heizkraftwerk auf die positiven Stellungnahmen der zuständigen Umweltbehörde sowie der Kommu-
nalaufsicht angewiesen.

25 Wenn beispielsweise eine innerbetriebliche Abwasservorbehandlung mit Teilkreisläufen installiert
wird, ergibt sich im Zulauf der kommunalen Kläranlage oft ein ungünstigeres Nährstoffverhältnis
zwischen Kohlenstoff- und Stickstoffverbindungen im Abwasser, was die weiter gehende Abwasser-
behandlung erschwert.

!
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- ggf. erforderlich (in ländlichen Regionen und Städten der neuen Länder): Rück-
bau der Infrastruktur (Netze und Anlagen), entsprechend den technischen Not-
wendigkeiten bei stark reduziertem oder ganz wegfallendem Wasser-/Ab-
wasserdurchsatz26. Dies wirft neue Finanzierungsprobleme auf (ggf. zu Lasten der
kommunalen Haushalte).

- insbesondere bei kleineren Unternehmen im ländlichen Raum oder in Industrie-
brachen: Abbau der Schuldenlast, die infolge von Investitionen in ungenutzte
Anlagen, Gebührenausfällen etc. entstanden sind.

- Abbau hierarchischer Hindernisse (abhängig von der Unternehmensstruktur, ggf.
unter Beachtung des öffentlichen Dienstrechtes),

- Zukunftsplanung aufgrund komplexer Entwicklungsszenarien (einfache Szenarien
nur dort möglich, wo Planungssicherheit hinsichtlich der wesentlichen Entwick-
lungsparameter besteht, z.B. Bevölkerungszahl, Industrietätigkeit, politische Vor-
gaben, Gebietsschutz etc.).

• mit Blick auf den Wasserkunden
- Höhere Anforderungen an die Öffentlichkeitsarbeit

(Rechtsfertigungsdruck insbesondere für Wasserpreise/Abwassergebühren),
- ambivalente Zielvorgaben, wie etwa "Wassersparen" und "Regenwassernutzung",

die einerseits aus übergeordneten umweltpolitischen Gründen gewünscht, ande-
rerseits aus technischen und ökonomischen Gründen nachteilig sein können
[RUDOLPH 1998],

- gestiegene Anforderung bei der Verbrauchsmessung (→ getrennter Nachweis von
Abzugsmengen z.B. für die Gartenbewässerung, von Zuschlagsmengen für die
Regenwassernutzung, jeweils bezogen auf die abrechnungsfähige Abwassermen-
ge), bei der Verbrauchsabrechnung (komplexere Abrechnungsstrukturen, z.B.
durch den gesplitteten Gebührenmaßstab für Grundentgelt, Arbeitsentgelt, ge-
trennte Niederschlagsabwassergebühr ) und beim Rechnungs-/Inkassowesen er-
schwerte Bedingungen aufgrund der Wirtschaftslage in Deutschland.

• mit Blick auf die Mitarbeiter
- Erhalt des intakten sozialen Arbeitsumfeldes auch bei evtl. verringertem finan-

ziellen Spielraum des Unternehmens,
- Durchsetzung organisatorisch notwendiger Veränderungen, ohne das Personal zu

demotivieren,
- Flexibilisierung der Arbeitsformen und Arbeitszeiten.

                                                
26 Wenn die Wassermenge sinkt, nimmt die Fließgeschwindigkeit in Rohren und Kanälen ab, und die

Fließzeiten werden länger. Dadurch kann es zu schädlichen Absatzvorgängen kommen, im Trinkwas-
ser können sich Krankheitserreger bilden, Abwasser kann anfaulen usw.

!
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Um derartigen Herausforderungen gerecht zu werden, hat der Deutsche Bundestag
am 15.03.2002 eine "Modernisierungsstrategie für die nachhaltige Wasserwirtschaft in
Deutschland" gefordert und beschlossen [Drucksache 14/7177 (Antrag) und 14/8564
(Beschluss)].

Hiernach sollen effiziente, kundenorientierte und wettbewerbsgerechte Dienst-
leistungsunternehmen, die sich der nachhaltigen Wasserwirtschaft verpflichtet fühlen,
geschaffen werden. Dabei sollen besonders "Kooperationen bis hin zu Fusionen zwi-
schen benachbarten Wasserver- und -entsorgungssystemen" in Anlehnung an EU-
Wasserrahmenrichtlinie (integriertes Management von Flusseinzugsgebieten) gefördert
werden.

Die Wasserunternehmen sollten sich verstärkt auf modern Management-Metho-
den und Instrumente wie Leistungsvergleiche (Benchmarking) und Qualitätsmanage-
ment orientieren. Gleichzeitig gilt es, auf allen Ebenen das Informationsangebot zu
verbessern und zu prüfen. Ebenfalls zu prüfen ist die stärkere Nutzung der privatwir t-
schaftlichen Beteiligung. Außerdem sollen deutsche wasserwirtschaftliche Unterneh-
men stärker bei ihrem internationalen Engagement unterstützt und die damit verbunde-
nen Aktivitäten besser koordiniert werden.

Die Entscheidungshoheit zur Gestaltung der Ver- und Entsorgung liegt, unabhän-
gig von diesen Bestrebungen, bei den Kommunen.

Darüber hinaus muss sich das Unternehmensmanagement der weltweiten Heraus-
forderungen zur Wasserver- und -entsorgung bewusst sein und im internationalen Ver-
gleich wettbewerbs- bzw. überlebensfähig bleiben (vgl. Kapitel 5.3, Seite 104). Sinnvoll
können ggf. folgende Maßnahmen sein:

- laufende Auswertung der internationalen Fachpresse, Konferenzteilnahme,

- Schulung von Führungspersonal im technischen und kaufmännischen Betrieb auch in
Fremdsprachen (englisch),

- Bildung und Pflege von Netzwerken mit potenziellen Partnern und Kommunen,

- aktive Beteiligung an Forschungsaktivitäten, ggf. im Rahmen einschlägiger Förder-
programme (www.bmbf.de, www.fzk.de, www.cordis.lu),

- Beteiligung an Bieterkonsortien für internationale Wasserdienstle istungen (siehe
Kapitel 5.4, Seite 109).
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3. UNTERNEHMENSMANAGEMENT

Wie in Kapitel 2.3 dargelegt, sind für eine nachhaltige Wasserver- und
-entsorgung die "drei Säulen" Ökonomie, Ökologie, Soziales zu beachten. Für die Un-
ternehmen im Wassersektor gilt eine mehrdimensionale Zielstruktur, woraus die ent-
sprechenden Strategiekriterien für das Unternehmensmanagement abzuleiten sind. Da-
bei müssen die Wasserunternehmen, zusätzlich nicht nur die Belange einerseits des
Kunden ("Customer Value") und des Gesellschafters ("Shareholder Value") in Einklang
bringen, sondern darüber hinaus noch weiter gehendere kommunalpolitische Interessen
und Interessenten berücksicht igen.

Vor diesem Hintergrund gehören zum Unternehmensmanagement die

• Festlegung der Unternehmensstrategie (Kapitel 3.1),
• Definition des Geschäftsfeldes (Kapitel 3.2)
• Festlegung betrieblicher Zielgrößen (Kapitel 3.3),
• (Neu-) Gestaltung der Unternehmensstrukturen (Kapitel 3.4),
• Wahl und Einsätze von Instrumenten zur Unternehmenssteuerung (Kapitel 3.5).

3.1 Unternehmensstrategie

Ganz allgemein kann man eine Unternehmensstrategie anhand der Begriffe
"Können", "Müssen" und "Wollen" (Abbildung 3-1) diskutieren. Anders formuliert: Es
geht um die Analyse des vorhandenen Leistungspotenzials im Status quo ("Können"),
bezüglich der von außen an das Wasserunternehmen herangetragenen Anforderungen
("Müssen") und dessen, was das Unternehmen selbst in Zukunft erreichen möchte
("Wollen").

Dabei sind von Anfang an sinnvolle Kooperationsmöglichkeiten mitzubetrachten,
welche den Rahmen für "Können", "Müssen" und "Wollen" ggf. erheblich verbreitern
können (vgl. Kapitel 4.3 und 4.4).!
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Können

"Blick
nach innen"

Können

"Blick
nach innen"

Chancen und Risiken

strategische
Unternehmensentwicklung

Marktanalyse
(Marktstruktur und Rentabilität)

Müssen

"Blick auf das
Umfeld"

Müssen

"Blick auf das
Umfeld"

Kundenanalyse
(Nachfrage)
Konkurrenzanalyse
(Wettbewerb)

Wollen

"Blick in die
Zukunft"

Wollen

"Blick in die
Zukunft"

Organisation und Management

Produkte und Dienstleistungen

Abbildung 3-1: Schritte bei der Strategiefindung

Im Einzelnen ist im Rahmen einer Unternehmensstrategie festzulegen, welche
Entwicklungen das jeweilige Wasserunternehmen anstrebt. Stichpunkte dazu sind:

• Marktdurchdringung

- Ausschöpfung des Marktpotenzials mit vorhandenen Produkten in bestehenden
Märkten
Beispiel: Neuer Anschluss zusätzlicher Wasserkunden, die bislang auf andere Lösungen zur Was-

serversorgung und Abwasserentsorgung angewiesen waren.
Weil der Wassersektor in Deutschland nicht mehr wächst (vgl. Abbildung 5-3, Sei-
te 99), ist die Zahl der Fälle, bei denen beispielsweise der Qualitätsvorteil der öffentli-
chen Wasserversorgung oder ein Preisvorteil bei der öffentlichen Abwasserentsorgung
gegenüber der bisherigen Eigenlösung überwiegt und Neukunden gewonnen werden,
beschränkt. Trotzdem sind aus der Praxis zahlreiche Erfolgsbeispiele bekannt (siehe
auch Kasten Seite 19).
Häufiger geht es um den umgekehrten Fall, nämlich darum, dass beispielsweise vorhan-
dene Industriekunden der öffentlichen Wasserversorgung nicht mit Preisen belastet
werden, welche teurer sind als eine Eigenversorgung oder alternative Versorgung (wo-
bei die Kosten für die Eigenversorgung infolge Technologiefortschritt für dezentrale
und Recyclinganlagen in den letzten Jahren deutlich gesunken ist). Hier kommt es dar-
auf an, die unternehmensstrategischen Möglichkeiten zum Erhalt dieser Kundenbezie-
hungen einzusetzen.

- Gewinnung von Konkurrenzkunden (Verdrängungswettbewerb)
Beispiel: Erbringung von wassertechnischen Ingenieurleistungen für industrielle Kunden oder

Kommunen in der Nachbarschaft durch ein Wasserunternehmen, welches über eine
eigene Planungsabteilung mit unausgelasteten Kapazitäten verfügt.

!
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Beispiel: Eine mittelgroße Gemeinde hat ihren Klärschlamm in der Vergangenheit über ein pri-
vates Unternehmen entsorgt, obwohl Behandlungskapazitäten auf dem nahe städtischen
Klärwerk ungenutzt blieben. Im Gegensatz zur Stadt war das konkurrierende Privatun-
ternehmen in der Lage gewesen, marktfähige Preise anzubieten, während die Stadt bes-
tenfalls die nach gebührenrechtlichen Prinzipien kalkulierten Kosten offerieren konnte.
Seit einigen Jahren hat die Stadt ihre freien Kapazitäten an ein kooperierendes anderes
privates Unternehmen verpachtet und spart nicht nur Unterhaltungskosten, sondern
nimmt auch nennenswerte Pachterträge ein. Dieses verbundene private Unternehmen ist
inzwischen am Entsorgungsmarkt so gut platziert, dass sämtliche Kapazitäten auf dem
Klärwerk der Stadt mit Drittschlämmen aus dem Umland voll ausgelastet sind.

• Marktentwicklung

- Findung neuer Märkte mit bestehenden Produkten
Beispiel: Herstellung und Vermarktung von Kulturboden aus Klärschlamm, welchen das Wasser-

unternehmen bisher nicht verwertet, sondern entsorgt hat.

- Gewinnung neuer Marktsegmente (funktionale und regionale Expansion)
Beispiel: Entwicklung eines Technologieparks auf einer Industriebrache, wobei sich ein Wasser-

unternehmen als Mitinvestor und Infrastrukturdienstleister beteiligt.
Im benannten Fall handelt es sich um einen Stadtstaat, welcher die erforderlichen recht-
lichen Randbedingungen auf Landesebene klären konnte. In anderen Bundesländern
wäre diese Konstellation aufgrund der Restriktionen im Gemeindewirtschaftsrecht
kaum denkbar. Sie waren im genannten Stadtstaat im Übrigen auch nur deshalb reali-
sierbar, weil keine Konkurrenz zu steuerpflichtigen und konkursfähigen privaten Unter-
nehmen bestand (vgl. Kapitel 5.4, Seite 108 sowie Seite 30, Fußnote 36).

• Produktentwicklung

- Entwicklung neuer Produkte für bestehende Märkte und Kunden
Beispiel: Herstellung und Lieferung von Reinstwasser (z.B. vollentsalztes Kesselspeisewasser)

für industrielle Sondertarifkunden oder (analog) von preisvergünstigtem Brauchwasser
durch das örtliche Wasserunternehmen.

- Erweiterung der Produktpalette durch "echte" Produktinnovationen oder durch
Variation bestehender Produkte
Beispiel: Ausweitung der Wasserdienstleistungen bis hin zur kompletten Gebäudebewirtschaf-

tung ("Facility Management"), ggf. gekoppelt an innovative Systeme zur Steuerung und
Fernüberwachung.

• Diversifikation

- Entwicklung neuer Produkte für neue Märkte
Beispiel: Stromerzeugung mit Biogas (Faulgas) aus Kläranlagen oder (derzeit noch Zukunftsper-

spektive) Wertstoffrückgewinnung, beispielsweise Phosphorverbindungen aus Abwäs-
sern und Klärschlamm.
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- Erweiterung des ursprünglichen Kerngeschäfts
Beispiel: Ausweitungen der Angebotspalette von reinen Wasserdienstleis tungen ("Single Utility")

zu anderen Infrastrukturdienstleistungen ("Multi Utility"). Das reine Wasserunterneh-
men wird im Querverbund auch für beispielsweise Energie- und/oder Abfallentsorgung
zuständig, oder ein Stadtwerk erweitert die Angebotspalette und betätigt sich zusätzlich
im Anlagenbau oder bei der Infrastrukturentwic klung.

Aktivitäten im o.g. Sinne als Elemente einer progressiven Unternehmensstrategie
sind nur dann sinnvoll, soweit die damit verbundenen Risiken beherrscht werden. Es
dürfen keine unakzeptablen Verlustrisiken zu Lasten der Kommunen, der Wasserkun-
den oder der Steuerzahler entstehen. Darauf hat die zuständige Kommunalaufsichtsbe-
hörde zu achten.

NVB GmbH
Gildkamp 10
48529 Nordhorn
Ansprechpartner:
Herr Dr. Michael Angrick,
Geschäftsführer
www.nvb-nordhorn.de

Das Versorgungsgebiet der nvb
(Nordhorner Versorgungsbetriebe
GmbH) liegt in der Grafschaft
Bentheim im äußersten Nordwes-
ten Niedersachsens direkt an der
Grenze zu den Niederlanden,
mitten im Herzen des grenzüber-
schreitenden Wirtschaftsraumes
Euregio. Die nvb ist ein mittel-
ständisches Unternehmen mit den
klassischen Sparten Energie,
Wasser und ÖPNV. Eigentümer
sind mehrere Kommunen aus dem
Landkreis Grafschaft Bentheim.
Im Versorgungsgebiet wohnen
etwa 80.000 Menschen. Daneben
obliegt der nvb die Geschäftsbe-
sorgung für insgesamt sechs in
einer Bädergesellschaft zusam-
mengefasste Hallen- und Freibäder
innerhalb des Landkreises Graf-
schaft Bentheim.
In den vergangenen Jahren ging
der Trinkwasserverkauf kontinu-
ierlich zurück. Allein in den letz-
ten 10 Jahren um 600.000 m³
bezogen auf ein Jahr. Ursachen
waren ein allgemeiner Nachfrage-
rückgang trotz steigender Einwoh-
nerzahlen, Nachfrageausfälle
durch den Niedergang der örtli-
chen Textilindustrie und ein rück-
läufiger Wasserverkauf an einen

benachbarten Wasserzweckver-
band. Derzeit werden rund 3 Mio.
m³ Wasser jährlich gefördert und
aufbereitet. Vor diesem Hinter-
grund versuchte nvb, neben Ratio-
nalisierungsmaßnahmen auf der
Kostenseite, auch auf der Markt-
seite einen Ausgleich zu schaffen.
Die Wassergewinnung und -auf-
bereitung in den Niederlanden fin-
det unter schwierigeren Randbe-
dingungen statt, als diesseits der
Grenze. Deshalb wurden seit 2001
erste Kontakte zu niederländischen
Wasserversorgern aufgebaut.
Schließlich ergab sich beim be-
nachbarten Wasserversorger
Vitens ein Bedarf, weil im August
2003 ein jährlicher Förderausfall
von 8 Mio. m³ entstanden war.
Durch einen Brand beim Reifen-
hersteller Vredenstein in Enschede
war mit Schadstoffen belastetes
Löschwasser in den Twentekanal,
aus dem Vitens unmittelbar Roh-
wasser fördert, gelaufen. Vitens
gleicht seitdem die Ausfallmenge
durch Anhebung der Förderkapa-
zitäten und durch Zukäufe, wie
von der nvb, aus.
Seit Mai 2004 liefern die nvb
Trinkwasser über eine 2.800 m
lange Leitung DN 250 in die
Niederlande. Per Vertrag sichert
die nvb eine jährliche Wassermen-
ge von 650.000 m³ im Rahmen der

genehmigten Wasserrechte zu. Bei
Bedarf kann die Menge auch ver-
doppelt werden. Für beide Unter-
nehmen hat die nachhaltige Ver-
fügbarkeit und Sicherstellung der
Trinkwasserversorgung einen ho-
hen Stellenwert. So ist die abge-
schlossene Vereinbarung nicht nur
ein Liefer- sondern auch ein Ko-
operationsvertrag. nvb und Vitens
sichern sich wechselseitige Hilfe
zu, wenn ein Partner in Versor-
gungsschwierigkeiten kommen
sollte. Für beide Unternehmen ist
diese sinnvolle Zusammenarbeit
aber nicht nur eine Verbesserung
der Versorgungssicherheit, son-
dern auch gelebte nachbarschaftli-
che Kooperation im Sinne des
europäischen Gedankens.

Abb.: Startschuss für die Lieferung
von Trinkwasser in die Niederlan-
de am 14. Mai 2004 (von links):
nvb-Geschäftsführer Dr. Michael
Angrick, nvb-Aufsichtsratsvorsit-
zender Lothar Floreck und Vitens-
Geschäftsführer Bert Feijen.

Wasser über die Grenze
- nvb liefern Trinkwasser in die

Niederlande
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Vielfach ist es angesichts der vorhandenen finanziellen und allgemeinen Situation
eines Wasserunternehmens erforderlich, eine defensive Unternehmensstrategie zu ver-
folgen , wie mittels

• Konsolidierung
(Stabilisierung des Wasserunternehmens durch rentabilitätssteigernde Maßnahmen)

- Konzentration auf das Kerngeschäft durch Herauslösen einzelner (insbesondere
unrentabler) Geschäftsbereiche

Beispiele: Veräußerung der bisher in Eigenregie geführten Betriebswerkstatt zur Reparatur von
Maschinen und Fahrzeugen.

Verkauf eines großen Sekundärrohstoffverwertungszentrums; die Klärschlammentsor-
gung wird ausgeschrieben und vergeben.

Übertragung der Wassergewinnung und Wasseraufbereitung von einem kleineren Was-
serversorgungsunternehmen an einen regionalen Wasserbeschaffungsverband.

- Verringerung der Wertschöpfungstiefe ("Outsourcing" bzw. "Contracting out")

Beispiel: Übertragung von Wartungs- und Serviceaufgaben des Netzbetriebes auf das örtliche
Handwerk zu günstigeren Kosten als bisher.

- Kooperationsvereinbarungen, Teilfusion

Beispiele: Stilllegung eines kleineren örtlichen Klärwerks, welches ansonsten kostenaufwändig
modernisiert werden müsste, und stattdessen Überleitung der Abwässer zu einer beste-
henden Zentralkläranlage eines benachbarten Abwasserunternehmens.

Übertragung der Wasserbeschaffung an einen regionalen Versorger, der für die Restle-
bensdauer ein örtliches Wasserwerk übernimmt und später aus Kostengründen schließen
wird.

• Transformation
(Stabilisierung des Wasserunternehmens durch Änderung der Unternehmensstruktur)

Beispiel: Einbringung eines kommunalen Unternehmens in einen überörtlichen Wasser- und Abwas-
serverband oder Übertragung der Durchführungsaufgabe der Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung gemäß § 18 a des Wasserhaushaltsgesetzes (vgl. Landeswassergesetze
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Baden-Württemberg) an Dritte, wobei die jeweiligen Rechtsver-
ordnungen allerdings noch ausstehen.

Beispiel: Delegation der Abwasserentsorgungsaufgaben an eine Anstalt des öffentlichen Rechtes
(AöR) in Kombination mit der Beauftragung eines privaten Dritten für ausgewählte Teil-
aufgaben. Dadurch hat das Wasserunternehmen die Abhängigkeit vom kommunalen Haus-
halt beseitigt (kostentreibende Beschränkungen bei der Organisation der Abwasserkanals a-
nierung, weil stets auch die Vorfinanzierung für den kommunalen Straßenanteil benötigt
wurde) und gleichzeitig eine Kostenstabilisierung erreicht (Einschaltung preiseffektiver
Servicefirmen), ohne die unternehmerische Eigenständigkeit der AöR einzuschränken.
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3.2 Unternehmensgegenstand (Geschäftsfeld)

Eine wichtige Aufgabe im Unternehmensmanagement ist es, ständig zu prüfen, ob
das bisherige Geschäftsfeld noch den aktuellen Anforderungen entspricht. In den ein-
führenden Kapiteln (vgl. Seiten 11 ff.) waren die geänderten Herausforderungen im
Wassersektor beschrieben worden ("internal drivers" ).

Eine Neudefinition des Geschäftsfeldes, bis hin zu einer Änderung des bisherigen
Unternehmensgegenstandes, kann aber auch durch Änderungen in den benachbarten
Branchen erzwungen werden, die neue Herausforderungen an den Wassersektor bringen
("external drivers" ).

Für die Wasserunternehmen sind insbesondere die Verschiebungen infolge der
Liberalisierung im Energieversorgungssektor relevant 27. Direkt betrifft dies viele Hun-
derte Stadtwerke, die nicht nur als Strom- und Gas-, sondern auch als Wasserversor-
gungsunternehmen agieren28. Abbildung 3-2 zeigt, dass der Stromsektor nach Zahlen
und deshalb oft auch in strategischer Hinsicht das Unternehmen dominiert.

Strom

Gas

Abfall

Wasser

Wärme

Abwasser

Sonstige

Verkehr

21,83

20,08

7,58

5,19

3,10

2,09

1,68

0,74

Abbildung 3-2: Umsatzerlöse der Stadtwerke in Deutschland in Mio. €, 2004
[Datenquelle: VKU, 2005]

                                                
27 Ähnlich hat sich bereits der private und der kommunale Abfallentsorgungssektor nach Einführung des

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (BGBl. I 1994, Seite 2705) (auch) im Hausmüllbereich neu strukturiert,
nachdem das Monopol der Gebietskörperschaften für die gewerbliche Abfallentsorgung weggefallen
war.

28 Für die Abwasserentsorgung sind überwiegend kommunale Regie- und Eigenbetriebe tätig, siehe
Abbildung 2-4, deshalb sind die Umsatzerlöse aus Abwasser bei den Stadtwerken gering.
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Wie massiv der Veränderungsdruck im Einzelnen auf Stadtwerke, Technische
Betriebe oder sonstige kommunale Unternehmen sein kann, der durch diese Verände-
rungen des Branchenumfeldes ausgelöst wird, hat ein Kommentator der Fachpresse mit
dem Schlagwort "Jeder mit jedem gegen jeden" (sicherlich übertrieben) formuliert. Da-
bei ging es auch um den Konkurrenzdruck, den internationale Finanzinvestoren und
Wasserkonzerne direkt oder indirekt ausüben, indem sie Teile des bisher von Wasser-
unternehmen für sicher gehaltenen Geschäftsfe ldes herausbrechen.

Beispiel: Ein Industriebetrieb hat sich entsprechend dem Verhältnismäßigkeitsprinzip vom Anschluss-
und Benutzungszwang an einen überregionalen Abwasserverband befreien lassen und eine
eigenständige Lösung mit einem privaten Entsorgungsunternehmen realisiert. Beim öffentli-
chen Wasserunternehmen stiegen dadurch die spezifischen Kosten (€/m³) sprunghaft an, weil
die industriellen Abwassermengen bei der Kostenumlage wegfielen.

Wichtige Aspekte, die auch unabhängig von den fallweise unterschiedlichen
Randbedingungen nachstehend behandelt werden sollen, sind dabei die Geschäftsfeld-
optimierung durch Verbesserungen bei

• Querverbund ("Multi Utility"),

• Entkopplung ("Unbundling"),

• Wertschöpfungstiefe ("Insourcing/Outsourcing").

3.2.1 Querverbund (Multi Utility)

Bei der Diskussion um den Querverbund steht zunächst die Integration von Was-
serversorgung und Abwasserentsorgung in einem Unternehmen zur Diskussion (Spar-
tenverbund), wodurch eine ganzheitliche Bewirtschaftung der Wasserressource erleich-
tert würde. Zwar gibt es eine Reihe von Wasser- und Abwasserverbänden sowie städti-
scher und privater Betriebe, die sowohl für die Wasserversorgung als auch die Abwas-
serentsorgung in ihrem Territorium zuständig sind. Zumeist hat jedoch die unterschied-
liche Besteuerung in der alten Bundesrepublik Deutschland die institutionelle Auftei-
lung des Wassersektors in Versorgung und Entsorgung bewirkt29.

                                                
29 Die Wasserversorgung ist mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % belegt (sie kann umgekehrt

vom Mehrwertsteuer-Vorabzug profitieren), während öffentlich-rechtlich organisierte Entsorgungs-
unternehmen steuerfrei gestellt sind (Mehrwertsteuer-Vorabzug nicht möglich). Sobald die Abwasser-
oder Abfallentsorgung jedoch in privatrechtlicher Form erfolgt (sei es als rein kommunale Stadtwer-
ke-GmbH oder auch mit privater Beteiligung), entfällt die Steuerbefreiung; es werden u.a. 16 %
Mehrwertsteuer fällig.
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In der ehemaligen DDR arbeiteten dagegen die VEB WAB, zuständig für die re-
gionale Wasserver- und Abwasserentsorgung (siehe Seite 5 Fußnote 9). Erst mit Einfüh-
rung der Kommunalverwaltungsstrukturen aus den alten Ländern entstanden viele ge-
trennte, kleinere Wasserbetriebe und Abwasserbetriebe.

Erst in jüngerer Zeit sind (vor allem unter dem Kostendruck und aus unterneh-
mensstrategischen Überlegungen) diese Bereiche Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung in etlichen Fällen wieder zusammengeführt worden (wenngleich häufig mit
Hilfskonstruktionen, um der Umsatzsteuerpflicht zu entgehen).

Beispiel: Eine private Versorgungsgesellschaft im Konsortium mit einem kommunalen Stadtwerk
übernehmen lediglich das Betriebsmanagement und Management von Investitionen für die
Abwasserentsorgung, so dass die laufenden Personalkosten und Kapitalkosten im städtischen
Rumpfeigenbetrieb verbleiben. Diese Konstruktion wurde erstmals unter dem Stichwort
"Teilhoheitsmodell" entwickelt, später unter dem Begriff "Betriebsüberlassungsmodell" (sie-
he Seite 72) aktualisiert [RUDOLPH 2001].

Welche Synergien im Querverbund Wasser/Abwasser im Einzelnen realisiert
werden können, hängt nicht zuletzt von der Größe des Unternehmens ab (so können
z.B. kleinere Unternehmen durch Zusammenlegen mehrerer Sparten im Verwaltungsbe-
reich, beim Einkauf, beim Netzbetrieb sich der betriebswirtschaftlich optimalen Größe
annähern), aber auch von vielen anderen Einflussparametern (insbesondere die Netz-
struktur definiert, wo eine gemeinsame Rohrverlegung und Netzwartung mit erhebli-
chen Kosteneinsparungen möglich ist).

Bei sehr kleinen Wasserunternehmen kann der Querverbund wirtschaftlich zwin-
gend sein, wenn die Verwaltung und der technische Betrieb von Einzelsparten weit un-
terhalb einer wirtschaftlichen Betriebsgröße (siehe dazu Fußnote 55, Seite 62) liegen.
Deshalb sind bei kleinen Kommunalverwaltungen die technischen Betriebe häufig für
alle technischen Bereiche (vom Grünflächenamt über die Liegenschaftsverwaltung bis
hin zum Bauhof und die Stadtentwässerung) zuständig. Allerdings sollte ein solcher
Querverbund so organisiert werden, dass er zusätzliche Optimierungen durch inter-
kommunale Kooperation oder PPP-Optionen nicht verhindert.

Grundsätzlich hat der Querverbund zwischen Wasser und Abwasser dort seine
Grenze, wo hygienische Risiken entstehen könnten. Deshalb ist in der Betriebspraxis
eine strikte Trennung der "Schwarzbereiche" und "Weißbereiche" zu beachten. Es ist
beispielsweise nicht zulässig, dass ein Elektromonteur zuerst die Steuerung einer nass
aufgestellten Abwassertauchpumpe repariert und danach die Kabelverbindung an einem
Trinkwasserbrunnen instandsetzt.

!
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Von hoher Aktualität ist darüber hinaus die Frage, ob bzw. wie die Integration der
Abwasserentsorgung in die Stadtwerke-typischen Versorgungssparten Strom, Gas, evtl.
Fernwärme, möglicherweise öffentlicher Nahverkehr, Bäderwesen etc. sinnvoll ist. Ne-
ben dem technisch-wirtschaftlichen Vergleich geht es in der Praxis dabei häufig um den
so genannten steuerlichen Querverbund. Dabei werden Verlustsparten, wie etwa öffent-
licher Personennahverkehr oder das Bäderwesen, mit gewinnträchtigen Sparten, wie
etwa die Stromversorgung, Gasversorgung, Wasserversorgung, in einem Unternehmen,
z.B. Holding, gemeinsam geführt.

Die Idealkonstruktion eines "Multi-Utility-Unternehmens" fasst alle Sparten der
so genannten Daseinsvorsorge 30 zusammen. Integrierte Liefer- und Leistungspakete aus
einer Hand bieten im Allgemeinen einen geringeren Aufwand bei der Abwicklung von
Angebotsprozessen und Transaktionskosteneinsparungen für den Kunden. So sind diese
organisatorischen Prozesse vor allem ein Ergebnis technischer Veränderung, unterneh-
merischer Strategien sowie Veränderungen rechtlicher Art.

Neben den technischen Synergiepotenzialen im Querverbund (Bau und Betrieb
von Netzen, Anlagen, Bündelung bei Administration, Einkauf, Personalführung, EDV
und Fernwirktechnik etc.) steht vor allem auch die stärkere Positionierung eines Multi-
Utility-Unternehmens am Markt und beim Kunden ("one face to the customer") sowie
bessere Möglichkeiten bei der Öffentlichkeitsarbeit und Begleitung politischer Ent-
scheidungsprozesse im Vordergrund [SENDNER 2005].

Empfehlenswert für kommunale Wasserunternehmen ist es, die Strategien und Er-
folge anderer Unternehmen im Hinblick auf die eigene Situation zu analysieren. Dabei
geht es nicht nur um die großen Energieversorgungskonzerne 31, sondern auch um die
größeren und mittelständischen privaten Ver- und Entsorger (bei denen es zum Teil in-
teressante Konstellationen mit Geschäftsfeldern wie Entsorgung, Recycling, Logistik,
öffentlicher Personennahverkehr öPNV gibt, in anderen Fällen neue Schnittstellen zwi-
schen Consulting und betrieblichen Wasserdienstleistungen).

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang auch die zentral gesteuerte Geschäfts-
strategie großer Wasserkonzerne, welche international marktführend sind (konsequente
Ausschöpfung aller Wertschöpfungspotenziale im Längsverbund mit eigenen Planungs-
büros, Anlagenbaufirmen, Bauunternehmen, Chemikalienlieferanten usw.).

                                                
30 Der Begriff Daseinsvorsorge ist umstritten und in seiner rechtlichen Ausgestaltung nicht abschließend

definiert. An dieser Stelle ist darunter die soziale und technische Infrastruktur zu verstehen, welche
von Gebietskörperschaften organisiert, nicht notwendigerweise durchgeführt, werden muss.

31 Einige der großen Versorger haben den Wassersektor als Kernbereich abgewertet oder von der zent-
ralen auf die regionale Ebene verlagert. Gleichzeitig sind moderne, spartenübergreifende Ausbil-
dungskonzepte entstanden (Rohrmeister, Monteure für Gas, Wasser, Abwasser).

!
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Eigenbetrieb
Stadtentwässerung Mannheim
Collinistraße 1
68161 Mannheim

Ansprechpartner:
Herr Martin Stahl, Betriebsleiter

www.mannheim.de

Im Rahmen der Grundlagener-
mittlung zur Planung von Kanal-
baumaßnahmen werden sämtliche
planungsrelevanten Unterlagen
(Leitungsbestand inkl. Höhenlage,
Grundstückssituation inkl. Grund-
dienstbarkeiten, Kampfmittelbe-
lastung etc.) zusammengestellt.
Bestandsdaten werden aus der
vorhandenen Kanaldatenbank
übernommen bzw. bei den zu-
ständigen Stellen (MVV, Telekom
etc.) angefordert. Als Planungs-
grundlage für den Entwurf wird
ein Bestandslageplan erstellt.

Die Abstimmung der Entwurfs-
planung mit den Betroffenen wie
z.B. der Abteilung Entwässe-
rungsbetrieb, Ämter/Fachbereiche
der Stadt Mannheim, MVV usw.
erfolgt im Rahmen von Projektbe-
sprechungen und durch sog. Äm-
teranschreiben. Das Ämteran-
schreiben ist weitestgehend stan-
dardisiert (Vordruck), der Vertei-
ler wird nach Erfordernis festge-
legt. Dem Anschreiben wird ein
Lageplan mit Darstellung der
Maßnahme beigefügt. Falls erfor-

derlich, werden weitere Unterla-
gen zur Verdeutlichung des Vor-
habens hinzugefügt (z.B. Quer-
profile etc.). Stellungnahmen von
MVV Gas, Wasser, Fernheizung,
MVV Strom und Telecom, Fern-
kabel sind in der Regel innerhalb
von 4 Wochen abzugeben.

Die Angaben bzw. die Planungen
der Versorgungsträger können un-
mittelbar als DXF- oder DWG
Datei direkt in den Lageplan
eingebunden werden.

Nach Rücklauf werden die vorge-
brachten Anmerkungen mit den
betroffenen Stellen erörtert. Unter
Berücksichtung der Abstim-
mungsergebnisse wird dann die
Ausführungsplanung erstellt.
Diese besteht aus einem Erläute-
rungsbericht (inkl. Kostenermitt-
lung) mit Planunterlagen, der vom
Planfertiger unterschrieben wird.
Die Ausführungsplanung wird
durch den Sachgebietsleiter Pla-
nung bezüglich Durchführbarkeit,
Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit überprüft und durch seine
Unterschrift freigegeben.

Zur Kostenermittlung werden
neben den reinen Bau- und Pla-
nungskosten auch die Kosten
eventuell erforderlicher Leitungs-
verlegungen  im  Baufeld  berück-

sichtigt. Für diese gilt in Mann-
heim ein gemeinsam vereinbarter
Kostenschlüssel, der nach dem
Konzessionsvertrag zwischen der
Stadt Mannheim und der MVV
(früher: Stadtwerke SMA) von
21.12.1994 sich wie folgt gliedert:
60 % der Kosten trägt die Stadt
Mannheim, 40 % der Kosten trägt
die MVV.

Insgesamt ist diese Regelung sehr
einfach und praktikabel. Sie hat
sich in der Praxis bewährt, benö-
tigt kaum zusätzlichen Aufwand
und ist sehr effektiv.

Abb.: Querende Kabelpaket
(Leerrohre) zur Stromversorgung
(links), Gas- und Wasserleitung
(Grundstückzuleitungen) aus GG
(rechts), Anpassung an den Ver-
bau mit Holzausfachung. Zur Ver-
hinderung von möglichen Setzun-
gen außerhalb des Grabens wer-
den die Zwickel mit Holzwolle
ausgestopft (bei rolligen Böden).

Leitungskoordination
bei Kanalbaumaßnahmen
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3.2.2 Entkoppelung (Unbundling)

Quasi spiegelbildlich zu einer derartigen "vertikalen Konzentration"32 gibt es ei-
nen Trend zur Auflösung bisheriger Unternehmensstrukturen und "horizontalen Kon-
zentration"32. Jüngere Beispiele sind der Zusammenschluss von mehreren Wasserver-
sorgungsunternehmen im Bereich Rohwassergewinnung und regionale Wasservertei-
lung. Andere Wasserunternehmen haben sich wegen der potenziellen Interessenskon-
flikte beispielsweise von Consultingfirmen oder Anlagenbaufirmen getrennt, um ihren
Status als neutraler (von Lieferinteressen freier) Wasserdienstleister zu erha lten.

Analog zur Entwicklung im Energieversorgungsbereich wird auch im Wasser-
sektor über die Entkopplung von Produktion und Verteilung diskutiert ("Unbundling").

Übertragen auf die Wasserwirtschaft bedeutet Unbundling in erster Linie die
Trennung von

• Wasser in "Produktion" (Gewinnung und Aufbereitung) und "Verteilung" (Netz und
Endkundenabrechnung),

• Abwasser in "Sammlung", "Ableitung" (Kanalnetz) und "Behandlung" (Kläranlagen
etc.) [OTILLINGER 2004].

Zunächst steht diese Trennung im Widerspruch zum Synergieverständnis in der
Wasserwirtschaft und den ökologischen Vorgaben aus der geschlossenen Kreislaufwirt-
schaft. Darüber hinaus weist in Deutschland die Wasserwirtschaft (im Gegensatz zur
Energieproduktion) eine kleinteilige Struktur [OSTER 2004, siehe auch Seite 5] auf,
hinsichtlich derer nahezu alle Interessensvertretungen eine Verdichtung und keine wei-
tere Zersplitterung fordern. Deshalb muss in der Praxis das Unbundling stets mit einer
Bündelung der separierten Bereiche einhergehen (z.B. Zusammenfassung in größere
Gebietseinheiten), um Rationalisierungseffekte zu erzielen.

Trotzdem eröffnen sich, bei geeigneten naturräumlichen technischen und wirt-
schaftlichen Gegebenheiten, durch Aufgabenteilung im Sinne eines "Unbundling" ggf.
Chancen zur Effizienzsteigerung, insbesondere dort, wo Teilaufgaben im Wettbewerb
neu vergeben werden können (z.B. Netz- und Anlagenbetrieb auf Zeit).

                                                
32 Unter vertikaler Konzentration (bezogen auf den Wassersektor) versteht man die Bündelung aller

Wertschöpfungsstufen von der Rohwassergewinnung bis hin zur Abwasserbehandlung. Horizontale
Konzentration bedeutet im Gegensatz dazu, dass ein Unternehmen sich auf eine Wertschöpfungsstufe,
z.B. die Abwasserklärung, spezialisiert, diese Aufgabe aber in möglichst vielen Fällen und überregio-
nal durchführt.

!
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Hessenwasser
GmbH & Co. KG
Taunusstraße 100
64521 Groß-Gerau

Ansprechpartner:
Herr Wulf Abke, Geschäftsführer
Herr Dr. Detlef Klein

www.hessenwasser.de

Die Gründung und Entwicklung
der Hessenwasser GmbH & Co.
KG seit dem Jahre 2001 steht
beispielhaft für die Modernisie-
rung im Wege von wasserwirt-
schaftlich orientierten, horizonta-
len kommunalen Zusammen-
schlüssen.

Das von Hessenwasser mit Trink-,
Brauch- und Beregnungswas-
ser belieferte Versorgungsgebiet
im Rhein-Main-Neckar-Raum /
Südhessen ist als polyzentrischer
Ballungsraum strukturiert. Die
Versorgung wird durch eine
Kombination von örtlichen Was-
serwerken und einem überört-
lichen verbundwirksamen Lei-
tungssystem sichergestellt. Im
Zuge der Entwicklung der
Wasserversorgungssysteme des
20. Jahrhunderts hatte sich in
der Region ein zersplittertes
unternehmerisches Gebilde
mit  komplexen Vertragsbezie-
hungen entwickelt.

Auf der Grundlage eines umfas-
senden Strukturgutachtens wurde

die Hessenwasser (www.hessen-
wasser.de) im Wege der Teilbe-
triebsausgliederung aus den Mut-
tergesellschaften Mainova AG
(www.mainova.de), HSE AG
(www.hse.de), ZV Riedwerke
Groß-Gerau (www.riedwerke.de)
und ESWE Versorgungs AG
(www.eswe-versorgung.de) ge-
gründet und entwickelt.

Durch die zwischenzeitlich ver-
einbarte Übernahme der Ge-
schäftsführung des Wasserver-
bandes Hessisches Ried werden
insbesondere die Möglichkeiten
zur integrierten Ressourcenbe-
wirtschaftung in der Region ge-
stärkt.

Die Vorteile der Neuordnung
liegen zudem in abgestimmten
Investitionsentscheidungen und in
der Entwicklung zu einem wett-
bewerbsfähigen Betreiber und
Anbieter von siedlungswasser-
wirtschaftlichen Dienstleistungen
in einem bedeutenden europäi-
schen Wirtschaftsraum, der als
gewichtiger Erfahrungsträger und
Kooperationspartner für internatio-
nale Wasserprojekte bei Städten und
Gemeinden aus dem Ausland und
bei den Trägern der finanziellen und

technischen Entwicklungszusam-
menarbeit gefragt ist.

Darüber hinaus wird das internati-
onal anerkannte Know-how zur
integrierten Wasserbewirtschaf-
tung durch ein FuE-orientiertes,
100%-iges Tochterunternehmen
exportorientiert weiterentwickelt.

Im Ergebnis ist mit der Hessen-
wasser ein Unternehmen aufge-
stellt, das auf der Wasserbeschaf-
fungsebene knapp 110 Mio. m3

jährlichen Wasserabsatz und mit
Stand zum 01.04.2005 den Be-
trieb von mehr als 30 Oberflä-
chen- und Grundwasserwerken,
Transportleitungsteilsystemen und
Wasserlaboratorien bündelt, die
bis zum Jahr 2000 noch in fünf
verschiedenen Unternehmen
angesiedelt waren.

Abb.: Zusammenführung der
Wasserversorgungsstrukturen   

Unbundling ist im Wassersektor jedoch ungleich schwerer zu realisieren als bei-
spielsweise bei der Stromversorgung, weil es technische Probleme bei der Vermischung
unterschiedlicher Wasserqualitäten geben kann und es darüber hinaus eine ganze Reihe
an technischen und wirtschaftlichen Fragestellungen auftreten, die wasserspezifisch
nicht einfach zu lösen sind [BRACKEMANN 2000].

Aufbau einer regionalen
Wasserversorgung im

Rhein-Main-Neckar-Raum
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Grundsätzlich und unter bestimmten Umständen ist es gleichwohl möglich und
langjährig praktiziert, Wasser anderer Produzenten durch bestehende Netze durchzulei-
ten, um Großverbraucher, die an einem geschlossenen Wasserversorgungsnetz "hän-
gen", von außen durch dieses Netz separat zu beliefern (Inset Appointment)33.

Nach derzeitiger überwiegender Auffassung in der Fachbranche, aber auch bei
den politischen Entscheidungsträgern, steht für den Wassersektor in Deutschland (von
wenigen Einzelfällen abgesehen) kein "physisches Unbundling" zur Debatte (bei dem
tatsächlich Wasser von außen in ein bestehende Netz eingeleitet und durchgeleitet wür-
de, um einen individuell kontrahierten Endverbraucher zu erreichen). Was seit langem
praktiziert wird, ist ein "operatives Unbundling". Hierbei werden Aufgaben beim Be-
trieb von Anlagen und Einrichtungen der Rohwassergewinnung, der Rohwasserförde-
rung, der Wasseraufbereitung, des Wassertransportes und der Wasserverteilung neu
organisiert und ggf. von einschlägig spezialisierten Unternehmen durchgeführt.

Ein Beispiel für das Unbundling in Kombination mit Multi-Utility und Outsour-
cing ist die Netzdienste Rhein-Main GmbH, eine gemeinsame Netzgesellschaft der
Stadtwerke Hanau und der Mainova für Gas, Strom, Fernwärme und Wasser, welche im
Juli 2005 mit mehr als 1.000 Mitarbeitern den Betrieb aufnimmt.

3.2.3 Optimierung der Wertschöpfungstiefe (In- und Outsourcing)

Tragende Motivation ist dabei die Optimierung der Wertschöpfungstiefe. Je nach
wirtschaftlichen Verhältnissen kann es kostengünstig sein, bestimmte Aufgabenbereiche
auszulagern (Outsourcing), weil diese beispielsweise von privaten Dritten kostengünsti-
ger durchgeführt werden34 [GERHARDT 2004].

Wo (wie bei vielen öffentlichen Wasserbetrieben aufgrund des zurückgegangenen
Wasserverkaufes und der zumeist abgeschlossenen Neubaumaßnahmen) Personalüber-
hang besteht, kann die Gegenstrategie im Insourcing liegen, d.h. in der Wahrnehmung
von Aufgaben, die bisher an Fremdfirmen vergeben worden waren.

                                                
33 In England ist dieses ab einem Jahresverbrauch von 500.000 m³ zulässig, weshalb um solche Groß-

kunden der direkte Wettbewerb entstehen kann. Für den Netzzugang sind seit mehreren Jahren tech-
nisch detaillierte Regeln ("Access Code") verfügbar [STW 2005]. Auch in Deutschland gibt es einige
Fälle der Durchleitung von Wasser durch bestehende Netze, die jeweils im Konsens mit den verschie-
denen Parteien individuell ausgehandelt und technisch realisiert worden sind.

34 Selbstverständlich sind vom Unternehmensmanagement im Zusammenhang mit dem Outsourcing
neben den Kostenaspekten auch strategische Aspekte zu beachten. Teilweise gibt es deshalb grund-
sätzlichen Widerstand gegen das Outsourcing, insbesondere wenn dies im Zusammenhang mit forma-
lisierten Ausschreibungsverfahren erfolgen soll. "Unsere Betriebe würden dann implodieren, weil
Wettbewerber günstigere Preise bieten können" (so der Wirtschaftssenator von Berlin am
15.11.2004).
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Das kann beispielsweise für Ingenieurleistungen zutreffen, die bislang aus Kapa-
zitäts- und Qualitätsgründen fremdvergeben wurden, oder auch für kleinere Bautätig-
keiten, wie das Herstellen und die Reparatur von Hausanschlüssen, die Wartung und
Pflege von Sonderbauwerken (Pumpstation, Schächte ...), Grünanlagen etc.

Vom Grundsatz her kommen alle Aufgabenbereiche, Abteilungen, Funktionen für
ein Outsourcing (oder umgekehrt für ein Insourcing) in Frage - dies allerdings mit un-
ternehmensstrategischen Grenzen (z.B. bei der Geschäftsführung und Stabsfunktionen).
Am Anfang steht deshalb eine Analyse der verschiedenen Aufgabenbereiche, die fall-
weise durchaus unterschiedlich strukturiert und dargestellt werden (Abbildungen 3-3
und 3-4). Stellt sich bei der Kostenanalyse von Kennzahlenvergleichen (Benchmarking,
siehe Kapitel 3.5.3) oder Marktpreisen heraus, dass mit eigenem Personal z.B. Pla-
nungsleistungen oder Netzreparaturen durchgeführt werden können, und dass die Zu-
satzkosten dafür geringer sind als die Auftragsvergabe an Dritte, würde man ggf. ein
Insourcing beschließen35. Umgekehrt ist es wirtschaftlicher, Teilleistungen "auszusour-
cen", wenn diese von Dritten besser oder billiger erledigt werden können (vorzugsweise
unter Nutzung von Kostensenkungspotenzialen im freien Wettbewerb, siehe auch Ka-
pitel 4.6.4).
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Abbildung 3-3: Aufgabenbereiche der Trinkwasserversorgung [ALEGRE 2000]
(Mit * markiert: Outsourcing-Beispiele bekannt)

                                                
35 Nicht selten als zeitlich befristete Übergangslösung zur Abfederung strukturell unvermeidbarer Perso-

nalanpassungen.
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Abbildung 3-4: Aufgabenbereiche der Abwasserentsorgung [MATOS 2002]
(Mit * markiert: Outsourcing-Beispiele bekannt)

Bei allen Überlegungen zur Änderung des Geschäftsfeldes ist den öffentlichen
Wasserunternehmen zu raten, die steuerlichen Konsequenzen und vergaberechtlichen
Notwendigkeiten sorgfältig zu prüfen. 36

3.3 Zielgrößen

Unter der Voraussetzung, dass das jeweilige Wasserunternehmen seine vom Ge-
setz definierte Kernaufgabe, die nachhaltige Wasserver- und Abwasserentsorgung, un-
eingeschränkt erfüllt, fokussiert sich die unternehmerische Zielstellung auf unterneh-
menspolitische und wirtschaftliche Parameter (technische, ökologische und soziale As-
pekte sind im Sinne vorgegebener Randbedingungen selbstverständlich weiter zu
beachten, stellen aber keine veränderbare Größe für eine Weiterentwicklung der Unter-
nehmensstruktur dar).

                                                
36 Im Bericht des Bundesrechnungshofes vom 02.11.2004 heißt es dazu: "Bei privatwirtschaftlichem

Nebeneinander von öffentlichen und privaten Anbietern tritt der Staat zwangsläufig in Konkurrenz zu
wirtschaftlichen Tätigkeiten privater Unternehmer. In diesen Fällen ist es aus Gründen der Wettbe-
werbsgleichheit geboten zu gewährleisten, dass die öffentliche Hand gegenüber der Privatwirtschaft
steuerlich keinen Vorteil erhält. Dieser Grundsatz der Wettbewerbsneutralität ist nach heutigem Ver-
fassungsverständnis sowohl im allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Absatz 1 Grundgesetz
als auch in dem Gebot der Wettbewerbsgleichheit verankert, das aus Artikel 12 und 14 Grundgesetz
abgeleitet wird. Der Grundsatz der Wettbewerbsneutralität der Umsatzbesteuerung ist zudem auch im
Gemeinschaftsrecht verankert (vgl. Artikel 4 Absatz 5 der Sechsten EU-Richtlinie). Das nationale
Umsatzsteuerrecht muss die EG-rechtlichen Vorgaben zwingend beachten (vgl. Artikel  20 Absatz 3
Grundgesetz und Artikel  23 Absatz 1 Grundgesetz)."

!
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Die nachstehende Auflistung enthält solche Parameter, ohne Berücksichtigung
von deren Wertigkeit oder individuellen Relevanz:

• unternehmenspolitische Parameter • wirtschaftliche Parameter

√ Stabilität

√ Transparenz

√ Flexibilität

√ Image

√ Standortentwicklung

√ Profitabilität

√ Produktivität

√ Effektivität (zielorientiert)

√ Effizienz (ressourcenorientiert)

√ Kundenzufriedenheit

Wegen der großen Bedeutung, welche die Wasserver- und -entsorgung für Volks-
gesundheit und Umwelt hat, und den potenziell hohen wirtschaftlichen Verlusten bei
Leistungsstörungen spielt die Stabilität für alle Wasserunternehmen eine herausragende
Rolle. Dies gilt für

• die technische Stabilität des Betriebes.
[Wegen der herausragenden Bedeutung der Versorgungssicherheit sind die Wasserunternehmen re-
striktiv an die Einhaltung (aller) gesetzlich und wasserbehördlich auferlegten technischen Standards
gebunden, die gewisse Sicherheitsreserven enthalten. Bei der Instandhaltung und redundanten Ausle-
gung der technischen Systeme handeln die Wasserunternehmen dagegen eigenverantwortlich.]

• die wirtschaftliche Stabilität des Betriebes.
[Sicherstellung der Liquidität, Erhalt des betriebsnotwendigen Eigenkapitals, Vermeidung von über-
mäßig starken Schwankungen bei den Preisen (Entgelten/Gebühren).]

• die personelle Stabilität des Betriebes.
[Als Voraussetzung für zuverlässige betriebliche Abläufe.]

Aus unternehmerischer Sicht ist die Transparenz eine Voraussetzung für die ziel-
orientierte Unternehmenssteuerung im laufenden Betrieb. Erforderlich sind klare Mana-
gement- und Organisationsstrukturen (Zuständigkeiten, Kommunikationsfluss etc.).
Auch in der Außenwirkung ist Transparenz geboten, beispielsweise gegenüber den
zahlungspflichtigen Kunden, die verstehen wollen, warum und wofür sie Tarife und
Gebühren entrichten. Nach BGH-Urteil III ZR 294/04 sind öffentliche Wasserunter-
nehmen darüber hinaus verpflichtet, die Einkommen ihrer Vorstände/Geschäftsführer
bekannt zu geben.

Eng mit der Wahl des technischen Konzeptes, aber auch der Organisation, ist der
Grad der Flexibilität verbunden, der durch das praktische Unternehmensmanagement
beeinflusst wird. So können ggf. Stufen-Ausbaukonzepte selbst dann günstiger sein,
wenn sie (bei geringeren Anfangsinvestitionen) etwas höhere Betriebskosten mit sich
bringen, ebenso das Outsourcing von Teilleistungen an Fremdfirmen, um die eigenen
Fixkosten für Personal und Kapital gering zu halten).
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Für kommunale Unternehmen, die von gewählten Mandatsträgern kontrolliert
werden, ist die Akzeptanz in der Öffentlichkeit existenzbestimmend (Image). Unter-
nehmerisches Ziel der PR-Arbeit ist es, das politische Umfeld gezielt zur Akzeptanz der
Tätigkeiten sowie des Produktes und den damit verbundenen Anforderungen an die
Vergütung (Wasser-/Abwasserpreise) zu führen.

Wasserunternehmen sind mit ihrer Infrastruktur Dienstleistung wichtige Akteure
bei der kommunalen Standortentwicklung. Eine wesentliche Bedeutung der Wasserun-
ternehmen für den Standort liegt darin, dass sie die essenzielle Voraussetzung für Ge-
werbe- und Industrieansiedlungen schaffen. Zudem stellen sie selbst Arbeitsplätze be-
reit37, und sie generieren über ihre Investitionstätigkeiten [RWI 2005] und Auftragsver-
gaben zusätzliche Arbeitsplätze bei Drittfirmen. Die Unternehmenspolitik bzw. das
Unternehmensmanagement haben Einfluss darauf, welcher Anteil an Fremdaufträgen
bzw. lokal, regional, überregional oder international vergeben wird.

Vor dem Hintergrund der eingangs beschriebenen Oberziele und der jeweiligen
Unternehmensstrategie lassen sich konkrete Zielgrößen ableiten. Abbildung 3-5 enthält
eine allgemeine Darstellung, orientiert an den elementaren ökonomischen Maßstäben
Qualität, Profitabilität, Produktivität, Effektivität und Effizienz, die unternehmensspezi-
fisch detailliert werden kann.

Produktivität

Input - Output -Relation

technisch - mengenmäßig

Profitabilität

Rentabilität Liquidität

finanziell

Qualität

Erfüllung der Anforderungen

Input Output Prozesse

Effektivität

zielorientierte Wirksamkeit

Qualität Quantität Zeitbezug

Effizienz

ressourcenorientierte Wirksamkeit

Material Personal Anlagen Energie

Abbildung 3-5: Serviceleistung/Qualität im Kontext mit vier Zielgrößen der Wirtschaft-
lichkeit [in Anlehnung an HANEKE 2001]

                                                
37 Die Arbeitsplatzbereitstellung im Unternehmen selbst ist in der Regel eher gering und zwangsweise

rückläufig.
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Hinweise für eine weitere Detaillierung finden sich in Kapitel 3.5.3 (Benchmar-
king). Im internationalen Bereich gibt es darüber hinaus umfangreiche Checklisten und
Parametersammlungen, die unter den Begriffen "Performance Indicator" (im Sinne von
Leistungskennzahlen) oder "LoS - Level of Service" (im Sinne von Servicequalitäts-
kennzahlen) diskutiert werden.

3.4 Unternehmensstrukturen

Die Kernprozesse in Wasserunternehmen sind technisch definiert und können sich
(mit fallspezifischen Abweichungen und Schwerpunktsetzungen) in der Regel aufglie-
dern lassen in die Bereiche

• Wassergewinnung (evtl. weiter unterteilt in Rohwasserförderung und Wasseraufbe-
reitung),

• Wasserverteilung (unterteilt z.B. in Transportnetze und Verteilungsnetze),

• Abwasserableitung (Kanäle, Pumpwerke, Sonderbauwerke),

• Abwasserbehandlung (Regenbecken, Klärwerke, evtl. nachgeschaltete Biotope etc.),

• Abwasserentsorgung von Kleinkläranlagen und Gruben ("Fäkalschlammentsor-
gung").

Diese Kernprozesse werden oft auch als "Basisaktivitäten" eines Wasserunter-
nehmens benannt, weil sie sich nicht ohne Weiteres ausgliedern lassen, ohne den Unter-
nehmenszweck und Unternehmensstruktur grundsätzlich zu ändern38.

Organisatorische Änderungen an der Unternehmensstruktur sind bei den Unter-
stützungsprozessen jedoch möglich, ohne den Unternehmenscharakter als solches zu
verändern (wobei hier selbstverständlich auf strategische Aspekte, Fragen der Vertrau-
lichkeit - wie etwa bei der Personaladministration - usw. zu achten ist).

Zu den Unterstützungsprozessen zählen in der üblichen Darstellung Ein-
kauf/Materialwirtschaft, Finanz- und Rechnungswesen, Recht und Personaladministra-
tion, Informationstechnologien (einschließlich unternehmensinterner Kommunikation)
und Öffentlichkeitsarbeit. Für viele Wasserunternehmen hat die Öffentlichkeitsarbeit
inzwischen eine so herausragende Bedeutung erlangt, dass sie ebenfalls von der Füh-
rungsebene aus oder direkt an den Unternehmensleiter angebunden organisiert ist.

                                                
38 Dagegen lassen sich wesentliche Teilleistungen auch von Kernprozessen auslagern und beispielsweise

Fremdvergeben, wie beispielsweise die Betriebsführung für eine Kläranlage.
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Die Darstellung in Abbildung 3-6 listet beispielhaft die Elemente der Führungs-
prozesse, Kernprozesse und Unterstützungsprozesse auf. Bei allen Punkten ist auf evtl.
Kooperationsmöglichkeiten mit weiteren öffentlichen Wasserunternehmen oder privaten
Dritten hinzuweisen, welche den Handlungsspielraum ggf. erheblich ausweiten können.

Abwasser-
behandlung

Abwasser-
behandlung

Personal-
entwicklung/
-controlling

Personal-
entwicklung/
-controlling

Abwasser-
entsorgung von

Kleinkläranlagen
und Gruben

Informations-
technologie

Finanz- und
Rechnungs-

wesen

Einkauf/
Material-
wirtschaft

Einkauf/
Material-
wirtschaft

Planung/
Controlling

Unternehmens-
entwicklung

Unternehmens-
entwicklung

Abwasser-
ableitung

Wasser-
verteilung
Wasser-

verteilung

Wasserge-
winnung und
-aufbereitung

Öffentlichkeits-
arbeit

Öffentlichkeits-
arbeit

Führungsprozesse (F)

Kernprozesse (K)

Unterstützungsprozesse (U)

Recht/ Personal-
administration

Recht/ Personal-
administration

Abbildung 3-6: Prozesse und Prozessebenen

In der Praxis ist die Diskussion über die Unternehmensstrukturen zuweilen sehr
komplex und kann sich (insbesondere bei öffentlichen Unternehmen, wo die Willens-
bildung bei den kommunalen Unternehmenseigentümern nach demokratischen Prinzi-
pien erfolgt) über lange Zeit hinziehen. Es empfiehlt sich deshalb, spätestens vor end-
gültiger Entscheidung noch einmal abzuprüfen, ob die konkrete Ausgestaltung der vo r-
gesehenen Unternehmensstruktur geeignet ist, die zwingenden branchenspezifischen
Vorgaben zu erfüllen. Dies gilt beispielsweise für:

• die technischen Standards und Mindestanforderungen
mit Qualitätsgrenzwerten (insbesondere Parameterwerte der TVO) für Trinkwasser
oder Abwasser entsprechend der Abwasserverordnung sowie Standards für Bau und
Betrieb der Anlagen. Daraus können Anforderungen an die Dokumentation und be-
triebliche Organisation resultieren, die sich in der Unternehmensstruktur widerspie-
geln.

• sonstige Verbote und Auflagen,
beispielsweise aus dem Minimierungsgebot oder dem Einleitungsverbot für gewäs-
serschädigende Stoffe, soweit dadurch besondere organisatorische Anforderungen an
das Wasserunternehmen und seine Struktur resultieren.

!
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• ökonomische Rahmenbedingungen,
d.h. Vorgaben für die Gestaltung/Begründung von Wasser-/Abwasserentgelten, de-
nen sich die Unternehmensstrukturen im Dokumentationswesen, aber auch in der
Gestaltung von Kostenpositionen anpassen müssen (vgl. Kapitel 2.2, Seite 9).

• Steuern und Abgaben,
wobei insbesondere die unterschiedliche Besteuerung von Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung erhebliche praktische Auswirkungen hat (siehe Fußnote 29,
Seite 22). Deshalb kann es vorkommen, dass die Unternehmensstrukturen sich nicht
nach dem technisch-wirtschaftlichen Optimum (beispielsweise Querverbund im lau-
fenden Betrieb) richtet, sondern an der Notwendigkeit, die Steuerlast zu verringern
[Trennung der Bereiche Wasser und Abwasser, Trennung von Eigentum und Betrieb,
Trennung von Altanlagen und Neuinvestitionen etc., siehe Kapitel 4.4.2 b), Seite 72].

Auch die komplizierten und fallweise zu analysierenden Belastungen durch Abgaben
(Abwasserabgabe, Grundwasserentnahmeentgelt etc.) sind zu beachten (soweit im
Zusammenhang für Entscheidungen zur Unternehmensstruktur relevant).

3.5 Instrumente zur Unternehmenssteuerung

Während des letzten Jahrzehnts sind viele Instrumente zur Unternehmenssteue-
rung modernisiert, oft mit neuen (zumeist englischen) Bezeichnungen versehen und in
die Praxis eingeführt worden. Einige der für den Wassersektor interessanten Methoden
und Instrumente werden nachstehend vorgestellt.

3.5.1 Unternehmensbewertung

Börsennotierte Unternehmen kennen die schnelle und (manchmal) starke Reaktion
des Börsenkurses, wenn Änderungen der Marktbedingungen, der Unternehmensstruk-
tur, beim Unternehmensmanagement usw. bekannt oder erwartet werden. Mittelbar sind
davon auch jene Wasserunternehmen erfasst, die über gesellschaftliche Verflechtungen
beispielsweise mit börsennotierten Energieversorgern verknüpft sind.

Für die nicht börsennotierten Wasserunternehmen stellt ein "hypothetischer Ver-
äußerungsprozess"  im Sinne eines Planspieles den wohl umfassendsten Ansatz zur
Analyse und Bewertung aller wesentlichen Elemente dar. Dies gilt insbesondere dann,
wenn der Analyseprozess im Sinne einer Sorgfältigkeitsprüfung ("Due Diligence") un-
ter Einbeziehung aller geschäftlichen, finanziellen, technischen, juristischen und um-
weltrelevanten sowie personellen Aspekte stattfindet39.

                                                
39 Zum Thema Bonitätsprüfung und Due Diligence siehe Anhang A2.
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Lohnenswert kann eine solche umfassende Unternehmensbewertung auch dann
sein, wenn keine Veräußerung oder Teilveräußerung von Unternehmensanteilen ansteht,
und auch an der Unternehmensfinanzierung nichts grundsätzliches geändert werden soll.
Eine solche Analyse zeigt die Stärken und Schwächen des Unternehmens fundiert auf.

In der Unternehmenslehre wird eine solche umfassende Prüfung in kontinuierli-
chen Zeiträumen von drei bis fünf Jahren empfohlen [SCHEITER 2003]. In Anbetracht
des unvermeidbar hohen personellen Aufwandes und der Kosten für externe Exper-
ten/Berater wird eine solche Maßnahme bei Wasserunternehmen in der Regel nur alle
fünf bis zehn Jahre möglich und sinnvoll sein.

Die Unternehmensbewertung erfolgt in Schritten (vgl. Abbildung 3-7):

• strategische Unternehmensanalyse,
• finanzwirtschaftliche Unternehmensanalyse,
• Aufbau eines Bewertungssystems (für "harte" und "weiche" Faktoren),
• Zusammenführung der Analysedaten im Finanzmodell und Projektion der Unter-

nehmensdaten (in Abbildung 3-7 nicht dargestellt).

Das Finanzmodell ist nicht als starre Projektion zu verstehen, sondern als Grund-
lage einer Variantenuntersuchung mit verschiedenen Zukunftsszenarien. Erst die Kom-
bination der Ergebnisse der einzelnen Modellberechnungen (Kalkulationsszenarien) mit
Wahrscheinlichkeiten ermöglicht eine genaue Statuseinschätzung.

Im Finanzmodell und der darauf aufgebauten Unternehmensbewertung ist die
ökologische und soziale (sowie ggf. kommunalpolitische) Wertdimension insoweit be-
rücksichtigt, als sie über Restriktionen (technische Standards, soziale Standards etc.) in
die Kostenkalkulation des Unternehmens einfließen. Darüber hinaus bleibt es dem Un-
ternehmensmanagement und seinen Gesellschaftern unbenommen, über den reinen mo-
netären Unternehmenswert hinaus andere Aspekte und Wertdimensionen in ihre Ent-
scheidungen zu integrieren.

Für die Wasserunternehmen haben sich durch "Basel II" die Finanzierungsbedin-
gungen verschärft: Spätestens ab 2006 müssen die Banken und Sparkassen für ihre Kre-
ditleistungen Eigenkapital vorhalten, abhängig vom Risikogehalt des jeweiligen Enga-
gements. Daher wird künftig, über die bisherige Kreditwürdigkeitsprüfung hinaus, ein
so genanntes Unternehmensrating aufgestellt, welches alle relevanten Risikoaspekte
erfasst, einschließlich der strategischen Zukunftsperspektiven.

!



37

Wasserleitfaden

3.  Unternehmensmanagement

Aufgrund der schwierigen Finanzlage der öffentlichen Haushalte werden sich die
öffentlichen Unternehmen, d.h. auch die kommunalen Wasserbetriebe, diesen Überprü-
fungen nur dann entziehen können, wenn das Finanzierungsrisiko eindeutig und recht-
lich/formell abgesichert von der öffentlichen Hand getragen wird (wozu jeweils die Ge-
nehmigung der zuständigen Aufsichtsbehörde erforderlich sein dürfte).
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     - der Produkte und Dienst-
     leistungen, sowie

     - der Organisation und des
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Abbildung 3-7: Managementansatz zur Unternehmensbewertung [SCHEITER 2003]

Der oben dargestellte Managementansatz geht über die klassischen Due Diligence
hinaus, weil er ein System zur Leistungsmessung (so genanntes "performance measu-
rement system") beinhaltet, welches zusätzlich zur Unternehmenssteuerung genutzt
werden kann. Durch die Schaffung von Transparenz in den einzelnen Geschäftsprozes-
sen steht dem Management (langfristig) ein Controlling-Instrument zur Verfügung,
welches operative und finanzielle Leistungsfähigkeit innerhalb diverser Sensibilitäts-
szenarien direkt abbilden kann.

Weitere Informationen zum Rating kommunaler Wasserunternehmen enthält der
Anhang A2.
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3.5.2 Balanced Score Card (BSC)

In der Industrie und im privatwirtschaftlichen Dienstleistungssektor sind Balanced
Score Card-Modelle (BSC) zunehmend etabliert. Auch im Wassersektor wird BCS
vermehrt eingesetzt [STEMPLEWSKI 2005] (vereinfacht übersetzt "ausbalancierte
Kennzahlentafel").

Das Konzept der "Balanced Score Card" ist einfach: Mit einem strukturierten
Raster an Stichworten und Parametern wird eine Struktur und eine "Sprache" geschaf-
fen, um die Mission und Strategie eines Unternehmens zu vermitteln und den laufenden
Arbeitsprozess daran ausgerichtet zu steuern. Insoweit verbindet die BSC die Unter-
nehmensstrategie und das unternehmerische Handeln (Abbildung 3-8).
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Abbildung 3-8: Balanced Score Card-Modell eines Stadtentwässerungsbetriebes

Die Balanced Score Card (BSC) versteht sich mithin als ein effektives und unive r-
selles Instrument für Management und Controlling.

Hierbei beinhalten die einzelnen Perspektiven Folgendes:

• Auf der Grundlage des traditionellen Rechnungswesens werden in der finanzwir t-
schaftlichen Perspektive die strategierelevanten Indikatoren zusammengefasst. Dazu
gehören etwa Kennzahlen zu Umsatz und Ergebnis, Rentabilität, Eigenkapitalrendite,
usw.
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• Mittels der interne Prozessperspektive werden erfolgskritische Kernprozesse mit dem
größten Einfluss auf die Unternehmenszielerreichung identifiziert. Angaben zur Pro-
duktivität, zu Durchlauf- und Wartezeiten, zu Prozess- und Bestandskosten sind typ i-
sche Beispiele für diesen Blickwinkel.

• Hinsichtlich der Innovations- und Lernperspektive gilt es, die treibenden Schlüssel-
größen für den Geschäftserfolg zu lokalisieren, ihre Entwicklung und Verbesserung
zu fördern und zu entwickeln. Typische Indikatoren sind etwa die Motivation, Quali-
fikation und Weiterbildung der Mitarbeiter, die Informationsinfrastruktur und das
Wissensmanagement, der Innovationsgrad usw.

Bei der Balanced Score Card handelt es sich um ein flexibles Instrument, welches
in seiner Struktur beliebig erweitert werden kann. So hat sich in der Wasserwirtschaft
die Erweiterung der Grundstruktur um die Perspektiven "Nachhaltigkeit" und "Umwelt-
qualität" bereits durchgesetzt.

Von entscheidender Bedeutung für die einzelnen Unternehmen ist die Festlegung
der Hierarchie zwischen den einzelnen Perspektiven, da gerade hier die verschiedenen
Organisationsstrukturen individuell ausgeprägt sind. So steht bei einem Non-Profit-
Unternehmen die Finanzanalyse in der Regel nicht so im Vordergrund wie bei einem
privaten Unternehmen.

Balanced Score Card-Systeme greifen vorrangig auf die Ergebnisse von Unter-
nehmensbewertungen und Benchmarking-Prozessen zurück.

3.5.3 Kennzahlenvergleich und Benchmarking

Beim Management von Industriekonzernen werden seit langem branchenspezifi-
sche Kennzahlen eingesetzt.

Das "Benchmarking" für den Wassersektor nach heutigem Verständnis läuft auf
einen Unternehmensvergleich auf Basis von Kennzahlen hinaus. Aufbauend auf eine
Standortbestimmung sollen anschließend Kosten und Prozesse optimiert und somit Effi-
zienz sowie Qualität des Unternehmens verbessert werden [BMBF 2001]. Im Gegensatz
zum reinen Kennzahlenvergleich geht das Benchmarking noch einen Schritt weiter:
Nach Bestimmung der Reihenfolge aller untersuchten Fälle (Ranking) werden eine Ur-
sachenanalyse für die Abweichung der jeweiligen Kennzahl vom Bestwert sowie eine
Potenzialermittlung durchgeführt und ein Maßnahmenplan erstellt. Darüber hinaus öff-
net sich das Benchmarking im Gegensatz zum Kennzahlenvergleich für sachbezogene
jedoch branchenübergreifende Vergleiche (z.B. der Kundenservice bei Telekommuni-
kationsunternehmen im Vergleich zu dem bei Zweckverbänden).
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Mit der Vereinheitlichung von Methode und Datenbasis durch die Verbände
(ATT, BGW, DBVW, DVGW, DWA, VKU) hat das Benchmarking für die Wasser-
und Abwasserpraxis an Bedeutung gewonnen. Die Verbände wollen den erforderlichen
konzeptionellen Rahmen für Benchmarking in der Wasserwirtschaft im Sinne der
Selbstverwaltung weiter entwickeln. Basis ist ein "Fünf-Säulen-Modell" zur Beurteilung
der Leistungsfähigkeit von Wasserver- und Abwasserentsorgungsunternehmen, mit dem
einerseits ein ganzheitlicher Vergleich sichergestellt und andererseits die besondere
Bedeutung des Gutes "Wasser" hervorgehoben wird (Abbildung 3-9).

Leistungsvergleich der Wasserver- und
Abwasserentsorgung

Leistungsvergleich der Wasserver- und
Abwasserentsorgung

Sicherheit Qualität Kunden-
service

Nachhaltig-
keit

Nachhaltig-
keit

Wirtschaftlich-
keit

Abbildung 3-9: "Fünf-Säulen-Modell" für Leistungsvergleiche

Das Gesamtkonzept zum Benchmarking (welches auf freiwilliger Basis und mit
anonymer Datenauswertung erfolgen soll, um damit die für eine gesicherte Vergleichs-
basis notwendige Breitenwirkung zu erzielen) sieht neben der o.g. Verbändeerklärung
folgende Elemente vor:

• Fortschreibung des Regelwerkes
mit Hinweisen zu Grundlagen, Begriffsdefinitionen, Anforderungen, erstellt auf der
Grundlage der ATV-DVWK-Arbeitsberichte sowie des W 1100 (technischer Hin-
weis) des DVGW,

• Verfassen eines Leitfadens
über das Benchmarking für Wasser- und Abwasserentsorgungsunternehmen mit
Projektablaufplan, Checklisten, Praxisbeispielen [DWA/DVGW 2005],

• Erarbeitung eines Branchenbildes,
welches fortlaufend weiterentwickelt werden soll. Kernbestandteile sind
- Ergebnisse bundesweiter statistischer Erhebungen

(mit Angaben zu Ressourcennutzung, Organisationsfo rmen/Beteiligungsverhält-
nissen, Managementsystemen, Investitionen, Mitarbeiter, Kanallänge/Anschluss-
grade, Klärwerksgröße/Leistung),

- Ergebnisse bundesweiter Befragungen zur Kundenzufriedenheit,
- Informationen zu Benchmarking-Projekten.
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3.5.3.1 Definitionen

Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwischen:

• Kennzahlenvergleich
Der Kennzahlenvergleich beinhaltet die Kennzahlenerhebung und den Vergleich innerhalb eines
und/oder zwischen mehreren Unternehmen. Er dient in der Regel als Standortbestimmung und bildet
zudem den ersten Teilschritt des Benchma rking ab.

• Unternehmens-Benchmarking
Ziel des Unternehmens-Benchmarkings ist Optimierung des Unternehmens und der unternehmensei-
genen Produkte. Aufbauend auf Kennzahlenvergleiche werden unternehmensintern Ursachenanalysen
durchgeführt und eine zielgerichtete Maßnahmenplanung inklusive Kontrollen ausgearbeitet. Durch
das Kennenlernen (Analysieren) der besten demonstrierten Praxis wird versucht, die optimale Komb i-
nation aus Qualität und Kosten für das Produkt zu definieren, um so die Kundenanforderungen besser
zu erfüllen und damit wettbewerbsfähiger zu werden. Dabei empfiehlt es sich, die einzelnen Ge-
schäftsbereiche in ihrer Gesamtheit zu betrachten und bedarfsorientiert einzelne Sparten, Gesichts-
punkte und/oder Teilprozesse näher zu untersuchen.

• Prozess-Benchmarking
Wichtigstes Ziel des Prozess-Benchmarking ist die Optimierung der Prozesse im Unternehmen. Hier-
zu wird die Wertschöpfungskette innerhalb des Unternehmens in Teilprozesse abgebildet und unter
Berücksichtigung der Fünf Säulen analysiert. Prozesskennzahlen liefern charakteristische Aussagen zu
Arbeitsprozessen und können sich auf Zeiten, Qualitäten, Ressourcen oder Kosten beziehen40.

Der Prozess des Benchmarkings enthält fünf Arbeitsschritte (siehe Abb. 3-10):
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Betreuung

II. Datenbe-
schaffung

Datenerhebung
Betreuung

BenchmarkingBenchmarking

KennzahlenvergleichKennzahlenvergleich

III. Bestim-
mung der

Benchmarks
Datenauswertung
Kennzahlenver-

gleich Benchmarks

III. Bestim-
mung der

Benchmarks
Datenauswertung
Kennzahlenver-

gleich Benchmarks

IV. Auswertung
und Analyse

Ursachenanalyse
Potenzialermittlung
Maßnahmenplanung

Abschlussbericht

IV. Auswertung
und Analyse

Ursachenanalyse
Potenzialermittlung
Maßnahmenplanung

Abschlussbericht

V. Umsetzung
Maßnahmen-
umsetzung

Monitoring

V. Umsetzung
Maßnahmen-

umsetzung

Monitoring

Abbildung 3-10:Verfahrensschritte des Benchmarking [DWA/DVGW 2005]

                                                
40 Die einzelnen Prozesse werden durch eindeutig definierte Anfangs- und Endpunkte bestimmt. Pro-

zesskennzahlen weisen zudem einen geringen Aggregationsgrad auf; ihre Integration in das Unter-
nehmenskennzahlensystem kann nur auf Basis hierarchischer Strukturen erfolgen [HANEKE 2001].
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Wichtig ist, dass der Benchmarking-Prozess nicht nur einmalig vorgenommen
wird, sondern nach Implementierung der Maßnahmen als kontinuierlicher Verbesse-
rungsprozess in den Unternehmensabläufen verankert wird. Nur dadurch kann man die
begonnene Optimierung im Unternehmen als dauerhaften Verbesserungsprozess etablie-
ren [vgl. auch PEEMÖLLER 2005, SPREMANN 2002].

3.5.3.2 Zielrichtung

Neben einigen wenigen sofort umsetzbaren Maßnahmen zielt Benchmarking auf
langfristige Veränderungen in den Unternehmen ab. Dies ist vor allem in der anlagen-
intensiven Struktur und den damit verbundenen langen Planungshorizonten in den Un-
ternehmen verbunden. Getroffene Entscheidungen wirken sich teilweise über Jahrzehnte
aus. Beispielsweise werden sich unzureichende Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten
in den Netzen erst später bemerkbar machen.

Weiterhin gilt, dass die eigentliche Verbesserung durch das Unternehmen ange-
nommen und umgesetzt werden muss. Die beste Handlungsempfehlung nutzt nichts,
wenn in überholten Denkmustern verharrt wird.

Nichtsdestotrotz liefern Kennzahlen (= Bausteine des Benchmarking) eine Vie l-
zahl von quantitativen Informationen über die technische, organisatorische und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit von Unternehmen. Abhängig von den Rahmenbe-
dingungen werden Kennzahlensysteme aus Sicht eines Unternehmens mit verschie-
denen Zielrichtungen eingesetzt:

• Interne Leistungsbeurteilung und -verfolgung
Kennzahlen dienen zur quantitativen Erfassung des Ist-Zustands von Unternehmensleistungen und
erlauben eine Verfolgung von zeitlichen Entwicklungen.

• Positionsbestimmung durch externe Unternehmensvergleiche
Die Leistungsbeurteilung (Positionsbestimmung) des eigenen Unternehmens bzw. von unterneh-
mensinternen Prozessen im Vergleich mit anderen, ähnlich strukturierten Unternehmen bzw. Prozes-
sen deckt Optimierungspotenziale auf, so dass sich Verbesserungsmaßnahmen ableiten lassen.

• Festlegung und Verfolgung von Unternehmenszielen
Durch Vorgabe von Zielwerten auf der Basis von Kennzahlen kann die Unternehmensentwicklung
gesteuert und die Zielerreichung verfolgt werden. Die Wirksamkeit von getroffenen Maßnahmen
schlägt sich in der gewünschten Veränderung der Kennzahlenergebnisse nieder und führt zu einem
permanenten, rückgekoppelten Verbesserungsprozess.

• Strategisches Controlling und Qualitätsmanagementsysteme
Kennzahlen können als Werkzeug im strategischen Controlling - z.B. in "Balanced Score Cards" -
eingesetzt werden. Innerhalb von "Total Quality Management"-Systemen sind Kennzahlen und
Benchmarking-Werkzeuge zur Implementierung von kontinuierlichen Verbesserungsprozessen.

!

!
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• Öffentlichkeitsarbeit
Kennzahlenerhebungen/Benchmarking sollen dazu dienen, den Stand der Leistungsfähigkeit der
Trinkwasserversorgung für die Öffentlichkeit zu dokumentieren und so das Unternehmenshandeln
transparent zu machen (besonders glaubhaft, wenn die Erhebung nachvollziehbar, mit Bekanntgabe
der Datenquellen, erfolgt und von neutraler Stelle testiert ist).

3.5.3.3 Ergebnisse

Die Ergebnisse des Benchmarking resultieren neben der Aussagekraft der einzel-
nen (aggregierten) Kennzahlen aus der

• (individuellen) Analyse der einzelnen Zahlen,
• der Ursachenanalyse und
• der Potenzialanalyse.

Unter Berücksichtigung selbiger gliedert sich die Abweichung vom Bestwert in
drei Teile: Der erste Teil kann identifiziert, aber nicht verändert werden, der zweite
kann durch verschiedene Ursachen derzeit nicht geklärt und somit auch nicht verbessert
werden und der dritte Teil kann mittels Ursachen quantifiziert und über kurz-, mittel-
oder langfristige Maßnahmen verbessert werden (siehe Abbildung 3-11).

Rückkopplung

Kennzahlenvergleich Ursachenanalyse Umsetzung

Abweichung theoretisches
Potenzial

quantifizierbare
konkrete Maßnahmen

nicht quantifizierbare
Maßnahmen

nicht veränderbar

BestwertIstwert zukünftiger
Istwert

Abbildung 3-11:Maßnahmeplan [DWA/DVGW 2005]

Im Idealfall werden die Maßnahmenpläne im Unternehmen erstellt, in moderier-
ten Projektsitzungen diskutiert und anschließend überarbeitet. Hierbei kann bereits eine
Potenzialanalyse für die Verbesserung durchgeführt werden.
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Des Weiteren können die beteiligten Wasserunternehmen Benchmarking-Ver-
gleichszahlen für die unabhängige Preiskontrolle41 nutzen. Darüber hinaus lassen sich
Benchmarks als Orientierungswert ("Cost Bechmarks") bei wettbewerblichen Aus-
schreibungsverfahren verwenden (vgl. Kapitel 4.4.6, Seiten 84, 85 "Regiekostenver-
gleichswert).

Das Benchmarking ist jedoch kein Ersatz für den Wettbewerb gemäß Vergabe-
recht. Besonders im hart umkämpften Wasser-Dienstleitungssektor sind (gilt insbeson-
dere bei der Einbeziehung privater Dritter) transparente Ausschreibungsverfahren in der
Regel das bestgeeignete Instrument, um innovative und Kosten sparende Lösungen zu
realisieren. Erfahrungsgemäß braucht es dazu den direkten Konkurrenzdruck und ver-
traglich fixierte Preis-/Leistungsgarantien.

3.5.3.4 Anwendungstypen

Kennzahlensysteme und Benchmarking sind Managementinstrumente, die grund-
sätzlich in allen Organisationsformen jedoch mit unterschiedlicher Zielrichtung und
Detaillierungstiefe eingesetzt werden können. Denkbar sind Internet-basierte "Online-
Auswertungen" oder tief greifende, oft extern moderierte Projekte.

Hier ist zu unterscheiden:

• Anwendertypus 1: Einsteiger
- Kennenlernen, d.h. erstmaliger Einsatz von Kennzahlen und deren Verwendung

(kostengünstig und sehr begrenzter Aufwand),
- Erst-Instrumentalisierung, d.h. gezielter Einsatz als Managementinstrument zur

Strukturierung in die Datenhaltung des Unternehmens und Nutzung weiterer Er-
kenntnisse aus Erfahrungsaustausch mit anderen Unternehmen.

• Anwendertypus 2: Einsteiger und erfahrener Teilnehmer
- ergebnisfokussierte Instrumentalisierung, d.h. gezielte Ausrichtung auf schnellst-

mögliche Verbesserungen in bereits festgelegten Teilprozessen,
- belastbare Standortbestimmung, d.h. fundierte und belastbare Analyse der Unter-

nehmensleistung mit dem Ziel, weiter gehende Leistungssteigerungen des Unter-
nehmens zu erreichen,

- (Aufbau und) Unterstützung eines internen Controlling, d.h. fundierte und umfas-
sende Ermittlung und Analyse von Maßzahlen und Zielgrößen.

                                                
41 Auch die Prüfung bei Verdacht auf missbräuchliche Preisbildung hebt auf Vergleichszahlen ab, vgl.

Seite 10. Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine freiwillig gegebene, ggf. anonymisierte Selbst-
auskunft der untersuchten Unternehmen (wie beim hier beschriebenen Benchmarking), sondern um
extern abgeforderte, von Dritten gegengeprüfte, im Zweifel gerichtsfeste Zahlen ("refereed cost
benchmarks").

!
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• Anwendertypus 3: erfahrener Teilnehmer42

- Sicherung der Kontinuität, d.h. auf Basis bestehender Unternehmens- und Pro-
zess-Benchmarking-Projekte soll deren kontinuierliche Fortführung mit geringe-
rem Aufwand sichergestellt werden.

Anhaltswerte zur Abschätzung des Aufwandes liefert Tabelle 3-1:

Tabelle 3-1: Projektcharakterisierung, Erfahrungswerte [DWA, DVGW 2005]
Projekt Anzahl

Kennzahlen
Anzahl

Projektteilnehmer
Dauer für

einen Zyklus
anonyme

Aus wertung

einfacher Kennzahlen-
vergleich

25 bis 50 bis ca. 100 ca. ½ Jahr leicht möglich

umfangreicher Kenn-
zahlenvergleich

bis 200 bis ca. 100 ca. ½ Jahr leicht möglich

Unternehmens-
Benchma rking

ca. 25 bis 200 je Gruppe max. 20;
ideal 15

ca. ½ bis 1 Jahr möglich

Prozess-Benchmarking ca. 50 bis 100 je Gruppe max. 15 ca. ½ bis 1 Jahr möglich

3.5.3.5 Das IWA-Kennzahlensystem

Das EU-weit gebräuchlichste Kennzahlensystem ist das IWA-Kennzahlen-
system43 [ALEGRE 2000, MATOS 2003]. Es stellt ein Rahmenkonzept dar, das bei
Anwendung jeweils an die nationalen Bedürfnisse angepasst werden muss. Das IWA-
Kennzahlensystem beinhaltet die Sparten Abwasserentsorgung44 und Trinkwasserver-
sorgung. In beiden Sparten wird zwischen kaufmännischem und technischem Bereich
unterschieden45. Insgesamt sind über 100 Kennzahlen für sechs Gruppen (Personal,
Physikalische Daten, Betrieb, Servicequalität, Finanzen) definiert.

Kontextinformationen dienen hierbei der Beschreibung der jeweiligen Aufgabe
des Unternehmens im Bereich der Trinkwasserver- bzw. Abwasserentsorgung. Basis-
daten liefern beispielsweise den Ver- oder Entsorgungsumfang. Aus den so genannten
Strukturdaten werden mittels Division die maßgebenden Kennzahlen (Performance In-
dicators) gebildet, wie z.B. Energieeffizienz (kWh/m³ Wasser) oder Personalintensität
(Beschäftigte pro Wasserkunde) usw.

                                                
42 bzw. unerfahrene Teilnehmer, die sich durch erfahrene Experten unterstützen lassen.
43 IWA = International Water Association; EWA = European Water Association.
44 Die Endversion für das Leistungsbenchmarking in der Trinkwasserversorgung wurde 2000, in der

Abwasserentsorgung 2004 von der Task Force des Operations and Maintenance Commitees der IWA
vorgestellt.

45 Bei einigen der großen Wasserdienstleistungskonzerne werden die kaufmännischen Kennzahlen direkt
mit ökonomischen Parametern zum Unternehmenscontrolling verknüpft.
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Auch für deutsche Wasserunternehmen kann es sehr hilfreich sein, internationale
Benchmarks heranzuziehen (www.ib-net.org). Aktuell stehen Vergleichszahlen aus
mehr als 600 europäischen Wasserbetrieben zur Verfügung [MILNES 2005].

3.5.4 Qualitätsmanagement

Bei den so genannten Managementsystemen, zu denen neben dem Qualitätsmana-
gement (DIN ISO 9000 ff.) auch das Umweltmanagement (EU EMAS) und das Arbeits-
schutzmanagement gehören, handelt es sich um Methoden bei der Unternehmensorgani-
sation. Die überregionalen Unternehmen im Wassersektor haben solche Systeme relativ
früh eingeführt, weil derartige Zertifikate vermehrt bei internationalen Ausschreibungen
gefordert werden oder auch für die Versicherung der Dienstleistungsrisiken hilfreich
sind.

Zahlreiche Wasserunternehmen haben inzwischen Qualitätsmanagementsysteme
(QMS) eingeführt, um Folgendes zu erreichen (www.dwa.de/aktuell/presse/pressem_21-
2000.htm):

• höhere Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit,

• Rechtssicherheit,

• bessere Transparenz,

• effizientere Abläufe,

• höhere Wirtschaftlichkeit.

Die Einführung von QMS erfolgt üblicherweise in Phasen, z.B. wie folgt:

• Man beginnt mit der Definition wesentlicher Unternehmensprozesse und deren Be-
schreibung. Dies erfolgt zunächst in Form einer auf die Norm fixierten Soll-
Beschreibung.

• Im Rahmen einer Ist-Analyse erfolgt die Bestandsaufnahme der tatsächlichen be-
trieblichen Aufbau- und Ablauforganisation.

• Der anschließende Soll-Ist-Vergleich dient zur Verifikation von Schwachstellen und
Abweichungen.

• Basierend auf diesen Soll-Ist-Vergleichen werden Maßnahmen zum Erreichen der
Soll-Vorgaben erstellt.

• Zeitparallel wird ein Managementhandbuch einschließlich der zugehörigen Anwei-
sungen und Dokumentationen verfasst.

!
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Die Einführung des Managementsystems ist mit der Inkraftsetzung des Handbu-
ches abgeschlossen und mündet in einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess (vgl.
Abbildung 3-12).

Weitere Informationen zur Implementierung des QMS enthält der Anhang A1.
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Legende:
         Wertschöpfung
         Information

Abbildung 3-12:Kontinuierlicher Verbesserungsprozess (KPV) innerhalb des Qualitäts-
managements (nach DIN ISO 9001:2000)

Für bereits (z.B. nach DIN ISO 9000 ff.) zertifizierte wasserwirtschaftliche Un-
ternehmen hat es sich als pragmatisch sinnvoll dargestellt, das Managementsystem a-
nalog zu den bestehenden Strukturen abzubilden und sukzessiv zu optimieren, anstatt
sich ein vorgefertigtes Muster überzustülpen und an diesem die bestehenden Organisa-
tionsstrukturen neu auszurichten.
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Hinzuweisen ist auf das Technische Sicherheitsmanagement (TSM), welches
spartenübergreifend für den Wasser- und Abwasserbereich entwickelt wurde. Es soll
sicherstellen, dass die Unternehmen in Bezug auf die Aufbau- und Ablauforganisation
die gesetzlichen Anforderungen branchengerecht erfüllen
(www.dvgw.de/pdf/tsmlanger.pdf).

Zweckverband Wasserversorgung
und Abwasserbehandlung Rügen
Putbuser Chaussee 1
18528 Bergen auf Rügen

Ansprechpartner:
Herr Axel Rödiger,
Geschäftsführer

www.zwar.de

Der Vorstand des ZWAR be-
schloss am 23.05.2001 die Ein-
führung eines integrierten Mana-
gementsystems (IMS).
Im September 2001 begannen die
konkreten Vorbereitungen zum
Projekt. Zunächst wurde ein
Kernteam gebildet und der Mode-
rator vorgestellt. Im Kernteam
wurden die Projektziele erarbeitet.
Mit Hilfe aller Mitarbeiter des
ZWAR wurde die Unternehmens-
politik diskutiert und abgesteckt.
Im Oktober 2001 fand die Auf-
taktveranstaltung zur Einführung
des IMS statt. Alle Kollegen
waren zur Mitarbeit an der Erar-
beitung des IMS aufgerufen. Erst-
malig fand beim ZWAR eine
Personalbefragung mit einer Be-
teiligung von 82 % statt.
Die Festsetzung der Unterneh-
menspolitik und die Veröffentli-
chung und Diskussion in allen
Bereichen erfolgte von November
2001 bis März 2002. Gleichzeitig
begann in allen Bereichen des
Unternehmens die prozessbez o-
gene Bestandsaufnahme. Im Sep-
tember 2002 war das Handbuch
fertig gestellt.

Auf einer Mitarbeiterversamm-
lung im November 2002 wurde
das System in Kraft gesetzt. Die
DEKRA führte das Voraudit im
Dezember 2002 durch und am
18.06.2003 wurde der ZWAR
nach DIN EN ISO 9000:2000 und
14001 zertifiziert.
Die feierliche Übergabe der Zerti-
fikate erfolgte am 25.08.2003
durch die DEKRA im Beisein
aller Mitarbeiter, des Staatssekre-
tärs des Umweltministeriums
M-V und der Landrätin des Land-
kreises Rügen.
Der ZWAR ist der erste Zweck-
verband und eines der wenigen
Unternehmen der Wasserwirt-
schaft in Mecklenburg-Vorpom-
mern, der sich dieses Zertifikat
erarbeitet hat.
Die Basis hierfür sind sowohl die
Qualität der betriebsinternen Pro-
zesse als auch die Auswirkungen
dieser auf die Umwelt. Damit ist
ein wichtiger Schritt sowohl für
die Unternehmenssicherung im
Hinblick auf Konkurrenz als auch
für die Transparenz und Kunden-
freundlichkeit getan. Es besteht
eine gute Grundlage für die weite-
re Teilnahme an Benchmarking-
Projekten.
Durch die Zertifizierung besteht
ein wesentlich besserer Informati-
onsfluss im Unternehmen. Die

Organisation und die Verantwort-
lichkeiten sind geregelt.
Durch die ständige Aktualisierung
des Handbuches ist die tägliche
Arbeit leichter geworden, z. B.
durch die Formblätter.
Als besonders wichtig werden die
internen Audits eingeschätzt.
Die Auswertung der Beschwerden
und die Kundenbefragungen führ-
ten zu einer Verbesserung der
Kundenzufriedenheit.
Sichtbar ist der Anspruch der
Mitarbeiter an Informationen und
Schulungsbedarf. Jeder Mitarbei-
ter hat Einsicht in die Prozess-
kennzahlen. Dadurch steigt die
Personalzufriedenheit und die
Identifikation mit dem Unterneh-
men. Des Weiteren finden fortlau-
fend Mitarbeitergespräche statt,
mit dem Ziel, Jahresvorgaben zu
erarbeiten.

Abb.: Eines der IMS-gemäß be-
triebenen Wasserwerke
(Druckfilter, Verrohrung)

Einführung eines integrierten
Managementsystems beim

ZWA Rügen
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3.5.5 Personalmanagement

Kapital, Rohstoffe und Arbeit werden als die drei klassischen Produktionsfaktoren
von Unternehmen bezeichnet. Direkten Einfluss hat das Unternehmensmanagement auf
den Faktor "Arbeit", der gleichzeitig für den Erfolg eines Wasserunternehmens, aber
auch für seine Kostenstruktur, von herausragender Bedeutung ist.

Die Qualität der Arbeitsabwicklung wiederum ist entscheidend dafür, wie viel an
Kapital (Personalqualität → Planungsqualität → Investitionskosten → Kapitalbedarf ...)
und Rohstoffen (Personalqualität → Laufender Betrieb → Verbrauch an Energie, Che-
mikalien, Abfallmenge ...) benötigt wird. In anderen Worten: Mangelnde Qualität beim
Personalmanagement kann zu erheblichen Mehraufwendungen an Kapital, Energie und
Rohstoffen führen.

Insbesondere dort, wo die Kostenfrage dominiert, haben sich die Blickpunkte im
Personalmanagement oftmals auf folgende Parameter für einen SOLL-IST-Vergleich
reduziert:

• Wie viel Personal ist vorhanden (absolut und spezifisch)?

• Wie ist das Personal qualifiziert bzw. spezialisiert?

• Welche personalintensiven Leistungen lassen sich kostengünstiger auslagern (out-
sourcen) oder - umgekehrt - welche bisher fremd vergebenen Leistungen lassen sich
unter Einsatz vorhandener Personalkapazitäten wieder hereinholen ("Insourcing")?

Derartige, am Status quo orientierte Fragen sind unvermeidbar, müssen aber er-
gänzt werden, um zukunftsorientierte Fragestellungen wie:

• Wie sehen künftige Anforderungen an das Personal des Wasserunternehmens aus?
Welches Personal nach Anzahl und Qualifikation wird künftig benötigt?
Welchen Anteil "neuer Leistungen" kann das vorhandene Personal abdecken, wenn
zusätzliche Qualifikationsmaßnahmen durchgeführt werden?

• Was ist bei radikalen Strukturveränderungen wie zu berücksichtigen?
(Beispielsweise: Zusammenbruch eines Industriebetriebes; Rückgang der Wasser-
verbrauchsmengen und Erlöse)

• Wie lassen sich Reibungsverluste bei Veränderungsprozessen vermeiden bzw. mini-
mieren?

!
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• Wie kann das Leistungspotenzial, insbesondere bzw. auch auf den Managementebe-
nen, erkannt und noch besser genutzt werden?

• Welche Möglichkeiten der Motivation und Anreize gibt es, um die Leistung der Mit-
arbeiter und des Managements zu fördern?

Als moderne Instrumente der Personalpolitik gelten:

• Managementpotenzialanalysen
Mittels der so genannten Managementpotenzialanalysen lassen sich berufliche Leis-
tungsvoraussetzungen messen. Zudem können hiermit Entwicklungsmöglichkeiten
aufgezeigt werden. Im Konkreten sollen Möglichkeiten, Stärken und Schwächen im
Arbeitsverhalten analysiert und sowohl den Führungskräften als auch den Mitarbei-
tern Wege zur Optimierung aufgezeigt werden46.

• Managementvereinbarungen und Mitarbeitergespräche (Zielvereinbarungen)
Managementvereinbarungen und Mitarbeitergespräche bilden die Grundlage für den
Wechsel von Pauschal- zu Leistungsverträgen.
In Zielvereinbarungen werden bestimmte Ergebnisse, z.B. das Erreichen bestimmter
Zielgrößen beim Betrieb eines Wasserwerkes definiert, und der Anteil des Mitarbei-
ters an der Erreichung dieses Zieles wird gemessen, ggf. mit einem Bonus (nicht
notwendigerweise finanziell) verknüpft.

• Rotationsmanagement und Austauschprogramme.
Kleinere Wasserunternehmen, die diese Möglichkeit nicht haben, können im Rahmen
von Kooperationsvereinbarungen (Nachbarschaftsvereinbarungen) beispielsweise
Betriebspersonal auf eine andere Anlage entsenden etc.

Oft ist es ratsam oder notwendig, auf externen Sachverstand und externe Beratung
zurückzugreifen, weil

• spezielle Aufgabenstellungen von den Mitarbeitern der betroffenen Wasserunter-
nehmen vergleichsweise selten, von entsprechend spezialisierten Consultants bzw.
Dienstleistungsfirmen jedoch "hauptberuflich" abgewickelt werden, so dass diese
über das entsprechende Know-how und Erfahrungen verfügen.

• vielfach von internen Strukturen nicht tangierte Experten für die anstehenden Aufga-
ben besser geeignet sind als jemand, der betriebliche Rücksichten nehmen muss und
die natürliche "Betriebsblindheit" nicht ganz abschütteln können wird.

                                                
46 Hierzu zählt auch die Empfehlung von individuellen Tätigkeitsfeldern und Positionen.
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• aus Transparenzgründen neutrale, unbefangene Analysen z.B. im technischen, wir t-
schaftlichen, ggf. rechtlichen Bereich anstehen, für die daher nur externe Institutio-
nen in Frage kommen.

Wenn es im Rahmen einer Neuorganisation von Unternehmensaufgaben zum Per-
sonaltransfer kommt [etwa zu einer neuen Tochtergesellschaft im Rahmen der inter-
kommunalen (Seite 59) oder öffentlich-privaten Zusammenarbeit (Seite 67)], sind die
Regelungen des § 613a BGB47 bzw. § 123a Abs. 2 BRRG48 zu beachten. Für die kon-
krete Umsetzung haben sich im Laufe der letzten Jahre verschiedene Modelle für Perso-
nal-Sicherungsvereinbarungen, Überleitungsverträge usw. entwickelt, so dass bei Be-
darf auf eine Vielzahl von Mustern zurückgegriffen werden kann.

Hinsichtlich der Art des Persona ltransfers unterscheidet man zwischen

• der Personalüberleitung,
• der Personalgestellung und
• besonderen Regelungen für die Übernahme von Beamten.

In allen Fällen haben die betroffenen Mitarbeiter die Möglichkeit, einem Transfer
zu widersprechen. Allerdings stellt sich danach sofort die Frage, wie ihre Zukunft beim
"alten Arbeitsgeber" aussieht, der das Aufgabenfeld an einen Partner übertragen hat.
Überspitzt ausgedrückt stellt sich die Frage, ob ein Mitarbeiter, der einem Transfer wi-
derspricht, tatsächlich noch ein sinnvolles Arbeitsfeld hat.

Aus organisatorischer Sicht betreffen die wesentlichen Fragestellungen zumeist
folgende Aspekte:

• Wie weit bzw. über welchen Zeitraum reicht die Besitzstandsgarantie einschließlich
der Dauer des Ausschlusses betriebsbedingter Kündigungen?

• Wie ist der organisatorische Rahmen (Weisungsbefugnisse etc.) geregelt?
• Was passiert dem/der einzelnen Betroffenen im Streitfall?

Darüber hinaus geht es (z.B. bei PPP-Modellen, siehe Kasten Seite 94) um eine
Vielzahl an Sicherungsabreden für das Personal und die Personalentwicklung.

                                                
47 BGB = Bürgerliches Gesetzbuch.
48 BRRG = Beamten-Recht-Rahmengesetz.
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Exemplarisch sind folgende Punkte für eine solche Sicherungsabrede zu nennen:

• Kündigungsschutz, Änderungsschutz,
• Altersversorgung (VBL49- bzw. ZVK50-Regelungen),
• Erhalt von Ausbildungsplätzen,
• Mitbestimmung,
• Zuständigkeit des Personalrates,
• Tarifzugehörigkeit,
• Arbeitgeberverbandszugehörigkeit.

Die Erfahrungen zeigen, dass sich die rechtlichen Regelungen, nach Fixierung der
Zielvorgaben, sinnvoll und einvernehmlich mit allen beteiligten Parteien gestalten la s-
sen. Allerdings verbleibt oft eine "psychologische Hemmschwelle". Im Fall von Struk-
turveränderungen gilt es daher, diese erst gar nicht entstehen zu lassen. Hierzu sind eine
aktive Informationspolitik und straffes Zeitmanagement erforderlich.

3.6 Elektronisch gestütztes Unternehmensmanagement

Im Zeitalter schnell fortschreitender Technologien bei der Anlagen- und Prozess-
steuerung (Fernwirktechnik), und der nahezu mühelosen Überbrückung von Zeit und
Raum bei der Übertragung von Daten und Informationen, stehen die Unternehmen des
Wassersektors vor neuen Herausforderungen. Sie müssen diese technischen Entwick-
lungen konsequent nutzen.

Dass dies die Struktur ganzer Branchen verändern kann, zeigen die Entwicklun-
gen in der Automobilindustrie, im Bankensektor oder beim Anlagenbau. Gerade für
kleine und mittlere Betriebe der Wasserwirtschaft eröffnen sich durch ein elektronisch
gestütztes Unternehmensmanagement völlig neue Perspektiven zur arbeitsteiligen Ko-
operation, überregional, international und mit neuen, differenzierten Schnittstellen zu
privaten Zulieferern oder Partnern.

3.6.1 Elektronischer Geschäftsverkehr

E-Business ist ein Konzept, um unterschiedliche Geschäftsarten und Abläufe über
das Internet in den Prozess der Leistungserstellung zu integrieren und damit den Nutzen
für die Kunden zu erhöhen und die Potenziale der Netzinfrastruktur des Internets zu
nutzen. Im Mittelpunkt steht die elektronische Unterstützung aller Geschäftsprozesse
und Geschäftsfunktionen, d.h. die digitale Abbildung von unternehmensübergreifenden
Geschäftsprozessen durch die Informationstechnologie.

                                                
49 VBL = Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (www.vbl.de).
50 ZVK = Zusatzversorgungskassen des öffentlichen Dienstes.
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Potenziale für Wasserunternehmen aus der Umsetzung von E-Business sind
[BLOCK 2002]:

a) die Kostenoptimierung durch Prozessoptimierung, z.B. durch:
- Kostenreduktion in der Geschäftspartner- bzw. Wasserkundenkommunikation,
- Sicherung der Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsprozesse durch

ein dichtes und schnelles Informationsnetz,
- Automatisierung und Unterstützung aller Unternehmensprozesse,
- schnelle, sichere, automatisierte Einnahmengenerierung, der Wasser- und Ab-

wassergebühren51,
- Synergieeffekte, z.B. bei der Bündelung von Informationen dezentraler Was-

ser- und Abwasseranlagen oder aus Einkaufsnetzwerken.

b) die Wettbewerbsvorteile durch Informationsgewinn:
- Erkennen und Erschließen neuer und größerer Märkte, Marktnischen,
- schnelle Reaktion und Kommunikation mit Wasserkunden.

E-Business ist nur realisierbar, wenn eine entsprechende IT-Infrastruktur im Was-
serunternehmen vorhanden ist. Das Rückgrat dieser Infrastruktur bilden die ERP-
Systeme (Enterprise Ressource Planning). Das ERP-System hat eine Basiskomponente,
die alle relevanten Datenverwaltungsfunktionen umfasst. Das System enthält auch eine
Kommunikationskomponente und stellt die betriebssystemrelevanten Funktionen in
einer vereinfachten Form zur Verfügung. Darauf bauen die Funktionen auf, die für alle
Anwendungen nutzbar sind, so genannte Cross-Applications. Dies sind Systemkompo-
nenten wie Workflow-Management-Systeme, Funktionen zur weiteren Datenverarbei-
tung, Reportingfunktionen, Währungsumrechnungen, EDI (Electronic Data Interchan-
ge) etc. Diese Funktionalitäten können von den anschließenden betriebswirtschaftlichen
Anwendungen genutzt werden. Für die Anwendungen sind die Bereiche Finanzen und
Controlling, Personalwirtschaft, Logistik und Produktion (inklusive Einkauf bzw. Be-
schaffung) und Verkauf zu untersche iden.

Neben den betriebswirtschaftlichen Anwendungen, die eher verwaltungsorientiert
sind und zunehmend in den Vordergrund treten, müssen auch Anwendungen zur Unter-
stützung des Produktionsprozesses berücksichtigt werden, um der Umsetzung der elekt-
ronischen Unterstützung aller Geschäftsprozesse und Geschäftsfunktionen gerecht zu
werden. Hier bietet sich die Koppelung unterschiedlicher Systeme und die Einbindung
in entsprechende Konzepte an. Beispielhaft sind Konzepte wie E-Procurement oder
Supply Chain Management zu nennen, die auch in der Wasserwirtschaft umsetzbar sind.

                                                
51 Dies setzt voraus, dass auch die Kunden die Kommunikation via Internet nutzen. Nach Angabe des

Statistischen Bundesamtes sind mehr als 60 % der privaten Haushalte mit einem PC mit Internetzu-
gang ausgestattet (Stand: 2003).
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Die Komplexität der einzelnen Anwendungen, Konzepte und Systeme sowie die
fließenden Übergänge bzw. Grenzen erschweren eine Systematisierung und trennschar-
fe Zuordnung. Abbildung 3-13 zeigt eine Möglichkeit die einzelnen Konzepte, die ein
E-Business auszeichnen, zu erfassen und der Wertkette des Unternehmens gegenüber-
zustellen.
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Abbildung 3-13:Systematisierung des E-Business [Quelle: BLOCK 2005]

Die Anwendungsbereiche von E-Business in der Wasserwirtschaft sind vielfältig.

Gerade bei dezentralen Einheiten der Wasserversorgung und der Abwasserentsor-
gung werden die Vorteile der zentralen Informationsverarbeitung und Steuerung deut-
lich. In Verbindung mit der Fernwirktechnik für wassertechnische Anlagen und der
Datenfernübertragung, öffnen sich zukünftig neue Perspektiven für die Wasserunter-
nehmen, bis hin zur besseren Anpassung von Tarifstrukturen an die tatsächlichen Kos-
tenstrukturen (langfristig ggf. mit differenzierten Preisen, "Peak Pricing", wie das die
Kunden beispielsweise für die Telefonpreise kennen, wo sehr differenziert entsprechen-
de Kapazitätsauslastung abgerechnet wird) [RUDOLPH 2000].
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3.6.2 Elektronisch gestützte Verwaltung (E-Government)

Um die Beziehungen zwischen staatlicher Verwaltung und Bürgern bzw. Unter-
nehmen unter Einsatz des Internets neu zu konfigurieren, wurde das Konzept
"E-Government" entwickelt.

Eine besondere Form der Anwendung von elektronisch gestütztem Unterneh-
mensmanagement ist das E-Government. Im Wesentlichen kommen auch beim
E-Government die Konzepte des E-Business zur Anwendung, jedoch in abgewandelter
Form. Der Begriff des E-Government umfasst die strategische und operative Nutzung
von Kommunikationstechnologien durch öffentliche Akteure zur internen Reorganisati-
on von Prozessen, zur Bereitstellung von Informationen und zum Anbieten von Diens t-
leistungen sowie die Bürgerpartizipation an öffentlichen Diskussions- und Entsche i-
dungsprozessen. Abbildung 3-14 gibt eine Übersicht über die Elemente des
E-Government.
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Abbildung 3-14:Elemente des E-Government52

Für den Wassersektor sind die verwaltungstechnische Optimierung und die Vor-
bereitung der Kommunikation wesentlich [PORTH 2005]. Etabliert sind:

• die Einrichtungen von Homepageseiten und ihre Nutzung, z.B.
- zur Veröffentlichung von Satzungen, Ausschreibungen etc.,
- zur Markterkundung (Kundenzufriedenheit und Kundenanforderungen),
- zur Bereitstellung elektronischer Formulare (Inkasso, Anträge etc.),

• der Aufbau von Intranet-Netzwerken zum verwaltungsinternen Austausch von Daten
und Informationen.

Für öffentliche Wasserunternehmen, welche unter demokratisch legitimierter
Kontrolle stehen, wird das E-Government mit den o.g. Möglichkeiten  zuweilen als die
Zukunftschance gesehen, komplexe (politische) Entscheidungsprozesse zu beschleuni-
gen und die Flexibilität und Schlagkraft des Unternehmens zu verbessern [GRABOW
2005].

                                                
52 in Anlehnung an www.begix.de/PPP-i "PPP und E-Government".
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4. UNTERNEHMENSFORMEN

4.1 Übersicht

Mit dem Ziel, die unternehmerische Flexibilität und betriebswirtschaftliche Effi-
zienz zu verbessern, denken viele öffentliche Wasserunternehmen über die Modifikation
oder Änderung ihrer derzeitigen Unternehmensform nach. Zur Verfügung steht eine
Vielzahl von Alternativen und Kombinationen. Die im Wassersektor vorzufindenden
Unternehmensformen kann man in drei Gruppen einteilen:
• nicht-rechtsfähige Organisationsformen,

wie Regiebetriebe und Eigenbetriebe,
• rechtsfähige Organisationen,

wie die Anstalt öffentlichen Rechts (AöR), GmbH oder AG
(jeweils möglich mit oder ohne Beteiligung privater Unternehmen),

• Organisationsformen der interkommunalen Zusammenarbeit,
wie z.B. Zweckverbände oder Gemeinschaftsgesellschaften.

Neben einer Darstellung der verfügbaren Rechtsformen (→ Kapitel 4.2) werden
nachfolgend die Möglichkeiten der interkommunalen Kooperation erläutert (→ Kapi-
tel 4.3). Zusätzlich stehen den Wasserunternehmen zahlreiche Alternativen zur Einbin-
dung privater Partner zur Verfügung (→ Kapitel 4.4).

4.2 Rechtsformen kommunaler Unternehmen

Unter den Rechtsformen der Wasserunternehmen dominieren nach Zahl und Grö-
ße der kommunale Regiebetrieb und der Eigenbetrieb (vgl. Abbildungen 2-3 und 2-4).
Auf diese Unternehmensformen wird hier nicht näher eingegangen, weil sie in der Pra-
xis hinreichend bekannt und an anderer Stelle ausführlich behandelt sind [UBA 2001,
CRONAUGE 2003]. In Bezug auf die neuen Herausforderungen und ggf. Neuorganisa-
tion von kommunalen Wasserunternehmen spielt der Regiebetrieb und Eigenbetrieb
dann eine Rolle, wenn er durch besonders effizienzsteigernde Maßnahmen den aktue l-
len Herausforderungen entsprechend angepasst wird (so genannter optimierter Regiebe-
trieb, optimierter Eigenbetrieb), oder wenn er beispielsweise zum Zwecke der inter-
kommunalen Kooperation vernetzt wird (siehe dazu Kapitel 4.3).

Die Innenminister-Konferenz [IMK 2003] hat sich mit den Rechtsformen kom-
munaler Unternehmen befasst und festgestellt:

"Die Gemeindeordnungen der meisten Länder lassen heute zu, dass die Kommunen in
eigener Verantwortung entscheiden, welche Rechtsform ihre Unternehmen haben sollen. Der
Vorrang öffentlich-rechtlicher Organisationsformen, insbesondere des Eigenbetriebs, ist mit
Ausnahme von drei Ländern (Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen) abge-
schafft worden.
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Die Gemeinden können daher ihre Unternehmen auch in einer Rechtsform des privaten
Rechts organisieren. Ob Unternehmen in Privatrechtsform nur als Erfüllungsgehilfen für die
Gemeinde tätig werden oder unmittelbar in Rechtsbeziehungen zum Bürger treten können,
hängt von den für die Aufgabe geltenden gesetzlichen Vorschriften ab.

Die Zulässigkeit der privatrechtlichen Organisationsform für kommunale Unternehmen ist
generell an bestimmte Voraussetzungen gebunden, mit denen vor allem sichergestellt werden
soll, dass die Kommune über ausreichende Steuerungs- und Kontrollrechte gegenüber ihren
Unternehmen verfügt. Objektive Einschränkungen der Wahlfreiheit bestehen im Übrigen nur
insoweit, als nach den Gemeindeordnungen einiger Länder für die Aktiengesellschaft ein Nach-
rang vorgesehen ist.

In mehreren Ländern (Bayern, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz53, Schleswig-Holstein) steht den Kommunen als weitere Unternehmensform
noch das "Kommunalunternehmen" (rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts) zur Verfü-
gung.

• Besonderheiten in der Wasserversorgung:
In zwei Ländern (Rheinland-Pfalz und - für Gemeinden ab 10.000 Einwohnern - Hessen) ist
es ausgeschlossen, die Wasserversorgung als Regiebetrieb innerhalb der allgemeinen Ver-
waltung zu führen. Hier ist es erforderlich, das Unternehmen zumindest als Eigenbetrieb or-
ganisatorisch auszugliedern.

• Besonderheiten in der Abwasserentsorgung:
In Rheinland-Pfalz und im Saarland ist es nicht möglich, den Regiebetrieb zu wählen. In
einem Land (Rheinland-Pfalz) ist es unzulässig, die Abwasserentsorgung als Unternehmen
in Privatrechtsform zu organisieren, in einem weiteren Land (Nordrhein-Westfalen) kann die
Privatrechtsform nur gewählt werden, wenn neben den eingangs erwähnten Voraussetzun-
gen ein wichtiges Interesse der Gemeinde an der Gründung oder Beteiligung vorliegt. In
einem Land (Mecklenburg-Vorpommern) ist die Zulässigkeit der Privatrechtsform davon ab-
hängig, dass die Aufgabe unter wesentlicher Beteiligung eines privaten Dritten erfüllt werden
soll und ein wirtschaftliches Interesse der Gemeinde an der gemeinsamen Aufgabenerfül-
lung vorliegt."

Bei den öffentlichen Rechtsformen nimmt der Grad der Verselbständigung vom
kommunalen Regiebetrieb (→ integrierter Teil der kommunalen Verwaltung) über den
Eigenbetrieb (→ eigenständiger Haushalt) bis zur Anstalt (→ eigene Rechtsperson) zu.

Des Weiteren gibt es als kommunale Gemeinschaftsorganisationen die Recht s-
form "Verband" (Wasser- und Abwasserzweckverbände, Wasser- und Bodenverbände,
vgl. Seite 61). Aufgrund der im Vergleich zum Regiebetrieb (→ kameralistische Buch-
haltung) besseren haushalterischen Transparenz wird der Eigenbetrieb (→ kaufmänni-
sche Buchhaltung) seit einigen Jahren von den Kommunen bevorzugt (vgl. Abbil-
dung 2-4). Die Anstalt öffentlichen Rechts ist nicht in allen Bundesländern zulässig
(siehe Seite 62, Ziffer d).

                                                
53 In NRW und Rheinland-Pfalz inzwischen wieder kritisch bewertet.
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Abbildung 4-1: Rechtsformen kommunaler Unternehmen [CRONAUGE 2003]

Bei den privaten Rechtsformen ist die kommunale GmbH am häufigsten. Die AG
findet sich in der Regel bei größeren Wasserunternehmen, die dann entsprechend den
Regelungen des Aktienrechtes mit größerer Unabhängigkeit von kommunalpolitischen
Entscheidungen geführt werden. Die GmbH & Co. KG existiert beispielsweise als Pro-
jektgesellschaft für begrenzte Aufgaben. Alle übrigen in Abbildung 4-1 aufgeführten
Rechtsformen kommen im Wassersektor vergleichsweise selten vor.

Soweit es sich um gemischtwirtschaftliche Unternehmen handelt, spielt die Betei-
ligungsquote eine wichtige Rolle. In der Praxis hält der kommunale Gesellschafter zu-
meist die Mehrheit (> 50 %). Gleichwohl finden sich in der Praxis genügend Fälle, bei
denen der Minderheitsgesellschafter aufgrund besonderer Konsortialverträge oder
schlicht aufgrund seines Einflusses die bestimmende Rolle einnimmt.

Mit Öffnung der EG erlangt das Thema "Gründungsform" einer Gesellschaft neue
Dimensionen. Der EUGH garantiert europaweit die Niederlassungsfreiheit)54, und das
schließt so genannte "Centros" (=> Anerkennung von Scheinauslandsgesellschaften)
und "Überseering" (=> Rechts- und Parteifähigkeit ausländischer Gesellschaften im
Staat der Niederlassung) ausdrücklich mit ein. De facto wurden damit sowohl die Mög-
lichkeiten als auch die Rahmenbedingungen im Wettbewerbsrecht wesentlich erweitert.

                                                
54 Jede Kapitalgesellschaft, die in einem Mitgliedsstaat gegründet wurde, darf ihren Geschäftssitz und

ihre Aktivitäten verlegen, auch wenn anderenorts strengere Anforderungen an die Kapitalausstattung
bestehen.
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Formen wie die Company Limited (Ltd.) erfreuen sich zunehmend größerer Be-
liebtheit im Bereich der Kooperationen, da solche Gesellschaftsformen darauf ausge-
richtet sind, (möglichst) einfach und schnell den Geschäftsprozess aufzunehmen
[BLASS 2005]. Allerdings steht diesen Vorteilen oft ein größeres Kostenrisiko gegen-
über, wie z.B. hohe Aufwendungen für die laufende Verwaltung und Rechtsberatung.

Neu ist auch die Rechtsform "Societas Europaea", welche durch Verschmelzung
von Unternehmen unterschiedlicher EU-Länder gebildet werden kann [BERNSTORFF
2005]. Sie ist einfacher als das bisher für grenzüberschreitende Unternehmen erforderli-
che Netz an Tochtergesellschaften, für die unterschiedliche nationale Vorschriften ge l-
ten.

Bei anstehenden Entscheidungen ist stets zu empfehlen, nach Referenzbeispielen
zu suchen, bei denen unter vergleichbaren oder zumindest übertragbaren Arbeitsbedin-
gungen Erfahrungen mit entsprechenden Organisationsformen gesammelt worden sind.
(Hinweise ggf. über die Europäische und nationale Handelskammern: www.euro-
paeische-rechtsformen.de, www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/unternehmensrecht/
limited).

4.3 Interkommunale Kooperation

Nach der Wirtschaftsförderung bzw. dem Regionalmarketing ist der Wassersektor
der zweithäufigste Bereich, in dem Kommunen zusammenarbeiten, um Effizienz bzw.
Produktivitätssteigerungen für die "vielen zu kleinen Kommunen" zu ermöglichen
[HABBEL 2005]. Zur kommunalen Wasserwirtschaft schreibt [IMK 2003]:

" Kooperationen bieten sich sowohl unter dem Aspekt der Arbeits- und Kostenteilung als
auch zur Ergänzung bzw. Erweiterung der eigenen Möglichkeiten oder zu deren Unterstützung
und Verbesserung an. Durch Zusammenarbeit können Größen- und Synergieeffekte erzielt
werden, die die Kosten der Wasserwirtschaft senken und die die Wirtschaftlichkeit steigern. Vor
allem für kleine Versorgungsunternehmen kann die Zusammenarbeit mit anderen eine Möglich-
keit sein, den Anforderungen in der Wasserversorgung dauerhaft gerecht zu werden ...

Entstehen in Kooperationen größere Versorgungsgebiete, stellen kommunalrechtliche
Vorgaben wie das öffentliche Zweckerfordernis oder das Örtlichkeitsprinzip keine Hindernisse
für eine so betriebene Aufgabenwahrnehmung dar. Die immer wieder im Zusammenhang auch
mit der Fortentwicklung der Wasserwirtschaft geforderte Änderung der kommunalrechtlichen
Regelungen zum öffentlichen Zweck und zum Örtlichkeitsprinzip erscheint damit nicht erforder-
lich, um eine über die jeweilige Gemeindegrenze hinausgehende Betätigung kommunaler wirt-
schaftlicher Organisationseinheiten zu ermöglichen. Vielmehr bieten die Formen der kommu-
nalen Zusammenarbeit, die im Folgenden näher dargestellt werden, hierfür sachgerechte Lö-
sungsmöglichkeiten. Wenn Kommunen zusammenarbeiten, beziehen sich sowohl das öffentli-
che Zweckerfordernis als auch die Anforderungen an die kommunale Verbandskompetenz (Ört-
lichkeitsprinzip) auf das gesamte Kooperationsgebiet."

!

!
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Zweckverband Bodensee-
Wasserversorgung
Hauptstraße 163
70563 Stuttgart-Vaihingen

Ansprechpartner:
Prof. Dr.-Ing. Hans Mehlhorn,
technischer Geschäftsführer

www.zbwv.de

Anfang der 50er Jahre des letzten
Jahrhunderts stieg in Baden-Würt-
temberg der Wasserbedarf bedingt
durch den Flüchtlingszustrom, den
steigenden Haushaltswasserbedarf
und das einsetzende Wirtschafts-
wunder sehr schnell an. Vielerorts
drohte der hydrogeologisch, klima-
tisch und siedlungsgeografisch be-
dingte Wassermangel zum wachs-
tumsbegrenzenden Faktor zu wer-
den. Die betroffenen Kommunen
erkannten sehr bald, dass nur durch
die Beileitung von Wasser aus dem
Bodensee nachhaltig Abhilfe ge-
schaffen werden konnte.

Da die Realisierung eines solchen
Projektes mit einem Erstinvestiti-
onsvolumen von 200 Mio. DM die
Kraft einer einzelnen Kommune bei
weitem überstieg, schlossen sich 13
Städte und Gemeinden im Oktober
1954 zusammen, um den Zweck-
verband Bodensee-Wasserversor-
gung (BWV) zu gründen.

Heute gehören zur BWV 179 Ver-
bandsmitglieder mit mehr als 4 Mio.
Einwohnern; die Jahreswasserabga-
be hat sich von anfänglich 30 Mio.
m³ auf heute knapp 140 Mio. m³ fast
verfünffacht; das Leitungsnetz um-
fasst mehr als 1.700 km.

Aufgabe der BWV ist die Wasser-
gewinnung aus dem Bodensee, die

Aufbereitung und der Transport bis
zu den Verbandsmitgliedern. Die
Weiterverteilung des Wassers bis zu
den Endverbrauchern ist dann Auf-
gabe der Verbandsmitglieder.

Die BWV zeigt, wie die interkom-
munale Kooperation in der Wasser-
wirtschaft auch bei sehr vielen Ver-
bandsmitgliedern funktioniert, und
zwar auf Grundlage einer geeign e-
ten Konstruktion der Organisation
und der Finanzierung:

• Die vom Zweckverband beliefer-
ten Kunden sind gleichzeitig seine
Eigentümer. Von daher ist es
sinnvoll, dass der Zweckverband
auf die Erzielung eines Gewinns
verzichtet. Dies fördert das Ver-
trauen von Politik und Wasser-
verbrauchern in die Arbeit des
Zweckverbandes.

• Die Stimmenverteilung in den
Entscheidungsgremien des Ver-
bands ist so gestaltet, dass eine
Dominanz eines Verbandsmit -
glieds oder einer bestimmten
Gruppe von Verbandsmitgliedern
ausgeschlossen ist. So hat bei-
spielsweise die Stadt Stuttgart in
der Gründungszeit auf eine Stim-
menmehrheit verzichtet, obwohl
sie fast zwei Drittel aller Finanzie-
rungslasten zu tragen hatte.

• Das Solidaritätsprinzip - alle be-
zahlen nach den gleichen Umlage-
grundsätzen - hat zum Einverneh-
men unter den Verbandsmitglie-
dern geführt, weil Extrembelas-

tungen für einzelne Verbandsmit -
glieder dadurch vermieden wer-
den.

• Die Organisation des Verbands ist
so gestaltet, dass kurze Entschei-
dungswege ein schnelles und ef-
fektives Handeln ermöglichen.

Dass die BWV ein sehr erfolgreich
arbeitendes Unternehmen ist, zeigt
auch die Tatsache, dass der mittlere
Wasserpreis, der von den Ver-
bandsmitgliedern erhoben wird, mit
etwa 36 ct/m³ vergleichsweise nied-
rig ist.

Um das Know-how und die Struktu-
ren der BWV den Verbandsmitglie-
dern direkt nutzbar zu machen, führt
die BWV seit mehreren Jahren
Dienstleistungen (Betriebsführun-
gen, Labordienstleistungen etc.) für
die Verbandsmitglieder durch.

Abb.: Übersichtskarte der
Bodensee-Wasserversorgung

Der Zweckverband Bodensee-
Wasserversorgung als Beispiel der

interkommunalen Zusammenarbeit
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Bei der interkommunalen Kooperation erbringt entweder eine Kommune mit ih-
rem Wasserunternehmen für eine andere Kommune eine bestimmte Dienstleistung, oder
die besagte Dienstleitung wird gemeinsam erbracht (möglicherweise sogar mit einem
dafür gegründeten oder umgegründeten Gemeinschaftsunternehmen).

Dabei kann es sich um Dienstleistungen von begrenzter Bedeutung handeln (wie
z.B. Einrichtung eines Maschinenringes zur gemeinsamen mobilen Klärschlamment-
wässerung), oder aber auch um umfassende Aufgaben (Bau und Betrieb einer Gemein-
schaftskläranlage im Verbund mit mehreren Kommunen).

Als mögliche Rechts- und Organisationsformen sind zu nennen [IMK 2003]:

a) Kooperationen unter Wahrung der Selbständigkeit
Das ist die Zusammenarbeit von Gemeinden bzw. kommunalen Unternehmen in bestimmten Bere i-
chen und bei einzelnen Aufgaben, wobei die Selbständigkeit der Beteiligten erhalten bleibt. Dies
kann sowohl in unverbindlicher Form erfolgen als auch durch rechtliche Vereinbarungen. Beispiele
sind unregelmäßig anfallende gegenseitige Hilfeleistungen (z.B. Behebung von Schäden, Notver-
bund), Absprachen im kaufmännischen Bereich (Kontenplan, Kostenrechnung, Konzessionsabga-
ben), Absprachen zur Vorhaltung von Arbeitsgeräten und zur Lagerhaltung, ein gegenseitiger In-
formations- und Erfahrungsaustausch sowie gegenseitige Beratung. Geeignete Formen können die
kommunale Arbeitsgemeinschaft (z.B. § 2 GkG NW), privatrechtliche Verträge und in Ausnahme-
fällen die BGB-Gesellschaft oder der Verein (§ 21 BGB) sein.

b) Zusammenschlüsse
von Kommunen bzw. kommunalen Unternehmen, bei denen eine neue Organisationseinheit entsteht,
auf die eine bestimmte wirtschaftliche Aufgabe ganz oder teilweise übertragen wird. Der Umfang
der übertragenen Aufgaben kann erheblich variieren. So ist es denkbar, dass nur einzelne Aufgaben
wie z.B. die Datenverarbeitung oder die Wasserbeschaffung auf die neue Organisationseinheit über-
tragen werden. Möglich ist aber auch, dass die bisherigen Organisationseinheiten der beteiligten
Kommunen vollständig in einer neuen, von den Beteiligten gemeinsam getragenen Organisations-
einheit aufgehen und die gesamten Aufgaben im Bereich der Wasserwirtschaft, also nicht nur die
Aufgabendurchführung oder Teile derselben, sondern die Aufgabe selbst in ihrer Gesamtheit (soweit
rechtlich zulässig) von der neuen Einheit wahrgenommen werden. Zusammenschlüsse können so-
wohl in einer Form des öffentlichen Rechts als auch in einer Form des Privatrechts erfolgen.

c) Zweckverband
als klassische öffentlich-rechtliche Form der interkommunalen Zusammenarbeit. Mitglieder sind in
erster Linie Gemeinden und/oder Gemeindeverbände. Daneben können auch andere Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie natürliche und juristische Personen des Pri-
vatrechts Mitglieder eines Zweckverbandes sein, soweit dem gesetzliche Vorschriften nicht entge-
genstehen.
Das Wesen des Zweckverbandes liegt darin, dass er eine bestimmte Aufgabe für seine Mitgliedsge-
meinden übernimmt. Die Aufgabendurchführung oder die kommunale Aufgabe selbst (soweit recht-
lich zulässig) gehen ganz oder teilweise im Rahmen des Verbandszwecks auf den Verband über. Der
Zweckverband kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben der je nach Rechtslage in Frage kommen-
den Rechtsform (Anstalt des öffentlichen Rechts, Regiebetrieb, Eigenbetrieb, Rechtsformen des pri-
vaten Rechts) bedienen.
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Speziell für wasserwirtschaftliche Aufgabenstellungen gibt es auf bundesgesetzlicher Ebene auch
den Wasser- und Bodenverband. Hierbei handelt es sich um eine spezielle Zweckverbandsform, de-
ren Organisation im Einzelnen im Gesetz über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz
-WVG) vom 12.02.1991 geregelt ist. Der Wasser- und Bodenverband ist eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts, der das Recht zur Selbstverwaltung eingeräumt wird.

d) Gemeinsames Kommunalunternehmen (gKU)
In mehreren Bundesländern (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sach-
sen-Anhalt und Schleswig-Holstein) besteht für die Kommunen die Möglichkeit, Anstalten des öf-
fentlichen Rechts einzurichten. Auch diese Rechtsform kann für die interkommunale Zusammenar-
beit genutzt werden. Allerdings kann nach der geltenden Rechtslage die kommunale Anstalt bisher
nur einen Träger haben, eine kommunale Zusammenarbeit ist daher nur durch die (organisatorisch
aufwändige) Zwischenschaltung eines Zweckverbandes möglich.
Niedersachsen hat daher gleichzeitig mit der Einführung der Anstalt des öffentlichen Rechts mehre-
re Kommunen als Anstaltsträger zugelassen. Seit einiger Zeit bereits liegt in Bayern ein Gesetzent-
wurf vor, durch den ebenfalls als neue Rechtsform die Anstalt des öffentlichen Rechts mit mehreren
Trägern eingeführt werden soll ("gemeinsames Kommunalunternehmen - gKU"). Durch ihre Struk-
tur (Verwaltungsrat und Vorstand) soll die Anstalt beweglicher und einfacher zu handhaben sein als
der Zweckverband. Das gemeinsame Kommunalunternehmen soll nicht nur das Angebot an Rechts-
formen für Neugründungen erweitern, sondern auch für Umwandlungen bestehender Rechtsformen
(z.B. vorhandener Zweckverbände oder auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung) offen sein.

e) Kommunale Gesellschaften in privatrechtlicher Form
Neben den aufgezeigten öffentlich-rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten von Zusammenschlüssen
stehen den Kommunen auch die privatrechtlichen Optionen zur Verfügung. Für die gemeinsame Er-
richtung eines kommunalen Unternehmens auf privatrechtlicher Grundlage dürfte in erster Linie die
GmbH in Betracht kommen. Sofern die rechtlichen Voraussetzungen vorliegen, können auch andere
Rechtsformen wie die AG gewählt werden. Zu beachten sind jeweils die allgemeinen Grundsätze für
die Zulässigkeit für kommunale Unternehmen in Privatrechtsform [COSSON 2002].

Die Chancen, die sich insbesondere für kleinere Wasserunternehmen (welche das
betriebswirtschaftliche Optimum von ihrer Größe her alleine nicht erreichen55) ergeben,
sind vielfältig [BMWI 2002]. Eine technisch/wirtschaftliche Untersuchung sollte fol-
gende Aspekte beinhalten:

• Nutzung von Größenvorteilen
(beispielsweise bei der Qualitätsüberwachung von Rohwassergewinnungsanlagen und durch den Ve r-
bund von unterschiedlichen Rohwasserquellen, was eine bessere Überbrückung von Trockenperioden
ermöglicht),

                                                
55 Welche Unternehmensgröße im Einzelfall als betriebswirtschaftlich optimal zu betrachten ist, hängt

von den jeweiligen Randbedingungen ab. Empfehlungen für Wasser- und Abwasserbetriebe sprechen
von mindestens 15.000 EW (Beispiel einer gutachterlichen Empfehlung für Landkreise in Ost-
deutschland), 45.000 EW (Untersuchungsergebnis einer Studie für Österreich) oder auch 500.000 €
(Kosteneffizienzanalyse für eine westdeutsche Mittelstadt mit Umland). Den Nachteilen bei der Kos-
tendegression kleiner Unternehmen (" Economy of Scale") stehen allerdings die komplizierteren
Strukturen großer Unternehmen entgegen ("Economy of Overhead").

!
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• Vergrößerung des Einzugsgebietes
(generelle Vorteile durch Planungsvielfalt bei technischen Lösungen, durch Skaleneffekte und Ve r-
bundeffekte ...),

• Verringerung von Betriebsrisiken (Redundanz)
(was insbesondere bei technologisch und logistisch anspruchsvollen Aufgaben häufig das maßgeben-
de Motiv für die interkommunale Kooperation war, beispielsweise bei der Bündelung der Klär-
schlammentsorgung, wobei sich mehrere unterschiedliche Entsorgungspfade für die Gemeinschaft der
Kommunen verfügbar machen lassen, was einer einzelnen Kommune alleine nicht möglich gewesen
wäre),

• Verbesserung der Service- und Bürgerorientierung
(beispielsweise durch Betrieb eines gemeinsamen Kundenzentrums und professionelle Öffentlich-
keitsarbeit, die als Gemeinschaftsaufgabe leichter zu finanzieren ist),

• Verbesserung der kommunalen Haushaltslage
(bei Auslagerung beispielsweise der Wasserver- und -entsorgung in einem interkommunalen Verband
oder einem Eigenbetrieb. Eine Verringerung des Finanzrisikos ergibt sich, wenn der Verband z.B. bei
Teilaufgaben mit privaten Dienstleistern kooperiert, welche Kostenrisiken und Funktionsgarantien
übernehmen).

Von Anfang an sollten die möglichen Schwierigkeiten und Risiken der interkom-
munalen Kooperation erkannt und bewusst untersucht werden, damit dadurch späterhin
keine Schwierigkeiten entstehen. Hierzu gehören:

• Ungleiche Verhältnisse
(Wenn der Nachholbedarf und die spezifische Kostenbelastung in einer Kommune deutlich größer ist
als in einer anderen, können durch dieses Ungleichgewicht Interessenskollisionen entstehen)

• Vielzahl beteiligter Kommunen
[Wenn z.B. viele kleinere Kommunen und eine dominierende Stadt beteiligt sind, kann es zu Abstim-
mungsproblemen kommen. Einerseits soll der Kooperationsverbund entscheidungs- und handlungsfä-
hig bleiben; andererseits kann man nicht erwarten, dass kleinere Kommunen auf sämtliche Einwir-
kungsmöglichkeiten verzichten. Deshalb empfiehlt es sich von Anfang an, in der Satzung zu differen-
zieren zwischen kommunalpolitischen "Essenzialia" (bei denen selbst Minderheitsvoten eine Veto-
Funktion ausüben), untergeordneten kommunalpolitischen Entscheidungen (bei denen das demokrati-
sche Mehrheitsprinzip gerechtfertigt erscheint) und operativen Entscheidungen (die nach fachlichen,
unternehmerischen Gesichtspunkten zu regeln sind)],

• Verringerung der individuellen Gestaltungsfreiheit
(Jede Gemeinschaftsbildung verlangt Kompromisse. Kommunen, die einen Kooperationsverbund
eingehen, tun dies in der Regel zum Vorteil ihrer Bürger und Gebührenzahler und sind bereit, dafür
administrative Autonomie ein Stück weit abzugeben. Umgekehrt führen Gemeinschaftskonzepte zu
einem Entlastungseffekt der einzelnen Kommune, so dass sich diese verstärkt auf ihre Kernaufgaben
konzentrieren und zusätzlichen Gestaltungsfreiraum erwirken kann).

!
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Es muss sichergestellt sein, dass die interkommunale Kooperation rechtlich zuläs-
sig ist, bevor man in die einzelne Prüfung und politische Abwägung geht. Nicht nur die
Gemeindeordnung, sondern insbesondere das Vergaberecht und Kartellrecht sind zu
beachten. Betrifft die vorgesehene interkommunale Kooperation eine gewerbliche
Dienstleistung, für die ein Markt existiert, und die ohne Weiteres unter Wettbewerb
gestellt und dabei unter Umständen sogar zu günstigeren Konditionen durchgeführt
werden könnte, ist diese Dienstleistung in der Regel ausschreibungspflichtig (siehe Ka-
pitel 4.4.6.1, Seite 90).

Die weitere Umsetzung einer kommunalen Kooperation kann nach [BMWA
2003] in folgenden Arbeitsschritten erfolgen (Tabelle 4-1):

Tabelle 4-1: Schrittfolge für die Einrichtung von Partnerschaften (exemplarisch)
Schritt Maßnahme

Zustimmung der verantwortlichen Entscheider1.Schritt:
Vor dem Beginn Klärung des Zeitrahmens und der finanziellen Ressourcen

Wirtschaftspolitische Zielsetzung der Kommune aufbereiten

Entscheidung über Art, Umfang, Bereich, in dem kooperiert werden soll

2. Schritt:
Auswahl der
Kooperationsfeldes

Festlegung der Interviewpartner

Kontaktaufnahme mit Unternehmen
(durch Kommune oder externen Berater oder internen Beauftragten)

3. Schritt:
Interviews

Orientierungsgespräche mit und zwischen den Unternehmen,
Gesprächsdokumentation

Identifikation des Netzwerks der einzelnen Unternehmen4. Schritt:
Identifikation des Netzwerks Identifikation des Netzwerks der Branche (des Clusters)

Identifikation der Erfolgsfaktoren5. Schritt:
Identifikation der Erfolgsfaktoren Festlegen der Ergebnisziele für die Partnerschaft

6. Schritt:
Entwicklung von Maßnahmen

Entwicklung von Maßnahmen und Indikatoren
(bzw. Leistungsbeschreibung, Ausschreibungsunterlage)

7. Schritt:
Das Partnerschaftsangebot

Erstellen des Partnerschaftsangebots
(ggf. im Rahmen eines formgerechten Vergabeverfahrens)

8. Schritt:
Unternehmensworkshop

Workshop zur Präsentation und Diskussion des Partnerschaftsangebots
(bzw. Angebotsauswertung gemäß VgV
[nach geltendem Recht VOL/A (bzw. VOB, VOF), zukünftig VgV])

9. Schritt:
Partnerschaftsvereinbarung

Gemeinsame Unterzeichnung der Partnerschaftsvereinbarung durch
Kommune und Unternehmen (bzw. Zuschlagserteilung gemäß VgV)
[nach geltendem Recht VOL/A (bzw. VOB, VOF), zukünftig VgV]

Regelmäßige Überprüfung, ob Ziele erreicht wurden10. Schritt:
Überprüfung des Fortschritts Gegebenenfalls Korrekturen oder Weiterentwicklung der Partnerschaft

Oft steht am Anfang die fachliche Analyse des Rationalisierungspotenzials einer
wie auch immer zu gestaltenden interkommunalen Zusammenarbeit aus tech-
nisch/wirtschaftlicher Sicht. Das Ergebnis einer solchen Analyse für einen Landkreis ist
in Tabelle 4-2 wiedergegeben. Einige der damals erkannten Potenziale sind inzwischen
in konkreter Kooperation realisiert worden.

!
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Tabelle 4-2: Empfohlene Erstaktivitäten eines interkommunalen Kooperationsver-
bundes [RIEDWERKE 2003], nachträglich ergänzt

Bereich Inhalt / Aktivitäten

Bindungswirkung • wechselseitiger Informationszugang, wechselseitige Exklusivität, Übertra-
gung von Teilaufgaben nur auf Wunsch / nach Einzelentscheidung der be-
teiligten Kommunen.

Einkauf • gemeinschaftlicher Einkauf am Markt von Betriebsmitteln, Ersatzteilen,
Dienstleistungen, einschl. Lagerung und Logistik

• Organisation von Ausschreibungsgemeinschaften (→ Klärschlamm- und
Reststoffentsorgung, Energie, Kanalbetrieb, Kanalunterhaltung)

• einheitlich organisierte Lagerhaltung für die notwendigen Ersatzteile u.ä.
für Wartung und Instandhaltung

Personal • differenzierte Analyse der Personalkosten nach Art der Vergütung, Normie-
rung und Zuordnung der Kosten nach Aufgabenbereichen mit anschließen-
der Überprüfung eines mögl. überörtlichen Personaleinsatzes bzw. Outsour-
cing (Einsatz von Fremdfirmen) / Insourcing in den Bereichen Labortätig-
keit, Messgerätewartung, Anlageninstandhaltung, Betrieb der Schaltanla-
gen, Grünflächenpflege, allg. Reinigungsarbeiten ("Putzfrau") etc.

• Organisation einer Aus- und Fortbildungskooperation
• Bündelung der Urlaubs- und Krankheitsvertretung

Klärschlamm- und
Reststoffentsorgung

• Entwicklung eines zukunftsfähigen, gemeinsamen Klärschlammkonzeptes
entsprechend der verschärften gesetzlichen Anforderungen und Einschrän-
kung für die landwirtschaftliche Klärschlammverbringung und -
deponierung ab 2005

• Prüfung der Wirtschaftlichkeit einer zentralen Trocknungsanlage,
Co-Vergärung o.ä.

• gemeinsamer Einkauf / Ausschreibung von Fremdleistungen für Transport
und Entsorgung des Rechen- und Sandfanggutes

• Entwicklung eines zukunftsfähigen Entsorgungskonzeptes für Rechen- und
Sandfanggut als Reaktion auf verschärfte Anforderungen und einge-
schränkte Entsorgungsmöglichkeiten ab 2005 (z.B. Sandaufbereitungsanla-
ge, Vergärung von Rechengut)

Energie • Bildung eines Strompools (→ Einkauf)
• Einkaufskooperation für Heizöl und Erdgas (→ Einkauf)
• Ausbau der Eigenstromgewinnung bzw. optimale Nutzung des anfallenden

Faulgases (Faulgasverstromung)
• Stromsparmaßnahmen, Einsatz von Lastmanagementsystemen
• Energieanalysen

Kanalbetrieb, Kanal-
unterhaltung

• Know-how-Transfer bei der Gestaltung, Projektsteuerung und evtl. Bün-
delung von Ingenieurleistungen zur Kanalsanierung

• Einkaufskooperation / Ausschreibungsgemeinschaft für Kanalsanierung,
• Einkaufskooperation / Ausschreibungsgemeinschaft für Kanalreinigung,

Rattenbekämpfung, Reinigung von Sinkkästen und Straßenabläufen etc.
(→ Einkauf)

• überörtlicher Personaleinsatz (ggf. auch Fremdfirmen) für Wartungs- und
Instandhaltungsarbeiten der Pumpwerke, Sonderbauwerke, Regenbecken
etc.

Labor • Einbringung von mehreren Wasserwerklabors in eine zentrale Laborgesell-
schaft und spätere Veräußerung derselben, verbunden mit einem zeitlich
begrenzten Auftrag über Labordienstleistungen zum Festpreis an eine große
private, auf Labordienstleistungen spezialisierte Gesellschaft.
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Nach Auswertung der vorliegenden Erfahrungen mit interkommunalen Koopera-
tionen ergibt sich folgendes Bild [HOLLBACH-GRÖMIG 2004]:

• Die interkommunale Zusammenarbeit wird bereits heute von vielen Kommunen in
verschiedenen Bereichen und in unterschiedlichen Konzepten praktiziert.

• Die bisherige Zusammenarbeit wird überwiegend als erfolgreich eingeschätzt.

• Zahlreiche Kommunen planen, verstärkt interkommunal zu kooperieren. Dies betrifft
insbesondere Teilbereiche wie Einkauf, Personaldienstleistungen, Informationstech-
nologien, Rechnungsprüfung und Gebäudewirtschaft.

• Die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit ist das wichtigste Kooperationsmotiv. Es
folgen die Sicherstellung der Aufgabenerfüllungen sowie die Verbesserung der Ser-
vicequalität und Bürgerorientierung.

• Mit der interkommunalen Zusammenarbeit sind auch Risiken verbunden, wie die
unterschiedliche Leistungsbereitschaft der beteiligten Kommunen oder die nicht aus-
reichenden belastbaren Vereinbarungen und Verträge.

• Bei der Wahl der Organisations- und Rechtsformen kommen alle vorgenannten al-
ternativen Möglichkeiten in der Praxis vor.

Die weitgehendste und institutionell etablierte Form der interkommunalen Koope-
ration ist der auf Seite 61 (Ziffer c) bereits genannte Zusammenschluss als Verband. Um
die Gründung beispielsweise eines Zweckverbandes rechtssicher zu gestalten, müssen
folgende Schritte abgearbeitet werden (Tabelle 4-3):

Tabelle 4-3: Schrittfolge zur Gründung eines Zweckverbandes (exemplarisch)
Schritt Maßnahme

1.Schritt: Beschluss zur Bildung

2.Schritt: Verhandlung und Einigung zwischen den kommunalen Gebietskörperschaften/
potenziellen Mitgliedern über die Verbandssatzung

3. Schritt: Beschlüsse der beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften/
potenziellen Mitglieder über die vereinbarte Verbandssatzung

4. Schritt: Genehmigung und
Veröffentlichung

der (Verbands-) Satzung durch die Aufsichtsbehörde (-n)

5. Schritt: Inkrafttreten der beschlossenen und genehmigten (Verbands-) Satzung am Tag
nach der Bekanntmachung

6. Schritt: Wahl der Vertreter und Stellvertreter für die Verbandsversammlung durch
die Beschlussorgane

7. Schritt: Einladung zur Gründungsversammlung des (Zweck-) Verbandes

8. Schritt: Gründungsversammlung
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Darüber hinaus besteht die Möglichkeit des Zusammenschlusses von Verbänden
("Verbändeverband"), z.B. für die kleineren Zweckverbände in den ländlichen Regionen
Deutschlands.

4.4 Einbeziehung Dritter

4.4.1 Definitionen

Public Private Partnership (PPP) bedeutet im weiteren Sinne die Zusammenarbeit
(Partnership) öffentlicher (Public) und privater (Private) Akteure56 bei der Erstellung,
Finanzierung oder dem Management bisher öffentlich erbrachter Leistungen. Diese Be-
zeichnung (PPP) als Fachterminus hat sich in der Praxis durchgesetzt, zuletzt im Rah-
men des EU-Grünbuchs über "ÖPP - Öffentlich-Private-Partnerschaften". Genau ge-
nommen ist jedoch der Terminus "Private Sector Participation (Private Sektor Partizi-
pation, PSP)" als Oberbegriff zu verwenden, da neben gemischten Gesellschaften
(= PPP im engeren Sinne) auch andere Modelle betrachtet werden57 [DEG 1999].

Bezogen auf den deutschen Wassersektor hat sich folgendes PPP-Verständnis
etabliert ("PPP Task Force NRW", www.ppp.nrw.de):

PPP-Projekte sind charakterisiert durch eine langfristige vertragliche Zu-
sammenarbeit zwischen öffentlicher Hand und Privatwirtschaft, verbunden mit
einer Risikoverteilung an Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten orientiert. Diese Ko-
operation sollte sich vom Grundsatz her über die Projektphasen Planung, Erstel-
lung, Finanzierung, Betrieb, Unterhaltung und Verwertung erstrecken. Dabei tritt
die öffentliche Hand im Wesentlichen als Nachfrager von Dienstleistungen auf;
die von Privaten erbrachten Leistungen werden auf der Basis vertraglicher Ver-
einbarungen vergütet.

Nachdem in der öffentlichen und zum Teil auch fachöffentlichen Diskussion häu-
fig eine Vermischung der unterschiedlichen Begriffe Liberalisierung ./. Privatisierung ./.
Deregulierung stattfand, soll nachstehend ausdrücklich auf Folgendes hingewiesen wer-
den:

                                                
56 Hierbei kann es sich durchaus auch um kommunale privatwirtschaftlich organisierte Gesellschaften

handeln, wie z.B. um Stadtwerke bzw. Stadtwerke-Tochtergesellschaften.
57 Mit anderer Bedeutung wird im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit der Terminus PPP ver-

wendet. Hier versteht man darunter die Tätigkeit privater Investoren in Entwicklungsländern, die aus
öffentlichen Entwicklungsmitteln unterstützt wird. Dafür gibt es bei KfW/DEG, GTZ usw. spezielle
Programme, so genannte PPP-Fazilitäten. Abweichend davon finden sich in den Leitfäden (Toolkits)
der Weltbank [WORLDBANK 2005] oder auch der deutschen Entwicklungsagentur KfW [KFW
2004] die fachlich plausible Definition mit PSP als Oberbegriff und den Unterbegriffen PPP, BOX
etc.
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• Die Liberalisierung ist im vergangenen Jahrzehnt für den Kommunikationssektor
(Telefonie) und teilweise den Energiesektor (Strom- und Gasversorgung) vollzogen
werden. Liberalisierung bedeutet, dass die Gebietmonopole aufgehoben werden und
die Dienstleistungsunternehmen direkt um den Endkunden konkurrieren. Soweit ein
einheitlicher Netzbetrieb technisch erforderlich ist (wie in der Strom- und Gasver-
sorgung), muss dies durch besondere gesetzliche Maßnahmen abgesichert werden.
Deswegen behält der Netzbetreiber für Strom und Gas sein Gebietsmonopol, nur
eingeschränkt: Er muss das Netz aber für Stromlieferungen und Gaslieferungen
Dritter öffnen58. Die technischen Bedingungen und Preiskonditionen werden in der
Regel durch eine Regulierungsbehörde festgesetzt und kontrolliert.

• Im Unterschied zur Liberalisierung wird bei allen Formen der (Teil-) Privatisierung
das natürliche Gebietsmonopol von Wassernetzen und Abwasserkanälen ohne Ein-
schränkung beibehalten. Wie oben definiert, werden lediglich Teilaufgaben oder um-
fassende Aufgaben der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, zu denen die öf-
fentliche Hand bzw. Kommune verpflichtet ist, nicht von der öffentlichen Hand
selbst, sondern von beauftragten Dritten durchgeführt.

Bei einem Privatisierungswettbewerb bewerben sich die konkurrierenden Unterneh-
men mithin um die zur Vergabe stehende Aufgabe innerhalb eines Versorgungsge-
bietes, und sie konkurrieren nicht um den Endverbraucher59.

• Unter Deregulierung versteht man ganz allgemein die Reduzierung der Vorschriften
und Überwachungstätigkeiten durch Behörden, was durch die Entlastung von büro-
kratischen Hemmnissen eine freie Entfaltung der Gestaltungskräfte von Unterneh-
men mit positiven volkswirtschaftlichen Effekten ermöglichen soll.

4.4.2 Organisationsalternativen

Die Bezeichnungen für die unterschiedlichen Organisationsalternativen bzw. "Pri-
vatisierungsmodelle" werden nicht überall einheitlich verwendet. Zudem ist die Dar-
stellungssystematik der in Deutschland entstandenen und etablierten Modelltypen nicht
gleich mit der, welche die EU im "Grünbuch ÖPP" verwendet. Diese wiederum unter-
scheidet sich von der Darstellungssystematik und Bezeichnung, welche international
(insbesondere in den von Entwicklungshilfe geprägten Märkten, siehe Kapitel 5.3) üb-
lich ist.

                                                
58 Bei der Trennung von Energielieferung und Netzbetrieb spricht man von "Unbundling" (siehe Kapi-

tel 3.2.2, Seite 26).
59 Deshalb spricht man über den "Wettbewerb um den Markt", im Unterschied zu dem "Wettbewerb im

Markt", welcher erst im Falle einer Sektorliberalisierung entstehen könnte.
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Die Beschreibungen und Darstellungen beziehen sich zumeist auf eine direkte
Beteiligung privater Dritter an einem öffentlichen Wasserunternehmen (bzw. an der
Muttergesellschaft der öffentlichen Unternehmensgruppe). Darüber hinaus gibt es vie l-
fältige fallabhängig empfehlenswerte Varianten und Möglichkeiten bei Beteiligung
Dritter an Tochtergesellschaften oder Projektgesellschaften (wodurch die Möglichkeiten
für Drittgeschäfte des öffentlichen Wasserunternehmens sich erheblich verbessern kön-
nen, insbesondere im internationalen Bereich, siehe Kapitel 5.4).

Über die Vor- und Nachteile der einzelnen Organisationsalternativen ist an ande-
rer Stelle bereits geschrieben worden [BMWA 2003, DEG 1999, EPPINGER 2004,
EWERS 2003, FRANK 2000, RUDOLPH 2001, UBA 2001]. Viele Aspekte unterliegen
der subjektiven Bewertung des Betrachters, je nach Interessenslage und politischen Pri-
oritäten. Wichtig ist, dass sich die Kommune von vornherein über die eigenen Haupt-
motive und Kerngewichtungen klar wird:

In der Literatur wird oft von einem "magischen Zieldreieck " gesprochen. Durch
Einbeziehung privater Unternehmen kann die Kommune (entsprechende Randbedin-
gungen und fachgerechte Vorbereitung und Durchführung vorausgesetzt, vgl. Kasten
Seite 94)

• einen Rationalisierungseffekt erzielen (Senkung bzw. Stabilisierung von Wasser- und
Abwasserentgelten beispielsweise durch Wettbewerb und Betriebsführungsleistun-
gen), man kann

• eine Haushaltsentlastung bewirken (beispielsweise durch den Verkauf von Unter-
nehmensanteilen) und

• standortpolitische Vorteile erschließen (Sicherung der Arbeitsplätze vor Ort, An-
siedlung von Unternehmen, Vergrößerung des kommunalen Handlungsspielraumes
usw.)

Klar ist, dass zwischen den drei genannten Aspekten Zielkonflikte bestehen, so
dass die Kommune schon bei der Wahl und Gestaltung ihres Lösungskonzeptes abwä-
gen muss. Beispielsweise kann man eine Ausschreibung so gestalten, dass ein maxima-
ler Kaufpreiserlös60 erzielt wird, bei stabilen Gebühren und unter der (rechtlich ohnehin

                                                
60 Verhandlungsspielraum besteht insbesondere für Unternehmensanteile. Dagegen ist für gebührenfi-

nanzierte Anlagen kein beliebiger Kaufpreis zugunsten des kommunalen Haushaltes darstellbar, weil
dies zur (unzulässigen) Quersubventionierung zu Lasten der kostenrechnenden Einrichtung (z.B. Ab-
wasserbetrieb) führen würde. Allerdings besteht in der Praxis ein erheblicher technisch-wirtschaft-
licher Spielraum bei der Anlagenbewertung.

!
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zwingend einzuhaltenden) Wahrung des sozialen Besitzstandes der Mitarbeiter. Umge-
kehrt kann man auf einen Kaufpreis (bzw. einen hohen Kaufpreis) verzichten und statt-
dessen den Schwerpunkt auf minimierte Gebühren legen.

Beispiel 1: Eine Großstadt ließ von einer Investmentbank im Zuge einer so genannten Transaktion
49,9 % ihres Wasser- und Abwasserunternehmens veräußern. Dem Käufer wurde eine Min-
dest-Kapitalrendite garantiert. Über Konsortialvereinbarungen erhielt das private Unterneh-
men operativen Einfluss. Die nach einigen Jahren durchgeführten Gebührenerhöhungen wa-
ren rechtlich zulässig.

Beispiel 2: Eine Kommune schreibt die Betriebsführung und das Investitionsmanagement nach VOL
aus, wobei die Ausschreibung mit klaren Leistungs- und Preisvorgaben von einem Fachbüro
technisch-wirtschaftlich bearbeitet wurde. Das Entgelt an den privaten Unternehmer ist ent-
sprechend dem Wettbewerbsergebnis festgeschrieben. Preis- und Gebührenerhöhungen sind
nur im Rahmen der Inflationsentwicklung oder bei Änderungen der gesetzlichen Randbedin-
gungen möglich.

Je nach Zielschwerpunkten stehen unterschiedliche Organisationsformen zur Ver-
fügung. Die nachstehende Abbildung 4-2 enthält eine Übersicht der wichtigsten Be-
zeichnungen nach einer Systematik, die für deutsche Wasserunternehmen einfach ve r-
ständlich und verwendbar erscheint. Die Abbildung bezieht sich auf die materielle Pri-
vatisierung, bei der private Unternehmen beteiligt werden (davon zu unterscheiden ist
die formale Privatisierung, bei der im Grundsatz die gleichen Organisationsmodelle
Verwendung finden können, allerdings ohne privaten Partner - d.h. durch Kooperatio-
nen innerhalb des öffentlichen Bereiches oder - wie in Kapitel 4.3 dargestellt - unter-
schiedlicher Kommunen untereinander)61.

Wie in Abbildung 4-2 dargestellt, lassen sich drei Gruppen untersche iden:

a) Es werden lediglich Aufgaben unter Einbeziehung von privaten Partnern abgewi-
ckelt, ohne dass eine Kapitalbindung oder Übernahme von Investitionen erfolgt.

Geordnet nach dem Umfang der Aufgabenübertragung kann man hier nennen:

- Generalübernahmeverträge
(am häufigsten in Verbindung von Ausführungsplanung und Anlagenerrich-
tung, schlüsselfertig),

                                                
61 Beispiel: Ein "echtes" PPP- oder Kooperationsmodell besteht z.B. aus einem kommunalen Mehrheits-

gesellschafter und einem privaten Minderheitsgesellschafter (als so genannter strategischer Partner),
die eine gemeinsame GmbH gründen, um die Wasserversorgung und/oder Abwasserentsorgung vor
Ort durchzuführen. Im Unterschied zu einer solchen materiellen Privatisierung würde bei einer for-
malen Privatisierung die Kommune eine GmbH gründen, an der nur sie selbst beteiligt ist (Eigenge-
sellschaft), oder an der beispielsweise zusätzlich ein öffentlich-rechtlicher regionaler Wasser-/Ab-
wasserverband beteiligt wird.
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- Betriebsführungsverträge
(für Einzelanlagen oder komplette Systeme),

- Management-Verträge
(bei denen beispielsweise die Betriebsorganisation mit erfolgsabhängiger Ver-
gütung vergeben wird),

- Service- und Wartungsverträge
(zumeist für Maschinen, z.B. Pumpwerke, bauliche Anlagen, z.B. Wege und
Grünflächen, aber auch für EDV-Geräte, Software usw.),

- reine Beratungsverträge
(über geistige Leistungen, welche auf Grundlage von Fachqualifikationen und
Erfahrungen interessensneutral, d.h. ohne weiter gehende Liefer- und Leis-
tungsinteressen erbracht werden62. Weil die Beratung kein Weisungsrecht an
den Auftraggeber beinhaltet, erfolgt sie unverbindlich, ohne Erfolgsgarantie).
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Abbildung 4-2: Modelle der Privatisierung

                                                
62 Vgl. § 16 VgV. Sofern ein Beratungsunternehmen mit einem Unternehmen geschäftlich oder gesell-

schaftsrechtlich verbunden ist (z.B. Baufirma, Anlagenbauer, Betreiber), ist dieses Unternehmen (und
alle anderen damit verbundenen) durch das auftraggebende Wasserunternehmen unter Umständen von
allen Folgeaufträgen auszuschließen, welche direkt oder indirekt mit der Beratung zusammenhängen.
Diese Umstände sind dann gegeben, wenn sich die Beratungstätigkeit auf die Vergabeentscheidung
ausgewirkt haben kann. Wenn ein Unternehmen durch die Beratungstätigkeit eines mit ihm in Verbin-
dung stehenden Unternehmens Vorteile hat, kann dies einen Verstoß gegen das Gleichbehandlungsge-
bot darstellen.
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b) Es findet eine Mitfinanzierung und Übernahme von Investitionen bzw. Investiti-
onsverantwortung durch den privaten Partner statt, wobei verschiedene Organisati-
onsformen zur Auswahl stehen

- das Betreibermodell63.
Grundidee des Betreibermodelles ist die Integration von Ausführungsplanung/Finanzierung/
Bau plus Ausrüstung/Betrieb als eine ganzheitliche Dienstleistung, so dass unter Ausschrei-
bungswettbewerb das wirtschaftliche Optimum erreicht werden kann [RUDOLPH 1985]. Be-
währt hat sich das Betreibermodell vor allem für neue Anlagen (Klärwerke, Wasserwerke),
zum Teil mit dem zugehörigen Netz. Die Gemeinde zahlt für die Gesamtleistung (z.B. "Ab-
wasserreinigung") ein pauschales Entgelt (z.B. €/a plus €/m³). Das Kosten- und Betriebsrisiko
liegt beim privaten Betreiber, die Gemeinde bleibt aber zur Sicherstellung der ordnungsgemä-
ßen Aufgabenerfüllung verpflichtet.

(Eine Sonderform ist das Contracting, mit öffentlichen Auftraggebern, bei dem nur ein Sub-
system, beispielsweise das Blockheizkraftwerk auf einer Kläranlage, vom privaten Bereiter ü-
bernommen und ausgebaut wird, mit Entlohnung auf Basis der eingesparten Energie.)

- das Pacht- sowie Betriebsüberlassungsmodell.
Dieses wurde ursprünglich als Teilhoheitsmodell bezeichnet [DEG 1999]. Hier verbleiben die
Anlagen im Eigentum der Gemeinde. Der laufende Betrieb wird vom Privaten erbracht, der
darüber hinaus fallweise für das Investitionsmanagement verantwortlich gemacht wird. Im
Wasserversorgungsbereich kann der private Dienstleister Anlagen von der Kommune anpach-
ten. Bei der Abwasserentsorgung sind die Verhältnisse aufgrund der unterschiedlichen Besteu-
erung (Mehrwertsteuer, Körperschaftssteuer ...) komplexer. Um die Steuerpflicht zu minimie-
ren, werden speziell konstruierte so genannte Betriebsüberlassungsverträge eingesetzt.

- das Kooperationsmodell.
Das PPP-Modell im "engeren Sinne". Kommune und Privater gründen eine gemeinsame Ge-
sellschaft, welche bei sinnvoller Gestaltung sowohl kommunal als auch privat ihre Investitio-
nen finanzieren kann. In der Regel hält die Kommune die Mehrheit, und die Gesellschaftssat-
zung sichert den kommunalpolitisch notwendigen Einfluss ab, ebenso Planungshoheit, Gebüh-
renhoheit etc. Oft erhält der private Gesellschafter einen Betriebsführungsvertrag und wird im
Rahmen eines Ausschreibungswettbewerbes ausgewählt, welcher alle zur Vergabe anstehenden
Leistungen umfasst.

                                                
63 Im internationalen Bereich werden unter dem Sammelbegriff "BOX" eine ganze Reihe von unter-

schiedlichen Varianten mit Betreibermodell-ähnlicher Struktur subsummiert. Dabei gibt es folgende
Kürzel:
Kürzel Bezeichnung (englisch) Bezeichnung (deutsch)

D Design, Develop Planung, Projektentwicklung
B Build Bau, Ausbau
F Finance Finanzierung
O Operation & maintainance Betrieb & Erhaltung
T Transfer Transfer, Verwertung, (Rück-)Übertragung
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- das Konzessionsmodell.
Wird der Konzessionsnehmer (→  privates Dienstleistungsunternehmen) vom Konzessionsge-
ber (→ Gebietskörperschaft) ermächtigt, im Konzessionsgebiet (→ Versorgungsgebiet) bei-
spielsweise die Wasserversorgung zu übernehmen und die entstehenden Kosten nach festge-
setzten Regeln direkt mit dem Verbraucher abzurechnen (→ Wassertarife). Dafür erhebt die
Kommune häufig eine Konzessionsabgabe. Im Gegensatz zur Wasserversorgung gibt es bei der
Abwasserentsorgung in Deutschland noch kein "echtes" Konzessionsmodell, weil bei allen
bisher durchgeführten Projekten die private Dienstleistungsgesellschaft lediglich als Erfül-
lungsgehilfe der Kommune eingesetzt worden ist, und mithin die Rechtsbeziehungen zwischen
Gebührenzahler und Kommune erhalten bleibt, wenngleich der Private in Rechnung und im
Auftrag der Kommune die Gebühren ermitteln und erheben kann (siehe auch Kapitel.  4.4.6.1,
Seite 90).

c) Die so genannte Vollprivatisierung mit Übertragung von Aufgaben und Anlagen
(d.h. das Unternehmen wird nicht nur als Erfüllungsgehilfe tätig, sondern über-
nimmt die Aufgabe als solche) ist flächendeckend praktisch nur in England und
Wales sowie regional in lateinamerikanischen Städten realisiert worden. Vorausset-
zung für diese Systeme sind einheitlich organisierte Wasserunternehmen, welche
von einer Preisregulierungsbehörde zentral beaufsichtigt werden64. In Deutschland
sind diese Voraussetzungen für eine Vollprivatisierung aufgrund der vielfältigen
(vgl. Abbildungen 2-3, 2-4, Seite 7) und dezentralen, föderalen Strukturen (vgl.
Seite 8) nicht gegeben.

Vielfach kommt es weniger auf die Wahl des Grundmodells als auf die Ausfüh-
rung im Einzelnen (technische/wirtschaftliche Gestaltung, vertragliche Formulierung,
spätere Durchführungspraxis) an. Zudem hängt es von der Sicht des jeweiligen Be t-
rachters ab, ob er bestimmte Aspekte als vorteilhaft oder als nachteilhaft empfindet.

Dies betrifft beispielsweise das viel zitierte Kriterium "Kommunaler Einfluss":
Allgemein darf man unterstellen, dass eine Funktionstrennung in einerseits hoheitliche
Funktionen (Aufgabendefinition, Kontrolle, Überwachung) und andererseits exekutive
Funktionen (tatsächliche Erledigung der Aufgabe) sinnvoll ist. Oft hat der Auftraggeber
(in der Regel die Kommune) mehr Einfluss auf die Aufgabendurchführung, wenn er
diese einem Auftragnehmer übertragen hat (und bei Schlechterfüllung die Zahlung ver-
weigern oder reduzieren kann oder andere vertraglich definierte disziplinarische Maß-
nahmen gegen den Auftragnehmer treffen kann), als wenn er die Aufgabe in eigener
Verantwortung (mit seinen Bediensteten statt mit externen Dienstleistern) erbringt. Zu-
dem lassen sich Risiken, je nach Vertragstyp und -ausgestaltung, auf den Externen ab-
wälzen [FUCHS 2005].

                                                
64 Als Wettbewerbsersatz wird ein Kennzahlenvergleich der Unternehmensleistung vorgenommen (ba-

sierend auf Benchmarks, vgl. Kapitel 3.5.3 [DAIBER 2005]), und die Regulierungsbehörde geneh-
migt für Wasserunternehmen mit relativ guten Serviceleistungen vergleichsweise höhere Wasserpreise
(so genannte "yardstick competition" [EWERS 2003]).
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Andererseits bestehen bei Eigenleistung größere Einflussmöglichkeiten auf die o-
perative Durchführung, wie z.B. den Einkauf, die Personalauswahl etc. Ob das ein Vor-
oder Nachteil ist, hängt vom Einzelfall und von der Betrachtungsperspektive ab.

Bremerhavener
Entsorgungsgesellschaft mbH
Zur Hexenbrücke 16
27570 Bremerhaven

Ansprechpartner:
Herr Stefan Ketteler
Dr. Addissou Lothar Makonnen

www.remondis-aqua.de

Die Bremerhavener Entsorgungs
GmbH (BEG) ist ein kommunales
Dienstleistungsunternehmen der
Wasser- und Entsorgungswirt-
schaft.

Seit Januar 2003 besteht eine
Public Private Partnership (PPP)
mit REMONDIS, dem internatio-
nalen Dienstleistungsunternehmen
der Wasser- und Kreislaufwirt-
schaft. Die Stadt Bremerhaven ist
mit 25,1 % an der BEG beteiligt,
während REMONDIS 74,9 % der
Geschäftsanteile hält.

Das gesamte Abwasser aus der
Stadt Bremerhaven wird in den
Kläranlagen der BEG gereinigt.
Ebenso erfolgt die Wartung, der
Betrieb und die Unterhaltung des
Kanalsystems der Stadt Bremer-
haven inklusive der Pumpwerke

und sonstiger abwassertechnischer
Einrichtungen. Darüber hinaus
haben sich bereits umliegende
Gebietskörperschaften durch die
Übertragung von Dienstleistungen
in der Abwasserentsorgung die-
sem Modell angeschlossen.

Über das Geschäftsfeld Planung
und Entwicklung werden alle ab-
wassertechnischen Anlagen von
der Planung bis zur Durchfüh-
rungsüberwachung - auch für
Dritte - begleitet.

Für die Abfalleinsammlung in der
Stadt Bremerhaven steht ein
moderner Fuhrpark zur Verfü-
gung. Im Müll-Heiz-Kraftwerk
werden die Abfälle der Stadt
Bremerhaven und umliegender
Gebietskörperschaften - insgesamt
von rd. 600.000 Einwohnern -
thermisch behandelt, wobei Strom
und Fernwärme produziert wer-
den. Die BEG leistet einen erheb-
lichen Beitrag zur Energieversor-
gung der Stadt Bremerhaven.

Auf Basis umfangreicher Erfah-
rungen mit Public Private Part-

nerships können die Ziele
(→ Kundenorientierung verbes-
sern → Gebühren für die Bremer-
havener Bürger stabil zu halten)
gemeinsam sicher und nachhaltig
realisiert werden.

Eine wesentliche Grundlage hier-
für ist der Querverbund von Ener-
gie, Abwasser und Abfall im PPP-
Modell.

Jörg Schulz, Oberbürgermeister
der Stadt Bremerhaven: "Wir in
Bremerhaven haben einen leis-
tungsfähigen Partner gefunden.
Die Abfall- und Abwasserentsor-
gung in unserer Stadt ist in guten
Händen."

Abb.: Abwasserreinigung auf der
Zentralkläranlage bei gleichzeiti-
ger Energieerzeugung

In der nachfolgenden Tabelle 4-4 sind einige wesentliche Aspekte zusammenge-
tragen. Nicht gesondert aufgelistet sind folgende Aspekte, die bei jedem PPP-Modell
ohnehin und von vornherein berücksichtigt werden müssen:

• Kommunaler Einfluss
Die hoheitlichen Funktionen (Planungshoheit, Gebührenhoheit, Aufsicht, Kontrolle)
müssen in jedem Falle gewahrt und vertraglich abgesichert bleiben.

• Qualität und Sicherheit der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
entsprechend den bestehenden technischen Normen und gesetzlichen Anforderungen.

Bremerhaven - PPP im Querverbund
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Tabelle 4-4: Auswahlkriterien ("Vor- und Nachteile") unterschiedlicher PPP-Modelle
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• Wahrung der Mitarbeiterinteressen
Der so genannte "soziale Besitzstand" bleibt auch bei der Umorganisation eines Un-
ternehmens erhalten. Dies gilt (unabhängig von den im Einzelnen von der Kommune
beschlossenen Regelungen) aufgrund von arbeitsrechtlichen Bestimmungen, die das
PPP-Vertragswerk beachten muss.

4.4.3 Kombinations- und Stufenkonzepte

In der Praxis findet man zumeist Kombinationen der vorgenannten Grundmodelle.
Zudem sind die Vertragsregelungen im Einzelnen so unterschiedlich, dass man nur sel-
ten von einem "lupenreinen Modell" entsprechend der vorgenannten Definition spre-
chen kann. Neben den Kombinationsmodellen gibt es häufig Stufenkonzepte, insbeson-
dere dann, wenn

- eine Kommune im Zuge der Modellfindung einzelne Aspekte im Vorfeld neu regeln
muss, z.B. weil bestimmte Aufgaben sehr dringlich sind.

Beispiel: Mit den Vorbereitungen für den Neubau eines Wasserwerkes musste wegen der langen Ge-
nehmigungszeiträume kurzfristig begonnen werden. Die Kommune war sich aber noch
nicht sicher, ob ein Generalübernahmemodell (DBO) oder Betreibermodell (BOT) kosten-
günstiger ist als die klassische Abwicklung (Ingenieurplanung, Bauausschreibung nach
Leistungsverzeichnis und Betrieb mit eigenen Ressourcen). Die Kommune wollte auf jeden
Fall die Planung unabhängig von der Ausführung organisieren. Sie hatte deshalb bereits
durch ein unabhängiges Ingenieurbüro einen Vorentwurf erstellen lassen. Die Ausfüh-
rungsplanung erfolgte jedoch im Rahmen einer so genannten "erweiterten Ausschreibung".
Los 1 beinhaltet dabei die Ausführungsplanung. Los 2 ist die schlüsselfertige Anlagener-
richtung (die unter dem Vorbehalt steht, dass die vom Auftragnehmer vorgelegte Ausfüh-
rungsplanung genehmigt wird, und dass die Kosten nicht über den vorab definierten Ober-
grenzen liegen). Los 3 ist der Anlagenbetrieb mit dem Vergabevorbehalt, dass dieser nicht
über den vorab geschätzten Betriebskosten ("Regiekostenvergleichswert") liegen, welche
auf die Kommune bei Eigenerledigung zukämen. Mit einem Los 4 wurde dem Bieter die
Möglichkeit gegeben, aufbauend auf seinen Angeboten Los 1 bis 3, ein Finanzierungsange-
bot einzureichen. Dadurch konnte die Kommune nach Submission auf Grundlage der ver-
bindlich garantierten (!) Angebotspreise und Angebotsqualitäten entscheiden, ob sie bei-
spielsweise nur die Planung (Los 1) und den Bau (Los 2) vergibt, oder darüber hinaus auch
den Betrieb (→ DBO), oder ob sie zusätzlich die Finanzierung vergeben möchte (→
Betreibermodell) [WINTER 2003].

- ein Organisationsmodell aufgrund besonderer Rahmenbedingungen in Einzelschrit-
ten aufgebaut werden soll, in der Regel über einen mehrjährigen Zeitraum.

Beispiel: Eine Kommune schließt mit einem privaten Bauträger einen Projektentwicklungsvertrag
über ein Industriegebiet. Später übernimmt der Bauträger für dieses Industriegebiet Infra-
strukturaufgaben, insbesondere auch die Abwasserentsorgung. Zu einem noch späteren
Zeitpunkt übertragen anliegende Kommunen an die Infrastrukturgesellschaft des Bauträgers
zusätzliche Ver- und Entsorgungsgebiete, und beteiligen sich im Gegenzug an dieser Infra-
strukturgesellschaft.
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- eine Kommune eine Zwischenlösung generiert, um sich zu einem späteren Zeitpunkt
mit einer anderen Kommune zu verbinden.

Beispiel: Ein privates Unternehmen wird mit Bau, Errichtung und fünfjährigem Betrieb einer provi-
sorischen Kläranlage beauftragt, welche die Abwasserreinigung eines Neubaugebietes vor-
nimmt, bis dieses zu späterem Zeitpunkt (nach Fertigstellung der Erschließungsmaßnahmen
und eines weiteren Neubaugebietes) an die große Zentralkläranlage angeschlossen werden
kann. Zu diesem Zeitpunkt soll das provisorische Klärwerk an die Kommune zurückfallen
und als Regenbecken Verwendung finden.

Auch für Stufenkonzepte gilt für öffentliche Aufträge grundsätzlich das Wettbe-
werbs- und Vergaberecht. Transparenter Wettbewerb mit entsprechend guten Ergebnis-
sen dient letztlich nicht nur den Kommunen und den Wasserkunden, sondern auch den
Wasserunternehmen, wenn ein entsprechendes Verfahren technisch-wirtschaftlich sinn-
voll gestaltet und rechtssicher abgewickelt wird (siehe Kapitel 4.4.6).

Organisationsformen, bei denen private Fachunternehmen einbezogen sind, wer-
den in der politischen Diskussion oft sehr grundsätzlich diskutiert. In der Praxis geht es
jedoch häufig um "Teilmodelle" mit Einzelleistungen, die unterhalb der Bedeutungs-
schwelle realisiert werden, welche politische Grundsatzdiskussionen erfordern65.
Gleichwohl kann man von solchen kleineren Teilmodellen bezüglich Struktur, Umset-
zung und späterem Vertragscontrolling etc. sich auch für "größere Entscheidungen"
orientieren. Ein wichtiges Thema ist das in Kapitel 3.2.3 angesprochene "Outsourcing",
d.h. die Verlagerung von Teilaufgaben aus dem Unternehmen heraus an Dritte. Beim
Outsourcing vergibt die Kommune oder das kommunale Wasserunternehmen eine bis-
lang selbst erbrachte Leistung nach außen und lässt sie von einem privaten oder einem
gemischtwirtschaftlichen Unternehmen erledigen.

Beispiel: Der kommunale Betrieb lagert die Labortätigkeiten aus. Sofern dies an eine 100 % kommunale
Gesellschaft erfolgt, die wie eine eigene Dienststelle geführt wird, handelt es sich dabei um ein
so genanntes " Inhouse-Geschäft", so dass dafür ein einfacher kommunaler Beschluss ausreicht
und kein formales Vergabeverfahren durchgeführt werden muss (siehe Kapitel 4.4.6, Seite 89).

4.4.4 Realisierung

Bei der Realisierung von PPP- bzw. PSP-Modellen sind generell vier Phasen zu
unterscheiden:

a) die Vorlaufphase,
bei der sich die Kommune bzw. das Wasserunternehmen zunächst einmal orientieren, welche Mög-
lichkeiten es gibt, und unter welcher Zielsetzung man sich weiter mit den verschiedenen Handlungs-
alternativen befassen sollte.

                                                
65 So war die Ausschreibung eines umfassenden Betreibermodells für eine von mehreren Gemeinden

betriebene Kläranlage nicht mehrheitsfähig. Politisch akzeptiert und realisiert wurde dagegen die Ve r-
gabe der Klärschlammverbrennung an ein privates Dienstleistungsunternehmen.

!
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Als Teilaufgaben sind zu nennen:

• Definition und Beschreibung der Projektziele einschließlich einer Projektabgrenzung,
• grobe Darstellung der Strategie, des Inhalts und des Umfangs des Projektes,
• Vorabschätzung von Ressourcen- und Zeitbedarf (insbesondere Kosten, aber auch Personalein-

satz),
• ggf.: überschlägliche Wirtschaftlichkeits- und Risikoabschätzung (für den Verfahrensprozess

und das Projekt als solches).

Die Vorlaufphase schließt in der Regel mit einem Arbeitsauftrag der Politik an die Verwaltung an,
oder einem Arbeitsauftrag, den sich die Kommunalverwaltung und ein Wasserunternehmen auf-
grund der Zukunftsperspektiven selber geben.

b) die Findungsphase,
in der auf Basis von Analysen und Kalkulationen sowie Klärung der politischen Prioritäten das ge-
eignete Modell für die zukünftige Unternehmensentwicklung im Wassersektor bestimmt wird.

Soweit erforderlich, und nicht evtl. in der Vorbereitungsphase bereits abgehandelt, müssen während
der Findungsphase erledigt werden:

• Auswahl und Begründung des präferierten Neuorganisationsmodells,
• Vorteilhaftigkeitsvergleich, unter Berücksichtigung evtl. Risiken,
• soweit oben nicht enthalten: detaillierte Wirtschaftlichkeits- und Risikoanalyse, mit der die Vo r-

teilhaftigkeit der Neuorganisationsvariante belegt wird (liegen die submittierten Angebotspreise
ungünstiger als der so genannte Regiekostenvergleichswert, kann das Ausschreibungsverfahren
wegen "Fehlens wirtschaftlicher Angebote" aufgehoben werden),

• bei komple xen Projekten ggf. erforderlich: Markterkundungen, Sondierung bei potenziellen
Partnern,

• auf Basis der Ergebnisse des vorangegangenen Schrittes: ggf. Modifikation des präferierten
Neuorganisationsmodelles,

• konkreter Arbeits- und Zeitplan sowie Kostenkalkulation für die nachfolgende Phase.

Die Findungsphase endet in der Regel mit einem Grundsatzbeschluss, der festlegt, wie weiter zu
verfahren ist.

c) die Realisierungsphase,
bei der die Neuorganisation umgesetzt wird. Während dieser Phase werden die technischen und
wirtschaftlichen Konzepte bis hin zur Vertragsreife bzw. Entwurf von Ausschreibungsdokumenten
konkretisiert.

In Kapitel 4.3 sind bereits Ausführungen für die Umsetzung kommunaler Lösungen, z.B. der inter-
kommunalen Kooperation, getroffen worden. Teilweise treffen diese Ausführungen auch auf ÖPP-
Projekte zu. Allerdings sind bei Einschaltung Dritter, abhängig vom gewählten Neuorganisations-
modell, in aller Regel die Anforderungen an ein förmliches Vergabeverfahren zu erfüllen.

Beispielhaft für die Ausschreibung eines Betriebsführungsmodells enthält die Tabelle 4-5  die dafür
gewählte Schrittfolge und den Zeitplan.
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Tabelle 4-5: Projektterminplan zum Vergabeverfahren für Betriebsführungsleistungen
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Nach Durchsicht dieser Dokumente wird in der Regel ein Durchführungsbeschluss gefasst (z.B.
Freigabe der Ausschreibung). Danach erfolgt die Ausschreibung, und auf Basis der Ausschreibungs-
ergebnisse dann ein Zuschlag, wofür ein Vergabebeschluss notwendig ist. (Falls die Ausschreibung,
gemessen am vorab kalkulierten und dokumentierten Regiekostenvergleichswert, kein wirtschaftli-
ches Ergebnis erbracht hat, wird der Vergabebeschluss durch einen Aufhebungsbeschluss ersetzt.)
Im Fall eines Inhouse-Geschäftes oder einer interkommunalen Kooperation, die nicht ausschrei-
bungspflichtig ist, werden analog in dieser Phase die Verträge endverhandelt und abgeschlossen.

d) die Vollzugsphase (oft auch Betriebsphase genannt),
welche die Neuorganisation und die Übertragung von betrieblichen Leistungen beinhaltet. In dieser
Phase ist das Vertragscontrolling, die Anpassung der Verträge an evtl. geänderte Randbedingungen
etc. notwendig.
Diese beinhaltet (in unterschiedlicher Ausprägung, je nach gewähltem Neuorganisationsmodell)
folgende Schritte:
• Übernahme von Anlagen und Aufgaben (Anlaufphase)

Leistungsbeginn durch die (z.B.) Projektgesellschaft und Kontrolle des Auftraggebers bzw. der
öffentlichen Hand.

• Betriebsführung
Einrichtung/Umstellung des Betriebes, laufende Anpassung an aktuelle Gegebenheiten, in der
Regel inklusive Wartung und ggf. Instandhaltung der Anlage.

• Änderungs-/Anpassungsmanagement
Einführung von konzeptionellen Änderungen und Ergänzungen in Planung, Realisierungs- und
Betriebskonzepte im Rahmen von Vertragsanpassungen (einschließlich Anpassung der Vergü-
tungen, z.B. dann, wenn Preisindizierung vereinbart wu rde etc.).
Die Phase endet mit der Beendigung bzw. (falls Investitionsleistungen mit dem Neubau von
Anlagen Gegenstand der Neuorganisation waren) üblicherweise mit dem Heimfall der Anlagen
an das Wasserunternehmen bzw. den kommunalen Aufgabenträger.
In jedem Vertrag sollten belastbare Regelungen für die Beendigungsphase enthalten sein, insbe-
sondere
- die vertragskonforme Beendigung,
- die außerplanmäßige Vertragsbeendigung

(vorzugsweise mit Heimfall der Anlagen an den Aufgabenträger, damit dieser auf anderem
Wege die Wasserver- und -entsorgung sicherstellen kann. Bei Einschaltung Privater lässt sich
durch entsprechende Vertragsformulierungen das Konkursrisiko beherrschen),

- evtl. Vertragsverlängerung,
wobei die vergaberechtlichen Grenzen einer Vertragsverlängerung außerhalb des Wettbe-
werbs zu beachten sind
oder
Vorbereitung der Anschlusslösung (z.B. Neuausschreibung).

Die hier geschilderte Vorgehensweise unterscheidet sich grundlegend von einem
Investmentbank-üblichen "Transaktionsprozess", bei dem es ausschließlich um die
Veräußerung von Anteilen an Unternehmen ("Share deal") oder von Anlagevermö-
gen ("Asset deal") geht. Selbst dann, wenn das im Wassersektor ausgewählte Mo-
dell derartige Verkaufselemente beinhaltet, ist dennoch eine Beschränkung auf die
Investmentbank-typischen Arbeitsschritte nicht zu empfehlen,

!
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• weil Wasserunternehmen nicht als frei disponibles Verkaufsobjekt betrachtet
werden sollten, solange die Kommune in der Garantenpflicht für die nachhalti-
ge Ver- und Entsorgung bleibt,

• weil für öffentliche Wasserunternehmen stets die komplexe Zielsetzung mit
ökonomischen/ökologisch/sozialen Aspekten zu berücksichtigen ist,

• und weil die Kommune in der Regel rechtlich und fast immer politisch in der
Verantwortung für die Entwicklung der Leistungsqualität und der Entgelte für
Wasser und Abwasser bleibt.

Selbstverständlich muss während der Vorlaufphase und den nachfolgenden Phasen
auf eine fachlich qualifizierte Bearbeitung Wert gelegt werden. In der Regel werden
externe Berater eingeschaltet, die über entsprechende Erfahrungen mit vergleichba-
ren Neuorganisationsprojekten im Wassersektor verfügen. Wichtig ist, dass die
technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Aspekte umfassend und im Sinne der
Zielsetzung einer nachhaltigen Wasserver- und Abwasserentsorgung fachlich lü-
ckenlos abgedeckt werden. Anlage 4 enthält eine Checkliste der wichtigsten Fra-
gen, die dabei zu berücksichtigen sind.

4.4.5 Vertragsgestaltung

Grundsätzlich existiert kein Patentrezept zur Konstruktion von PPP-Vertrags-
modellen. Vielmehr gibt es für jeden Einzelfall verschiedene Optionen zur Gestaltung,
in denen rechtliche, technische, ökonomische und ökologische Aspekte gegeneinander
aufgewogen werden müssen. Letztendlich ist es oftmals eine politische Frage, welcher
Modelltypus bzw. welche Mischform zum Tragen kommt, ganz zu schweigen von den
lokalen Spezifika.

Als Grundstruktur liegt dabei vielen PPP-Modellen folgendes Schema zugrunde:

Öffentlicher
Auftraggeber
Öffentlicher

Auftraggeber

GesellschafterGesellschafter

Planung und
Bau

Planung und
Bau

Service-
leistungen
Service-

leistungen

FinanzinstitutFinanzinstitut
Projekt-

gesellschaft
Projekt-

gesellschaft

Projektvertrag

Darlehens-
vertrag

Service-
vertrag

Planungs-/
Bauvertrag

Gesellschafts-
vertrag

Abbildung 4-3: Grundstruktur der Vertragsbeziehungen bei PPP-Modellen
(www.ppp.nrw.de)
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Der Idee nach schließt der Auftraggeber mit dem Auftragnehmer einen umfassen-
den Projektvertrag über die Planung, die Erbringung der Bauleistung, deren Finanzie-
rung und den Betrieb des Projektes. Dieser Projektvertrag wird oftmals auch als Kon-
zessions-, Betreiber-, Dienstleistungs- oder PPP-Vertrag bezeichnet. Sein wesentliches
Merkmal ist die genaue Definition der zu erbringenden Leistungen (Output-Spezifi-
kation).

Die Zahlungen an den Auftragnehmer sind an die Erreichung der Leistungsmerk-
male gekoppelt. Dadurch soll das (hohe) Interesse des Auftragnehmers an der stets ein-
wandfreien Funktion des Objektes geschaffen werden. Wie der Auftragnehmer diese
Leistungen erbringt, sollte allerdings nicht festgelegt werden, da durch eine Festlegung
alternative Lösungsvarianten oder Anpassungen während der Vertragslaufzeit unter-
bunden und mögliche Einsparungen verringert bzw. verhindert werden würden.

Der Gesellschaftsvertrag regelt den Zweck der Gesellschaft, den Umfang der Ei-
genkapitaleinlage, die Form der Geschäftsführung und die Art und Weise der Gewinn-
verwendung. Ob und in welchem Umfang der Gesellschaftsvertrag durch einen Kon-
sortialvertrag ergänzt wird, ist dabei fallspezifisch zu prüfen.

Probleme bei der späteren Durchführung lassen sich vermeiden, wenn die Ver-
tragselemente nach technisch-wirtschaftlichen Gesichtspunkten sorgfältig gestaltet (⇒
Fachberatung) und das Vertragswerk juristisch eindeutig formuliert werden (⇒ Rechts-
beratung). Dabei sind nachstehende besondere Hinweise konsequent zu beachten:

• Bei der Strukturierung des Unternehmenskonzeptes bzw. Neuorganisationsmodells
sollten die Rollen und Verantwortlichkeiten klar definiert und zugeordnet werden.

Wenn der Auftraggeber (in der Regel Kommune) sich entweder die Zieldefinition
vom Auftragnehmer (kommunales, gemischtes oder privates Unternehmen) "aus der
Hand nehmen" lässt, erhöht er selbst die Gefahr, dass später andere Interessen unan-
gemessen einfließen. Planungshoheit, Gebührenhoheit, Aufsicht und Kontrolle sind
Aufgaben/Pflichten, welche die Kommune nicht an Dritte delegieren kann (wobei sie
sich hierfür selbstverständlich Dritter, beispielsweise externer Berater, bedienen
kann, die jedoch keinen Interessenkollisionen im Sinne von § 13 VGV, d.h. Verbin-
dungen zu dem mit Wasserdienstleistungen beauftragten Unternehmen, unterworfen
sein dürfen).

!
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Umgekehrt ist es nicht ratsam, wenn sich der Auftraggeber in die Wahl der Mittel
einmischt. Er übernimmt dabei unweigerlich Verantwortung für die Aufgabenerfül-
lung, ohne dadurch aus der Kostenpflicht für die Leistung seines Auftragnehmers
entlassen zu werden.

Beispiel: Die Kommune schreibt dem Auftragnehmer ein Finanzkonstrukt (oder, anderes Beispiel:
ein Maschinenfabrikat) vor. Bei späteren Funktionsstörungen kann sich der Auftragnehmer
ggf. darauf berufen, dass diese von der Kommune zu verantwortende Wahl Ursache für die
Funktionsstörung gewesen sei.

• Des Weiteren kommt es auf eine klare und unmissverständliche funktionale Leis-
tungsbeschreibung an; diese ist das zentrale Element eines jeden Vertragswerks bzw.
Ausschreibung. Damit definiert der Auftraggeber die Leistung, die Ergebnisse und
Qualität, welche beispielsweise von der privaten Partnergesellschaft im Rahmen des
Vertrages gefordert wird.

• Während die aus dem Baubereich bekannte klassische Leistungsbeschreibung als
"Input-Spezifikation" bezeichnet werden kann, ist für PSP-Modelle eine "Output-
Spezifikation" erforderlich, die festlegt, was wann erreicht werden soll (ohne zu defi-
nieren, wie es erreicht wird).

Wenngleich die Beschreibung ergebnisorientiert und maßnahmenoffen gehalten wer-
den soll, muss man das Qualitätsniveau, die Funktionssicherheit usw. detailliert spe-
zifizieren, um die gewünschten Leistungsstandards und Leistungsziele zu hinterlegen
und eine messbar zufrieden stellende Leistungserbringung über die gesamte Ver-
tragslaufzeit zu gewährleisten.

Im Interesse des Auftraggebers (→ Kosteneffizienz, Wettbewerbseffekte) benötigt
der Anbieter genügend Spielraum, eigene Konzepte und Maßnahmenprogramme zu
entwickeln und dabei alle Belange zur Aufgabenerfüllung zu beachten. Hierbei ist er
gehalten, mit Hilfe seines eigenen Know-hows effiziente und wirtschaftliche Lösun-
gen zu erarbeiten, was in vielen Fällen zu signifikanten Kosteneinsparungen geführt
hat.

Ein weiteres entscheidendes Kriterium für den Erfolg von PPP- bzw. PSP-
Modellen ist der bereits auf Seite 78, Ziffer b), angesprochene Wirtschaftlichkeitsver-
gleich. Hierbei werden vergleichend gegenübergestellt

• die Kosten und die Risiken für das in bisheriger Organisation (z.B. kommunale Ei-
genregie) durchgeführte Projekt,

• die Kosten und die Risiken für das nach Neuorganisation (z.B. öffentlich-private
Partnerschaft) durchgeführte Projekt.
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Die Notwendigkeit von Wirtschaftlichkeitsvergleichen der öffentlichen Investiti-
onsmaßnahmen ergibt sich aus den Haushaltsvorschriften für Bund, Länder und Kom-
munen, welche den öffentlichen Auftraggeber zur wirtschaftlichen Haushaltsführung
und Sparsamkeit verpflichten. Darüber hinaus gibt es spezielle vergaberechtliche An-
forderungen und Regelungen in der Gemeindeordnung, wonach der Vorteilhaftigkeits-
nachweis auf Basis einer Vergleichsberechnung für eine derartige Vergabe (→ Gemein-
deordnung) oder auch, im Misserfolgsfalle, für die Aufhebung einer Ausschreibung (→
VgV - Vergabeordnung) notwendig werden kann (→ vgl. Kapitel 4.4.6).

Ohne einen anerkannten, betriebswirtschaftlichen Kriterien genügenden Bewer-
tungsmaßstab wird ein "fairer" Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen traditionellen
Beschaffungen und Aufgabenorganisationen der öffentlichen Hand und PPP-Modellen
nicht möglich sein. Entscheidend für den Wirtschaftlichkeitsvergleich ist, dass sämtli-
che tatsächliche Kosten des Projekts über die gesamte Lebensdauer exakt untersucht
und transparent dargestellt werden. Es gilt aber nicht nur, Lebenszykluskosten und -
risiken, sondern auch Leistungsstandards zu vergleichen. Darüber hinaus ist das Kosten-
risiko oder der Wert einer Kostengarantie gegenüber der Kommune angemessen zu be-
rücksichtigen66.

Entgelte für
"übertragbare Risiken"

Entgelte für
"übertragbare Risiken"

Entgelte I
(Bau- und Betriebskosten)

Entgelte I
(Bau- und Betriebskosten)

Entgelte II
(Transaktions- und

Finanzierungskosten)

Entgelte II
(Transaktions- und

Finanzierungskosten)

Kosten für
 "übertragbare Risiken"

Kosten für
 "übertragbare Risiken"

Kosten für
zurückbehaltene Risiken

Kosten für
zurückbehaltene Risiken

Basiskosten II
(Transaktions- und

Finanzierungskosten)

Basiskosten II
(Transaktions- und

Finanzierungskosten)

Basiskosten I
(Bau- und Betriebskosten)

Basiskosten I
(Bau- und Betriebskosten)

Kosten für
zurückbehaltene Risiken

Kosten für
zurückbehaltene Risiken

Gesamtkosten (Erwartungswert)

Herkömmliche
Projektrealisierung

a) vorläufige Kosten
b) endgültige Kosten

PPP-Modell

      a) PPP-Referenzprojekt
b) Angebot

Abbildung 4-4: Wirtschaftlichkeitsprognose und -Nachweis (final business case)
[in Anlehnung an NRW 2003]

                                                
66 Eine übermäßig optimistische und auf zukünftigen Kostenrationalisierungseffekten basierende Kal-

kulation beispielsweise für einen kommunalen Eigenbetrieb kann vergaberechtlich angreifbar sein,
wenn dagegen ein von privater Seite garantiertes und belastbares Pauschalkostenangebot steht.
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Die Abbildung 4-4 enthält beispielhaft die Komponenten einer Wirtschaftlich-
keitsprognose, aus der eine Regiekostenvergleichsrechnung und ein Regiekostenver-
gleichswert67 abgeleitet werden kann. Ausführlichere Beispiele enthält der Anhang A3.
Darüber hinaus sind an den Leistungsanforderungen bzw. am Vertrag orientierte hand-
habbare Indikatoren zu entwickeln, mit denen sich "nachmessen" lassen kann, wie weit
der Auftragnehmer seine Pflichten erfüllt hat. An anderer Stelle (Kapitel 3.5.3.3) wurde
bereits auf die Begriffe "Performance Indicators" und "Level of Service" eingegangen,
mit denen solche Leistungsindikatoren beschrieben werden.

Insbesondere dort, wo die Verträge Erfolgsvergütungen bei guter Leistungs-
erbringung enthalten68, müssen die Indikatoren exakt, auch bei zukünftig möglicherwei-
se geänderten Rahmenbedingungen, eindeutig und "gerichtsfest" im Vertragspaket defi-
niert sein.

Bei der Abwasserklärung im Betreibermodell wurde häufig der Parameter "Ab-
wasserabgabe" als zentraler Erfolgsindikator eingesetzt (genauer gesagt: die Schadein-
heiten nach den Messprinzipien des Abwasserabgabengesetzes). Bei Unterschreitung
der vertraglich festgesetzten maximalen Werte (Überwachungswerte) wurde dem
Betreiber ein Bonus, und umgekehrt bei Nichteinhaltung der Werte ein finanzieller
Malus auferlegt. Tabelle 4-6 zeigt Beispiele für Indikatorenkonzepte aus der Wasser-
wirtschaft. Hinzuweisen ist auch auf die Indikatorlisten, die auf Benchmarks basieren
(Kapitel 3.5.3) und in entsprechenden Verträgen aufgenommen werden können.

Bereits im Vorfeld der konkreten Vorbereitungsarbeiten einzuplanen sind die so
genannten "Transformations- und/oder Transaktionskosten" bzw. die Kosten, welche
vom Grundsatzgutachten bis zum Abschluss eines Vergabeverfahrens (bzw. eines frei
ausgehandelten Vertragsabschlusses, sofern kein förmliches Vergabeverfahren notwen-
dig ist) anfallen. Generell gilt, dass Beratungsleistungen, sofern sie über dem Schwel-
lenwert (zurzeit 200.000 €) liegen69, im Rahmen eines Vergabeverfahrens gemäß Ver-
dingungsordnung VOF (zukünftig nach den Vorschriften der VgV) vergeben werden
müssen, unter Leistungswettbewerb zwischen entsprechend erfahrenen und qualifizier-
ten Beratungsbüros. Nach vorliegenden Erfahrungen liegen die Kosten für qualifizierte
Vorgutachten im zwei-, zum Teil dreistelligen Tausend-Euro-Bereich. Für die Durch-
führung bzw. fachliche Begleitung des Verfahrens können drei- bis vierstellige Beträge
in Tausend Euro fällig werden.

                                                
67 Das ist die im Ergebnis resultierende Zahl, welche dem Barwert der Angebote einer Ausschreibung

bei gleichen Leistungsgrenzen entspricht.
68 Beispiel: Die Unterschreitung der Ablaufgrenzwerte (Überwachungswerte) einer Kläranlage wird mit

einem finanziellen Bonus belohnt, welcher sich nach Schadeinheiten gemäß Definition im Abwasser-
abgabengesetz errechnet.

69 unbeschadet der Vorgaben aus den Haushaltsrechten der Länder, die im Regelfall  deutlich niedrigere
Schwellenwerte ausweisen.
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Tabelle 4-6: Beispiele für Indikatoren in der Wasserwirtschaft
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Dies gilt insbesondere dann, wenn - was bei größeren und komplizierten Projekten
notwendig ist - neben der technisch-wirtschaftlichen Fachberatung (⇒ Managementbe-
ratung, Ingenieurberatung) zusätzlich eine so genannte "standesrechtliche Beratung" (⇒
Rechtsanwaltsbüro, Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung) eingeholt wird. Dies ist unter
Umständen sinnvoll, um das Vergabeverfahren juristisch abzusichern, komplexe verga-
be- und steuerrechtliche Fragen zu klären oder auch um Bilanzen und Kalkulationen
testieren zu lassen.

Handelt es sich um eine große kaufpreis-orientierte Transaktion, bei der eine In-
vestmentbank eingeschaltet wird, lässt sich diese zumeist auf Provisionsbasis erfolgs-
orientiert honorieren (je nach Größe und Komplexität des Verkaufsobjektes 1 % bis
2,5 % des Verkaufswertes). Ob und inwieweit die Kommune die von der Investment-
bank in aller Regel eingeschalteten Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer und ggf. Fachbe-
rater zusätzlich auf Tagessatzbasis oder pauschal vergüten muss, ist im Einzelfalle ver-
traglich zu regeln.

Insgesamt muss festgehalten werden, dass der Prozess einer Privatisierung oder
Teilprivatisierung nicht zur politisch, sondern auch in der praktischen Durchführung
kompliziert und aufwändig sein kann. Den Kommunen ist zu empfehlen, so zu ent-
scheiden, dass die Prozesse möglichst einfach und zügig abgewickelt werden können
und nicht mehr an Kosten für die Transaktion entstehen als notwendig. Umgekehrt wäre
es falsch, an der Qualität und Sorgfalt bei der Vorbereitung und Durchführung derarti-
ger Maßnahmen zu sparen, weil die Folgekosten später umso höher ausfallen.

Weitere Informationen und Checklisten enthält der Anhang A4.

4.4.6 Vergabeverfahren

Wenn die öffentliche Hand am Markt als Besteller von Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungen auftritt, handelt sie nicht hoheitlich, sondern privatrechtlich. Gleichwohl
kann sie nicht frei entscheiden, wen sie mit der benötigten Leistung beauftragt. Viel-
mehr hat die Vergabe öffentlicher Aufträge regelmäßig in einem transparenten, für alle
Anbieter chancengleichen Wettbewerb zu erfolgen. Diese Verpflichtung folgt zunächst
aus dem nationalen Haushaltsrecht und dem ihm zugrunde liegenden Gebot einer spar-
samen und wirtschaftlichen Verwendung öffentlicher Mittel. Ab einem bestimmten
Wert der zu vergebenden Leistung kann sich die Verpflichtung zur Durchführung eines
förmlichen Vergabeverfahrens aber auch aus dem sog. Kartellvergaberecht (§§ 97 ff.
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)) ergeben, das im Wesentli-
chen auf der Umsetzung europäischen Richtlinienrechts beruht.70

                                                
70 Die Ausführungen in Kapitel 4.4.6 beziehen sich i. W. auf das derzeit geltende Vergaberecht, welches

sich derzeit in der Novellierung befindet, die noch im Jahre 2005 abgeschlossen sein soll.
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Öffentlicher
Auftraggeber

Öffentlicher
Auftraggeber

BauleistungBauleistung
Liefer- und

Dienstleistungsauftrag
Liefer- und

Dienstleistungsauftrag

Nationale Vergabe
(Basisparagraphen)

Nationale Vergabe
(Basisparagraphen)

Europaweite
Ausschreibung
Europaweite

Ausschreibung

Prüfung
SchwellenwertePrüfung

Schwellenwerte

Ohne Vergabeverfahren
(Freihändige Vergabe)Ohne Vergabeverfahren

(Freihändige Vergabe)

Wasser und W/AWWasser und W/AW

Elektrizitäts- u. Gasvers.,
Wärmevers., Luftverkehr

Elektrizitäts- u. Gasvers.,
Wärmevers., Luftverkehr

Trinkwasserversorgung
Schifffahrt, Netzverkehr
Trinkwasserversorgung
Schifffahrt, Netzverkehr

SektorenauftraggeberSektorenauftraggeber

Freiberufliche LeistungFreiberufliche Leistung

Auftraggeber nach
§ 98 Nr. 1 u. 3 GWB
Auftraggeber nach

§ 98 Nr. 1 u. 3 GWB

StadtwerkeStadtwerke

4. Abschnitt VOL/A4. Abschnitt VOL/A2. Abschnitt VOL/A2. Abschnitt VOL/A 3. Abschnitt VOL/A3. Abschnitt VOL/A

- §§ 97 - 129 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkung (GWB)

- Verordnung über die Vergabe
öffentlicher Aufträge
(Vergabeverordnung VgV)

- Verdingungsordnung für
Bauleistungen (VOB) Teil A

- Verdingungsordnung für
Leistungen (VOL) Teil A

- Verdingungsordnung für
freiberufliche Leistungen (VOF)

Gesetzesgrundlagen

AbwasserAbwasser

Abbildung 4-5: Vorabprüfung bei Vergabeverfahren71

4.4.6.1 Aktuelle Entwicklungen des Vergaberechts

Im Frühjahr 2004 haben das Europäische Parlament und der Rat die Vergabe-
richtlinien 2004/18/EG (Vergabekoordinierungsrichtlinie) und 2004/17/EG (Sektoren-
richtlinie) erlassen. Die erforderliche Umsetzung des neuen EU-Vergaberechts in natio-
nales Recht soll dazu genutzt werden, auch das deutsche Vergaberecht umfassend zu
reformieren. 72 Das vielfach als zu kompliziert und unübersichtlich empfundene Rege-
lungssystem aus GWB, Vergabeverordnung und verschiedenen Verdingungsordnungen
(so genanntes Kaskadensystem) soll durch den Erlass einer neuen Vergabeverordnung,
welche einheitlich die Vergabe von Liefer-, Dienstleistungs- und Bauaufträgen regelt,
verschlankt und vereinfacht werden. Im Rahmen der Novellierung der GWB-Vor-
schriften sollen u.a. der persönliche und sachliche Anwendungsbereich des Vergabe-
rechts näher präzisiert und Rechtsfolgen für den in der Praxis häufigen Fall einer Di-
rektvergabe ohne erforderliche Ausschreibung bestimmt werden.

                                                
71 Nach den Entwürfen des BMWA wird es künftig oberhalb der Schwellenwerte die Verdingungsord-

nungen nicht mehr geben. Alle Vergabeverfahrensvorschriften werden in der Vergabeordnung ent-
halten sein. Unterhalb der Schwellenwerte wird die Vergabeordnung ebenfalls Liefer- und Dienst-
leistungsverträge regeln, allerdings gestützt auf Haushaltsrecht. Lediglich für die Vergabe von Bau-
aufträgen unterhalb der Schwellenwerte gilt weiterhin die VOB/A.

72 Nähere Informationen hierzu sind nachzulesen beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
unter www.bmwa.bund.de oder auf der Homepage des Deutschen Städte und Gemeindebundes unter
www.dstgb-vis.de.
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Bei der Wahl zwischen den verschiedenen Gestaltungsformen und den bereits an
anderer Stelle dargestellten Modellen (vgl. hierzu Seite 72) wird ein maßgebliches Kri-
terium sein, ob damit unter Umständen die Durchführung eines wirtschaftlich und zeit-
lich aufwändigen Vergabeverfahrens vermieden werden kann. Von Bedeutung sind in
diesem Zusammenhang zwei neuere Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes
(EuGH):

Mit Urteil vom 11.01.200573 (Rs. C-26/03 "Stadt Halle") hat der EuGH entschie-
den, dass die Vergabe eines öffentlichen Auftrags an eine Gesellschaft mit privater Be-
teiligung stets (unabhängig von dem Umfang der Beteiligung) ausschreibungspflichtig
ist und es sich dabei keineswegs um eine dem Vergaberecht nicht unterliegende so ge-
nannte "Inhouse-Vergabe" handelt. Ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens
soll aber nach wie vor die Vergabe eines Auftrags an eine Einrichtung zulässig sein,
über die der öffentliche Auftraggeber eine ähnliche Kontrolle ausübt wie über ihre eige-
nen Dienststellen und wenn diese Einrichtung ihre Tätigkeit im Wesentlichen für die
öffentlichen Stellen verrichtet, die ihre Anteile innehaben.

Vergaberechtsfrei wird daher nach wie vor die Einschaltung eines Eigen- oder
Regiebetriebs und auch die Beauftragung einer zu 100 % von dem öffentlichen Auf-
traggeber gehaltenen Gesellschaft sein, sofern auch das zweite Kriterium des EuGH, die
Ausübung der Tätigkeit im Wesentlichen nur für den öffentlichen Auftraggeber, der
gleichzeitig Anteilseigner ist, vorliegt.

Eindeutig geklärt im Sinne der Anwendbarkeit des Vergaberechts hat der EuGH
mit seiner Entscheidung vom 11.01.2005 aber somit die vorher umstrittene Frage, ob
ein vergaberechtsfreies so genanntes "Inhouse-Geschäft" überhaupt in Betracht kommt,
wenn es sich bei dem potenziellen Auftragnehmer um eine gemischtwirtschaftliche Ge-
sellschaft handelt, an der auch ein Privater, und sei es nur als Minderheitsgesellschafter,
beteiligt ist.

In diesem Zusammenhang wird oft das Urteil vom 13.01.200574 (Rs. C-84/04) ge-
nannt, in dem der EuGH festgestellt hat, dass eine in Spanien vorgesehene gesetzliche
Regelung, die Beziehungen zwischen öffentlichen Verwaltungen, ihren Einrichtungen
und ganz allgemein den Einrichtungen des öffentlichen Rechts nicht gewerblicher Art
vom Anwendungsbereich des Vergaberechts generell ausschließen wollte, gegen euro-
päisches Richtlinienrecht verstößt.

                                                
73 Urteil des EuGH vom 11.01.2005 (Rs. C-26/03 "Stadt Halle")
74 EuGH vom 13.01.2005, (Rs. C-84/04)
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Aus dieser Entscheidung wird nunmehr verstärkt in der Literatur abgeleitet, dass
auch Vereinbarungen zwischen Kommunen dann dem Vergaberecht unterliegen, wenn
sie eine entgeltliche Leistungsbeziehung zum Gegenstand haben75.

Allerdings lässt diese EuGH-Entscheidung Raum dafür, die interkommunale Zu-
sammenarbeit dann von der Anwendung des Vergaberechts auszuschließen, wenn damit
ein tatsächlicher Übergang der Zuständigkeit verbunden ist, der sich von einem ge-
wöhnlichen Beschaffungsvorgang am Markt klar unterscheidet ("delegierende Verein-
barung"). Dann handelt es sich um einen Organisationsakt innerhalb der öffentlichen
Verwaltung, welcher formal der Eigenerstellung durch die Kommune selbst entspricht
[ROTTMANN 2005].

Nach wie vor nicht dem Vergaberecht, wohl aber den Vorschriften des EG-
Vertrages unterliegt die Übertragung einer Dienstleistungskonzession76. Eine Konzessi-
on unterscheidet sich vom öffentlichen Auftrag dadurch, dass für die Erbringung der
Leistung als Gegenleistung kein Entgelt gezahlt wird, sondern die Gegenleistung an den
Konzessionsnehmer in der Einräumung des Rechts liegt, die Leistung wirtschaftlich zu
nutzen (z.B. durch die Erhebung von Entgelt bei den Endnutzern), evtl. zuzüglich der
Zahlung eines Preises. Für die im Einzelfall häufig schwierige Abgrenzung kommt es in
erster Linie darauf an, wer das wirtschaftliche Risiko der Leistungserbringung trägt
(beim öffentlichen Auftrag der Auftraggeber, bei einer Konzession der Konzessions-
nehmer). Bei der Erteilung einer Baukonzession ist aber die teilweise sich aus § 32 a
VOB/A ergebende Anwendbarkeit des Vergaberechts zu beachten [BDE 2005].

4.4.6.2 Gestaltung des Vergabeverfahrens

Der Ablauf eines Vergabeverfahrens ist vereinfacht in der Abbildung  4-6 darge-
stellt. Grundsätzlich ist zwischen den Phasen der Vergabevorbereitung und der Durch-
führung des Vergabeverfahrens von der Bekanntmachung bis zum Abschluss durch
wirksamen Vertragsschluss zu unterscheiden:

                                                
75 Nach dem Entwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Vergaberechts werden solche Kooperationen

aber nicht als öffentliche Aufträge angesehen, wenn der Markt nicht betroffen ist. Vgl. § 99 Abs. 1
S. 2 GWB-E: "Ein öffentlicher Auftrag liegt nicht vor, wenn öffentliche Auftraggeber nach § 98 Nr. 1,
2 oder 3 Liefer-, Bau oder Dienstleistungen durch einen oder mehrere andere öffentliche Auftraggeber
erbringen lassen, sofern letztere im Wesentlichen für öffentliche Auftraggeber oder überhaupt nicht
am Markt für die einzukaufende Leistung tätig sind und an ihnen Private nicht beteiligt sind."

76 Bislang wird davon ausgegangen, dass das Rechtskonstrukt einer "echten" Konzession mit direkter
Rechtsbeziehung zwischen Konzessionsunternehmen und Verbrauchern nur bei der Versorgung, nicht
aber bei der Abwasserentsorgung möglich ist. Neuerdings gibt es davon abweichende Rechtsauffas-
sungen [SCHIEBOLD 2004, DIERKES 2005]
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Grundsatz:
Offenes Verfahren

Grundsatz:
Offenes Verfahren

Nach § 3 Nr. 3 nur möglich, wenn z.B. Leistung
nur von beschränktem Kreis von Unternehmen

ausgeführt werden kann

Nicht offenes VerfahrenNicht offenes Verfahren

VerhandlungsverfahrenVerhandlungsverfahren

Bewertung der AngeboteBewertung der Angebote

Öffentliche Aufforderung
zur Angebotsabgabe

Öffentliche Aufforderung
zur Angebotsabgabe TeilnahmewettbewerbTeilnahmewettbewerb TeilnahmewettbewerbTeilnahmewettbewerb

Nach § 3 Nr. 4 nur möglich, wenn z.B. Leistung
nicht erschöpfend beschrieben oder nur von
einem Unternehmen erbracht werden kann

Teilnahmewettbewerb kann
aus besonderen Gründen

nach  § 3b)  Nr. 2 entfallen

Angebotsfrist mind. 52
Tage, verkürzbar nach

§ 18b) Nr. 1 Abs. 2

Veröffentlichung im EU-
Amtsblatt, Veröffent-

lichungsblättern, (§ 17 b
VOL/A) mit Angabe der

Vergabekriterien

Angebotsfrist mind. 24Tage, verkürzbar nach § 18b) Nr. 2

Veröffentlichung im EU-Amtsblatt oder anderen
Veröffentlichungsblättern mit Angabe der Bewertungskriterien zur

Teilnahme und Vergabe

Aufforderung zum AngebotAufforderung zum Angebot

Prüfung der Fachkunde, Leistungsfähigkeit, ZuverlässigkeitPrüfung der Fachkunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit

Verhandlung, Endbew.Verhandlung, Endbew.

Information an die Bieter nach § 13 VgV 14 Tage vor Zuschlag, ZuschlagInformation an die Bieter nach § 13 VgV 14 Tage vor Zuschlag, Zuschlag

Bewertung der Teilnahme-
anträge und Gremien-

abstimmung ca. 4 Wochen

Bewertung der Angebote
und Gremienabstimmung

ca. 4 - 6 Wochen

Abbildung 4-6: Vergabeverfahren nach VOL/A 3. Abschnitt
(exemplarisches Ablaufschema, geltendes Recht 2005)

Zu einer ordnungsgemäßen Vergabevorbereitung gehören zunächst eine hinrei-
chend konkrete Festlegung und Beschreibung des Beschaffungsbedarfs sowie die Er-
mittlung der zu beachtenden verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen (Bestimmung
der einschlägigen Vergabebestimmungen, Wahl der richtigen Vergabeart, ggf. projekt-
spezifische Bewertung der Zulässigkeit einer Gesamtvergabe mehrerer Leistungen).

Bei komplexen Beschaffungsvorhaben muss der Auftraggeber im Vorfeld der
Ausschreibung (durch Markterkundungsverfahren, Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
etc.) ermitteln, welche Form der Bedarfsrealisierung seinen Anforderungen am besten
gerecht wird. Mehrere Beschaffungsmodelle gleichzeitig in den Wettbewerb zu stellen
(Parallel-/Doppelausschreibung) und erst im Rahmen des Vergabeverfahrens die Form
der Leistungserbringung festzulegen, ist mit dem Grundsatz eines transparenten Verfah-
rens kaum vereinbar.

Möglich und erfolgreich praktiziert [WINTER 2003] ist dagegen die Ausschrei-
bung in Losen, z.B. Los 1 (schlüsselfertiger Bau), Los 2 (Betriebsführung) und Los 3
(Investitionsmanagement, Finanzierung). Für die Lose 2 und 3 wird vorab jeweils der
Regiekostenvergleichswert (siehe Seite 85) ermittelt und bekannt gegeben.
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Anhand der Regiekostenvergleichswerte kann die Gemeinde (Vergabestelle) ihre
Entscheidung zu den preisverbindlich vorliegenden Leistungsangebote treffen (siehe
erstes Beispiel Seite 76). Falls keine vorteilhaften Angebote für Betriebsführung und
Finanzierung eingehen, wird nur der Bau vergeben. Im anderen Falle führt der Zuschlag
zu einem Betriebsführungs- oder gar Betreibermodell. Bei einer derartigen Ausschrei-
bung entscheidet die Gemeinde über den Umfang der zu vergebenden Leistungen bzw.
das PPP-Modell auf Grundlage verbindlicher Preise, ohne (z.B. auf Grundlage von Gut-
achten) sich vorab spekulativ festlegen zu müssen.

Die Festlegung von Mindestanforderungen ist möglich bzw. sinnvoll, um einen
bestimmten Mindeststandard der Leistung sicherzustellen. Dies sollte geschehen, ohne
den Bieterkreis und damit den Wettbewerb unnötig einzuschränken und grundsätzlich
wünschenswerte Optimierungen der ausgeschriebenen Leistung in Form von Nebenan-
geboten zu behindern.

Weiter ist zu überlegen, welche Anforderungen an die Eignung der Bewerber
(Eignungskriterien) bestehen und welche Unterlagen diese zum Nachweis der Eignung
vorlegen sollen. Dabei ist zu beachten, dass sich der Auftraggeber mit der Festlegung
bestimmter Anforderungen an den Eignungsnachweis auch selbst bindet und mit Blick
auf den Gleichbehandlungsgrundsatz nicht berechtigt ist, zugunsten einzelner Bewerber
auf die vollständige Erfüllung der Anforderungen zu verzichten.

Von entscheidender Bedeutung ist schließlich die Definition der Kriterien für die
Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots (Zuschlags-/Wertungskriterien) und ihre
Gewichtung im Verhältnis zueinander. Nach Art. 53 Abs. 2 der Vergabekoordinierungs-
richtlinie sind zur Gewährleistung der notwendigen Transparenz der Vergabe in der
Vergabebekanntmachung oder den Verdingungsunterlagen nicht nur die Zuschlagskrit e-
rien, sondern auch ihre jeweilige Gewichtung anzugeben.

Während der Durchführung des Vergabeverfahrens sind Hinweise von Bewer-
bern auf Lücken oder Unklarheiten in den Vergabeunterlagen unverzüglich zu überprü-
fen und ebenso wie Fragen zu den Unterlagen eindeutig und erschöpfend zu beantwor-
ten - mit Blick auf die erforderliche Gleichbehandlung gegenüber sämtlichen Bewerbern
gleich lautend, gleichzeitig und in gleicher (schriftlicher) Form.

Bei der Angebotswertung bzw. Bewerberauswahl im Falle eines Vergabeverfah-
rens mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb ist u.a. zu beachten, dass sich auch
Unternehmen am Wettbewerb beteiligen können, die die zu vergebende Leistung nicht
selbst, sondern durch Dritte erbringen wollen, soweit sie in ihrem Angebot bzw. ihrer
Bewerbung darlegen und auch nachweisen, dass diese über die vom Auftraggeber ge-
forderte Eignung verfügen und tatsächlich für die Ausführung der Leistung zur Verfü-
gung stehen.

!
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Dieser vom EuGH entwickelte Grundsatz ist inzwischen in Art. 54 Abs. 5 und 6
der Vergabekoordinierungsrichtlinie ausdrücklich niedergelegt und insoweit auch Ge-
genstand des Verordnungsentwurfs (vgl. § 35 Abs. 5).

Bei der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots sind nur die Wertungskriterien
(vollständig) zu berücksichtigen, die der Auftraggeber den Bewerbern vorab eindeutig
in der Vergabebekanntmachung bzw. den Verdingungsunterlagen bekannt gegeben hat.
Auch an die veröffentlichte Gewichtung der Kriterien ist der Auftraggeber gebunden.

Von den in Abbildung 4-6 benannten Vergabeverfahren lässt sich das nur unter
den dort genannten Voraussetzungen zulässige Verhandlungsverfahren77 am flexibels-
ten gestalten und auch an sehr komplexe Leistungsbilder und Preisregelungen fallspezi-
fisch anpassen. Es wird deshalb für Auftragsvergaben im PPP-Modell häufig bevorzugt.
Allerdings ist der Ablauf eines Verhandlungsverfahrens vergaberechtlich insoweit vor-
gegeben, als der Auftraggeber natürlich auch bei dieser Vergabeart die wesentlichen
Vergabegrundsätze des § 97 GWB (fairer, unverfälschter Wettbewerb; Transparenz;
Gleichbehandlung) zu beachten hat.

Eine stufenweise Verengung des Bieterkreises ist nicht zu beanstanden, sondern
entspricht dem Wesen eines Verhandlungsverfahrens. Zur Sicherstellung eines diskri-
minierungsfreien und transparenten Verhandlungs- und Ausleseprozesses ist der Auf-
traggeber jedoch verpflichtet, den Bietern den vorgesehenen Verfahrensablauf mitzu-
teilen, davon nicht willkürlich abzuweichen und die Entscheidung über die Auslese der
Bieter nach den bekannt gemachten Kriterien zu treffen.

Ob es sinnvoller ist, möglichst zügig einen bevorzugten Bieter ("preferred bid-
der") zu bestimmen oder mit mehreren Bietern Endverhandlungen zu führen (linea-
res/paralleles Verfahren), hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Grundsätzlich
ist zu beachten, dass der Auftraggeber auch im Verhandlungsverfahren klare Anforde-
rungen an die zu vergebende Leistung bestimmen muss und ungeachtet der Spielräume
zur Konkretisierung des Auftragsinhalts nicht berechtigt ist, im Ergebnis andere Leis-
tungen zu beschaffen als mit der Ausschreibung angekündigt78.

Unerlässlich ist die Dokumentation. Aus dem Transparenzgebot (§ 97 Abs. 1
GWB) folgt, dass der Auftraggeber den Gang und die wesentlichen Entscheidungen des
Vergabeverfahrens zeitnah und fortlaufend in den Vergabeakten dokumentieren muss,
was vielfach nur unzureichend beachtet wird. Die Angaben zum Verfahrensablauf und
die mitgeteilten Gründe für getroffene Entscheidungen müssen so detailliert sein, dass
sie für einen mit der Sachlage des jeweiligen Vergabeverfahrens vertauten Leser nach-
vollziehbar sind.

                                                
77 Im Entwurf zum neuen Vergaberecht § 11 VgV wird zusätzlich der "Wettbewerbliche Dialog" einge-

führt.
78 Vgl. etwa OLG Celle, Beschluss vom 16.01.2002 - 13 Verg 1/02 sowie OLG Dresden, Beschluss vom

03.12.2003 - WVerg 15/03

!
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Dokumentationsmängel führen im Ergebnis dazu, dass das Vergabeverfahren ab
dem Zeitpunkt, in dem die Dokumentation unzureichend ist, fehlerbehaftet und in die-
sem Umfang zu wiederholen ist. Eine mangelhafte Dokumentation von Erwägungen zur
Losaufteilung führt beispielsweise dazu, dass das Vergabeverfahren von Anfang an
fehlerbehaftet und dann vollständig aufzuheben ist79.

Das Vergabeverfahren endet schließlich mit den Zuschlag, der gemäß § 97 Abs. 5
GWB auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilt wird.

                                                
79 So das OLG Düsseldorf, Beschluss vom 17.03.2004 - VII Verg 1/04.

Stadtentwässerung Dresden GmbH
Scharfenberger Straße 152
01139 Dresden

Ansprechpartner:
Frau Gunda Röstel

www.gelsenwasser.de

Die GELSENWASSER AG,
Deutschlands größter privatwirt-
schaftlich organisierter regionaler
Wasser- und Abwasserdienst-
leister mit Sitz in Gelsenkirchen,
ist seit 2004 mit 49 % an der
Stadtentwässerung Dresden
GmbH beteiligt. 51 % am ehema-
ligen Eigenbetrieb hält weiterhin
die Landeshauptstadt Dresden.

Neben der 1999 teilprivatisierten
Bremer HanseWasser, ebenfalls
eine GELSENWA SSER-Beteili-
gung, zählt das Dresdner-PPP-
Modell zu den bedeutendsten
öffentlich-privatwirtschaftlichen
Kooperationen in der deutschen
Abwasserbranche. Das Unterneh-

men betreibt die Abwasserentsor-
gung von rund 550.000 Einwoh-
ner in Dresden und einigen Um-
landgemeinden.

Die fachtechnische Vorbereitung
des Teilprivatisierungsprozesses
und die europaweite Ausschrei-
bung, fokussiert auf die Sicherung
der Arbeitnehmerinteressen sowie
die wirtschaftlichen Perspektiven
der Stadtentwässerung im säch-
sisch / polnisch / tschechischen
Grenzgebiet, haben branchenweit
großes Interesse ausgelöst.

Für die differenzierte Bewerbung
des Kanal-Anlagevermögens und
die Vorausschau des Reinvestiti-
onsaufwandes wurde zum Erhalt
der Bausubstand ein vorausschau-
endes, umfassendes Ingenieurpla-
nungsmodell entwickelt und um-
gesetzt, welches erhebliche Fi-
nanzierungsvorteile und Kosten-
einsparungen für die laufenden

Kosten bei Kanalsanierung und
-erneuerung brachte.

Die Anforderungen Dresdens an
seinen neuen strategischen Partner
gingen weit über die bloße Kauf-
preiszahlung hinaus. Das Dresd-
ner PPP-Modell bietet daher in
vielerlei Hinsicht Lösungen für
die notwendige Strukturanpassung
in der kommunalen Daseinvor-
sorge.

Foto: Der Neubau der biologi-
schen Reinigungsstufe macht die
Dresdner Kläranlage Kaditz zu
einer der modernsten in Europa.

PPP Dresden: Kommunalpolitische
Leistungsanforderungen
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5. INTERNATIONALES ENGAGEMENT

Die Internationalisierung macht auch vor dem deutschen Wassersektor nicht Halt.
Kenntnis über die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in anderen Ländern ist
für große und auch für kleinere, lokal verwurzelte Wasserunternehmen in Deutschland
wichtig, die sich zukunftsfähig und konkurrenzfähig weiterentwickeln wollen. Umge-
kehrt besteht bei vielen Kommunen und Ländern der Ersten, Zweiten und Dritten Welt
hohes Interesse, durch Kooperation mit deutschen Wasserunternehmen einen ähnlich
hohen Stand in der Qualität bei der öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung zu erreichen. Gemeinsam mit 189 UN-Mitgliedsstaaten hat sich die Bundesre-
publik Deutschland verpflichtet, an einer Verbesserung der Wassersituation weltweit
mitzuwirken. Ähnliches gilt für zahlreiche kommunale und private Wasserbetriebe aus
Deutschland, die Städtepartnerschaften oder Geschäftsbeziehungen international pfle-
gen.

In Kapitel 5.1 wird die Relevanz zum Thema "Internationales" für Wasserbetriebe
aus Deutschland spezifiziert. In Kapitel 5.2 wird die Situation und Struktur im internati-
onalen Wassersektor beschrieben. Kapitel 5.3 enthält Informationen über die internatio-
nal agierenden Anbieter von Wasserdienstleistungen, die zum großen Teil auch in
Deutschland tätig sind. Welche Möglichkeiten für öffentliche Wasserunternehmen unter
besonderer Beachtung der rechtlichen Restriktionen für ein internationales Engagement
bestehen, wird in Kapitel 5.4 ausgeführt. Vor diesem Hintergrund bringt Kapitel 5.5
Aussagen und Empfehlungen dafür, wie sich öffentliche (aber auch private) Wasserun-
ternehmen geeignete Partner für ein Auslandsengagement suchen können. Dass dieses
nicht ohne Risiken geht, und wie diese im Einzelnen aussehen, zeigt Kapitel 5.6.

5.1 Veranlassung

In einem demokratischen Staat wie in Deutschland laufen die Informationen
grenzüberschreitend. Für die Wasserkunden und Wähler, und damit auch für die Politik
und Verwaltung, ist der Vergleich des deutschen Wassersektors mit dem Ausland zu-
nehmend von Bedeutung. Viele Wasserbetriebe pflegen seit Jahrzehnten den prakti-
schen Erfahrungsaustausch und fördern die internationale wissenschaftliche
Kooperation [BMBF 2000].
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Unabhängig davon, dass die Kernaufgabe der kommunalen Wasserunternehmen
naturgemäß die Wasserversorgung und/oder Abwasserentsorgung in ihrem eigenen Ter-
ritorium ist, gibt es vor diesem Hintergrund gewichtige Motive sich international zu
informieren und ggf. sich international zu engagieren:

• Wissenstransfer
zu den Erfahrungen mit Methoden und Lösungskonzepten bezüglich des institutio-
nellen Rahmens, der Organisation, der Technologien usw., mit denen Wasserbetriebe
in anderen Ländern arbeiten;

• Import
von Konzepten, Produkten, Dienstleistungen, welche sich unter den anderen Bedin-
gungen im Ausland entwickelt haben und im eigenen deutschen Wasserbetrieb sinn-
voll eingesetzt werden können;

• Export
von Lösungskonzepten und Dienstleistungen, für die im eigenen deutschen Wasser-
betrieb personelle und logistische Kapazitäten ohnehin vorgehalten werden müssen
(entsprechend den hohen Qualitäts- und Sicherheitsstandards hierzulande), und deren
Vermarktung im Ausland einen zusätzlichen Deckungsbeitrag zur Stabilisierung der
Wassertarife/Abwassergebühren bringen könnte.

Darüber hinaus ist der internationale Austausch im Hinblick auf die Harmonisie-
rung von Sicherheits- und Umweltstandards unverzichtbar. Deutschland nimmt hier
vielfach noch eine Vorreiterrolle ein. Einerseits ist eine leistungsfähige und nachhaltig
gesicherte Infrastruktur für die Wirtschaft ein Wettbewerbsvorteil. Andererseits schla-
gen sich die Infrastrukturkosten branchenspezifisch auf die Produktpreise durch. Dass
(auf lange Sicht) in allen Ländern der Erde Mindeststandards eingehalten werden, ist
deshalb nicht nur aus ökologischen Gründen zu fordern, sondern auch zur Herstellung
fairer Bedingungen im globalen Wettbewerb.

Spätestens seit dem Einstieg der führenden (ausländischen) Wasserkonzerne im
deutschen Wassersektor versuchen (insbesondere größere) deutsche Wasserbetriebe
auch mit konkreten Geschäftsaktivitäten international Fuß zu fassen. Auch kleinere und
mittelgroße Wasserunternehmen agieren im Ausland [OEHLER 2005]. Als Hauptmotiv
gilt, dass der Heimatmarkt gegen die internationale Konkurrenz auf Dauer nur dann zu
halten ist, wenn man selbst internationale Konkurrenzfähigkeit besitzt und glaubhaft
nachweisen kann. Zumindest aber sollten die maßgebenden Entscheider und Führungs-
persönlichkeiten wissen, wie international gearbeitet wird. Das gilt umso mehr, wenn es
sich um lokal verwurzelte Wasserunternehmen handelt, die ihren Charakter bewahren
wollen.

!
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5.2 Zur Situation am Weltmarkt "Wasser"

Bedingt durch das globale Bevölkerungswachstum und die zunehmende Verstäd-
terung besteht ein hoher und rasch steigender Bedarf an einer zuverlässigen Wasserver-
sorgung und nachhaltigen Abwasserentsorgung (siehe Abbildungen 5-1 und 5-2)
[WHO 2004].

Weniger als 50 %
50 % - 75 %
76 % - 90 %
91 % - 100 %
unzureichende Daten

Bevölkerungszahlen
in Prozent

Abbildung 5-1: Anschlussgrad der Bevölkerung im Jahr 2002, Wasserversorgung

Bevölkerungszahlen
in Prozent

Weniger als 50 %
50 % - 75 %
76 % - 90 %
91 % - 100 %
unzureichende Daten

Abbildung 5-2: Anschlussgrad der Bevölkerung im Jahr 2002, Abwasserentsorgung

Wie die Abbildungen zeigen, ist der Anschlussgrad bei der Wasserversorgung
wesentlich höher als bei der Abwasserentsorgung.
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Im September 2000 haben sich 189 UN-Mitgliedsstaaten, darunter die Bundesre-
publik Deutschland, auf die so genannten Millennium-Ziele verpflichtet (Millennium
Development Goal, MDG), welche eindeutige Termine und Zielkriterien enthalten.
Ziel 7 besagt: "Die Anzahl der Menschen ohne Zugang zu einer nachhaltigen Wasser-
versorgung und Abwasserentsorgung soll bis 2015 halbiert werden" [BMZ 2004]. Hier-
zu braucht es die Kenntnisse und praktischen Erfahrungen jener Unternehmen, welche
die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung für die Menschen in ihrem Gebiet er-
folgreich, zuverlässig und auf hohem technischen Niveau durchführen. Zahlreiche För-
derprogramme und Projekte der internationalen Institutionen (UN, Weltbank, regionale
Entwicklungsbanken), der Europäischen Union und der Bundesrepublik Deutschland
wurden eingerichtet.

Wegen des raschen Bevölkerungsanstieges würde der vielerorts ohnehin unzurei-
chende Ver- und Entsorgungsgrad ohne wirksame Gegenmaßnahmen nicht nur gleich
(schlecht) bleiben, sondern dramatisch absinken. Der Weltwassermarkt definiert sich
deshalb einerseits aus den bislang unerfüllten Ansprüchen an den Anschlussgrad, ande-
rerseits aus der wachsenden Zahl an Wasserkunden. Global handelt es sich hier um
einen großen Wachstumsmarkt.

In Deutschland ist der Wassermarkt dagegen weitgehend gesättigt. Die erforderli-
chen Anlagen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind weitgehend vor-
handen, aufgrund der stagnierenden Bevölkerungszahl und Bevölkerungsrückgang in
manchen Regionen (insbesondere in den neuen Ländern) bestehen teilweise sogar
Überkapazitäten. Gemessen am Anschlussgrad und der Versorgungsqualität sowie dem
tatsächlichen Vollzug im Gewässerschutz ist Deutschland an der Spitze, während insbe-
sondere in den Entwicklungs- und Transformationsländern, aber auch in den Schwel-
lenländern und vielen Industriestaaten anderer Länder noch erhebliches Wachstumspo-
tenzial vorhanden ist (Abbildung 5-3).

Hierbei ist zu beachten:

• Der Begriff "Wasser" wird in unterschiedlichem Kontext verwendet. Wasser ist ein
Stoff (H2O), ein Medium (Hydrosphäre), eine Ressource (die Rohwasserquelle für
die Versorgung oder der so genannte "Vorfluter" als Aufnahmemedium für die Ab-
wasserentsorgung). Der Begriff "Wassersektor" subsummiert alle Institutionen, Ein-
richtungen, Aktivitäten zur Wasserbewirtschaftung. Soweit es sich um gewerbliche
bzw. geschäftsmäßige Aktivitäten handelt, kann man von einem "Wassermarkt"
sprechen.
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Abbildung 5-3: Wachstumskurve des Umweltsektors [TUMINSKI 2004]

• Wenn man (international) vom "Wassermarkt" spricht, so geht es in aller Regel le-
diglich um die zur Wasserversorgung und Abwasserentsorgung erforderlichen Leis-
tungen, d.h. Bau-, Liefer- und Dienstleistungen (= Consulting, Finanzierung, Be-
trieb). Die Ressource "Wasser" wird nur in Ausnahmefällen als Handelsgut betrach-
tet80 [MULLINS 2004], womit sich der Wassermarkt grundsätzlich vom Energie-
markt oder anderen Infrastruktursektoren unterscheidet. Beim Wassermarkt handelt
es sich im Wesentlichen um einen Dienstleistungsmarkt, der u.a. auch Gegenstand
der internationalen GATS Verhandlungen ist81.

                                                
80 Wer auf seinem Grundstück Rohstoffe oder Rohöl findet hat Glück: er ist rechtmäßiger Eigentümer.

Wenn er Grundwasser findet, gehört dieses ihm nach deutschem Recht (wie in vielen anderen Natio-
nen) nicht; er darf es nicht sammeln und verkaufen. Eine Ausnahme sind Tiefenbrunnen, aus denen
Mineralwasser gefördert wird, welches in Flaschen abgefüllt in den Handel kommt. Auch das Wasser
aus Talsperren (einige sind in privatem Eigentum) wird in mehreren Fällen als "Rohwasser" an die
örtlichen Wasserversorger verkauft (wobei es sich hierbei um einen Grenzfall handelt; man kann den
Rohwasserpreis auch als Kostenpreis für die Talsperrenbewirtschaftung betrachten, d.h. nicht als
Kaufpreis für die Wasserressource).

81 Nach dem "General Agreement on Trade in Services" (GATS) hat jedes Land die Optionen, (1) die
Wasserversorgung als Staatsmonopol zu führen, (2) den Sektor für den nationalen Wettbewerb zu öff-
nen, (3) reversible Wettbewerbsregeln einzuführen und (4) den Sektor auch für internationale Betrei-
ber zu öffnen [KROH 2005].
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• Von wenigen Ausnahmen abgesehen, legt der Staat weltweit fest, wie mit Wasser
umzugehen ist und unter welchen technischen, ökologischen, ökonomischen Rand-
bedingungen die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung stattzufinden hat.
Beim Wassermarkt handelt es sich im Wesentlichen um einen staatlich regulierten
Markt.

Weil Wasser vielerorts als "soziales Gut" oder "Gottesgabe" verstanden wird82

und wo man selbst der gewerbsmäßig organisierten Dienstleistung den kommerziellen
Charakter abspricht, ist der objektiv vorhandene Bedarf nicht ohne Weiteres mit einer
Nachfrage im ökonomischen Sinne gleichzusetzen.

Bei den ärmeren Entwicklungsländern und Staaten, bei denen die öffentliche
Hand nicht nur die Regulation, sondern auch exekutive Aufgaben in der Ver- und Ent-
sorgung wahrnimmt (hierzu gehört u.a. auch Deutschland) entsteht eine Nachfrage nach
Wasserdienstleistungen nur dort und insoweit, wie

1. der Staat diese durch entsprechende institutionelle Rahmenbedingungen zulässt,

2. seitens der Wasserkunden oder (ersatzweise) seitens der öffentlichen Hand eine
ausreichende Zahlungsbereitschaft (willingness to pay) und Zahlungsfähigkeit
(ability to pay) besteht, um die mit den Investitionen bzw. Dienstleistungen ver-
bundenen Kosten der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung zu vergüten.

Daraus resultieren Unterschiede zu den Verhältnissen in Deutschland, die bei
Projektentwicklungen im Wassersektor von Anfang an zu beachten sind:

1. Wenn es in Deutschland oder ähnlich entwickelten EU-Ländern um die Entwick-
lung eines Wasser- oder Abwasserprojektes geht, dann handelt es sich praktisch
immer um technisch-wirtschaftliche Maßnahmen, mit denen für die Einhaltung
vorgegebener Standards (Qualitätsstandards der Wasserversorgung, Umweltstan-
dards der Abwasserentsorgung, allgemeine Sicherheitsstandards etc.) ein Konzept
(bzw. Angebot) mit vergleichsweise günstigen oder zumindest vertretbaren Kosten
gesucht wird.

                                                
82 was im Übrigen keinen Widerspruch zum Verständnis der Wasserdienstleistung als Wirtschaftsgut

darstellt. Im Gegenteil: Beim Wasser kommt es, wie beim "täglich Brot", ganz besonders auf effi-
zienten, wirtschaftlichen Umgang an, um die Versorgung der Menschen und den Schutz der Natur
nachhaltig zu gewährleisten.

!
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2. Unter den typischen Bedingungen von Entwicklungs- und Transformationsländern
muss als Erstes recherchiert werden, welches finanzielle Budget unter den gegebe-
nen institutionellen und ökonomischen Bedingungen verfügbar gemacht werden
kann83. Davon abhängig ist das bestgeeignete technisch-wirtschaftliche Maßnah-
menkonzept zu suchen, mit dem die Verhältnisse der Wasserversorgung/Abwasser-
entsorgung vor Ort verbessert werden können (im günstigen Falle verbessern sich
dadurch wiederum die ökonomischen Verhältnisse vor Ort, und/oder die Wasser-
kunden werden aufgrund der verbesserten Servicequalität zukünftig bereit sein, ent-
sprechend mehr zu zahlen - so dass das verfügbare Budget steigt).

Tabelle 5-1: Definition von "unzureichend" und "verbessert" für die Wasserver- und
Abwasserentsorgung im Sinne der Millennium-Ziele [WHO 2004]

unzureichend verbessert

Wasserversorgung
- ungeschützte Brunnen

Unprotected wells

- ungeschützte Quellen
Unprotected springs

- unaufbereitetes Flusswasser und
Wasser aus Teichen
Rivers or ponds

- Wasserverkauf aus Behältern
Vendor-provided water

- Flaschenwasser, soweit einzige
Versorgungsquelle
Bottled water

- Wasserversorgung über Tankwagen
Tanker truck water

Wasserversorgung
- Hausanschlüsse

Household connection

- öffentliche Zapfstellen
Public standpipe

- Privatbrunnen
Protected dug well

- geschützte Wasserquellen
Protected springs

- Regenwasserzisternen
Rainwater collection

Abwasserentsorgung
- öffentliche Latrinen

Public or shared latrine

- offene Latrinen
Open pit latrine

- Fäkalentsorgung mit Eimern
Bucket latrine

Abwasserentsorgung
- Anschluss an öffentlichen Kanal

Connection to a public sewer

- Anschluss an Klärgrube
Connection to a septic system

- Spültoilette
Pour-flush latrine

- organisierte Latrinenanlage
Simple pit latrine

- entlüftete Latrinenanlagen mit
geregelter Entsorgung
Ventilated improved pit latrine

                                                
83 Einschließlich von Fördermitteln (Zuschüsse, zinsverbilligte Kredite) der öffentlichen Hand. Die

meisten Programme, z.B. die der EU, sind für innovative Projektentwicklungen, PPP-Konzepte usw.
prinzipiell offen. Weil die Antragsverfahren in der Regel auf die klassische kommunale Eigenfinan-
zierung angelegt sind, werden Projektmöglichkeiten vielfach nicht genutzt. Hier bestehen gute Chan-
cen für entsprechend qualifizierte Wasserdienstleister.
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Die Vorgaben beim Bau und Betrieb von Anlagen der Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung sind ebenso vielfältig wie die unterschiedlichen finanziellen, hyd-
rologischen und politischen Verhältnisse. Zuverlässigkeit und ein robustes Anlagenkon-
zept sind insbesondere in Entwicklungsländern häufig wichtiger als die Realisierung des
neuesten Standes der Technik. Die Tabelle 5-1 gibt einige Stichworte dazu, was unter
"verbesserter Wasserver- und -entsorgung" ("improved water supply and sanitation") im
Sinne des Millennium-Zieles (siehe auch Abbildungen 5-1 und 5-2) zu verstehen ist
[WHO 2004].

Die Anforderungen an die Projektentwicklung und Projektrealisierung dieser bei-
den Falltypen im Einzelfalle sind völlig unterschiedlich.

Fast immer unterscheiden sich die Arbeitsbedingungen wesentlichen von denen,
die den Wasserbetrieben aus Deutschland bekannt sind. Welche Partnerschaft man ein-
geht, welches technische Lösungskonzept zum Zuge kommt und was wo bei wem an
Lieferungen und Leistungen eingekauft wird, richtet sich häufig nach den Konditionen
der Finanzierung. In den Entwicklungsländern bestimmen die internationalen Geberin-
stitutionen (donors). Diese haben festgelegte Regularien, Arbeitskriterien und ein Be-
ziehungsgeflecht, welches sich von dem des "Kunden" (z.B. städtischer Wasserbetrieb
im Entwicklungsland) unterscheiden kann84. Man kann deshalb von "donor driven mar-
kets" (DDM), im Gegensatz zu den CDM ("customer driven markets"), sprechen.

Länderabhängig und abhängig von den Projekttypen vermischen sich die Einflüs-
se. Beispielsweise gibt es in Südostasien einen florierenden CDM-Markt, der sich aller-
dings auf den industriellen Wassersektor beschränkt. Hier werden Anlagenbau und ver-
bundene Dienstleistungen direkt mit dem Endkunden abgewickelt und unterscheiden
sich nur wenig von dem, was vom privaten Weltwassermarkt bekannt ist.

Für die kommunale Versorgung und Entsorgung engagieren sich die internatio-
nalen Geber, es handelt sich um einen DDM. Wer in diesem Sektor an PPP's oder servi-
ceorientierten Kooperationen mit dem kommunalen Wassersektor interessiert ist, muss
sich den Strukturen und Arbeitsweisen der Entwicklungszusammenarbeit bzw. der Ge-
ber anpassen. Dies allerdings nur insoweit, als auf deren finanzielle Ressourcen zurück-
gegriffen werden soll. Kommunale Partnerschaften, z.B. Twinning-Modelle, ohne
finanzielle Interessen, sind stets möglich.

                                                
84 Der Wasserbetrieb ist genau genommen der Zwischenkunde. Als Direktkunde treten nur selten private

Wasserverbraucher auf, häufiger die gewerblichen Wasserverbraucher (Hotels, Produktionsbetriebe
etc.).
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Ansonsten ist in DDM's eine eigenständige, "echte" Projektfinanzierung nur in
Ausnahmefällen machbar, weil keine Stadt und kein örtlicher Wasserbetrieb auf die
Zuschüsse und verbilligten Kredite der Donors verzichten möchte - selbst dort, wo eine
wirtschaftliche Projektfinanzierung bei intelligentem Projektkonzept eigentlich möglich
wäre.

Bei der Festlegung der Unternehmensentwicklungsstrategie bzw. eines Geschäfts-
planes wird der Zielfokus des exportwilligen Wasserbetriebes üblicherweise nach funk-
tionalen und nach regionalen Kriterien definiert (z.B.: "kommunalnahe Dienstleistun-
gen in EU-Beitrittsgebieten"). Es empfiehlt sich zusätzlich zu definieren, ob man auf
CDM- oder DDM- (in Ausnahmefällen auch auf beiden) Märkten aktiv sein möchte.

5.3 Anbieter

Die Anbieterstruktur für Wasserdienstleistungen auf dem Weltmarkt resultiert,
historisch gesehen, aus der Entwicklung und Struktur der nationalen Wassermärkte.
Abbildung 5-4 zeigt die vorherrschenden Organisationsformen in Europa.

Abbildung 5-4: Darstellung der vorherrschenden
institutionellen Struktur in der EU

!
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In den meisten Staaten der EU werden die Wasserversorgung und (noch stärker)
die Abwasserentsorgung unter öffentlicher Regie bzw. von verselbständigten öffentli-
chen Unternehmen betrieben. Nur in Frankreich, und seit den 90er Jahren auch in Eng-
land, dominieren private Unternehmen. In Frankreich und England konnten sich die
heute am Weltmarkt dominierenden großen Wasserkonzerne entwickeln. 85

Tabelle 5-2: Wasserkunden der international tätigen Unternehmen (in Millionen)

Wasser-
versorgung

Abwasser-
entsorgung

Total1)                                                                                                                                             

2004, ca.
  Suez Environnement, F 92,0 62,0 115,0
  Veolia, F 87,5 43,5 113,0
  RWE / Thames Water, D / UK 28,0 17,8 55,0
  Agbar, E 27,4 13,9 30,0
  SAUR, F 25,6 9,5 27,0
  Severn Trent, UK 11,3 15,6 18,0
  Azurix, USA 8,3 7,9 10,0
  Anglian Water, UK 6,6 8,1 8,0
  Berlinwasser, D 4,0 5,5 7,5
  Gelsenwasser, D 6,0 3,0 7,0
  Biwater, UK 3,0 6,0 5,5
  Remondis Aqua, D 0,2 4,0 4,0

1)
 z.T. Überlappungen

  © Prof. Dr. Dr. K.-U. Rudolph GmbH

  Quelle: Contributor's data, GWR, 31. Aug. 2000, eigene und neuere Zahlen,                                                                                                                                     
              z.T. nach Firmenangaben, hinzugefügt

Es ist unbestreitbar, dass die akquisitorische und operative Schlagkraft der welt-
weit operierenden Wasserkonzerne selbst aus Sicht der größten Wasserunternehmen aus
Deutschland unerreichbar groß und fast allgegenwärtig erscheint.

Vielfach werden seitens der potenziellen Wasserkunden an den möglichen Partner
oder Anbieter jedoch andere Anforderungen gestellt bzw. Eigenschaften gewünscht,
welche durchaus als typisch für kommunale Wasserunternehmen und privaten Mit-
telstand aus Deutschland gelten. Solche Anforderungen und Eigenschaften können von
interessierten Wasserunternehmen herausgestellt werden:

                                                
85 An der Spitze stehen die zwei großen französischen Wasserkonzerne Veolia (ehemals General des

Eaux, später Vivendi; in Deutschland mit der Betreiberfirma OEWA und Bau- und Anlagenunterneh-
men wie WABAG, sowie dem Ingenieurbüro Aqua Consult vertreten) sowie die zur Suez-Gruppe ge-
hörende Suez Environnement (ehemals Lyonnaise des Eaux; in Deutschland mit Eurawasser und
OIF/Hager + Elsässer aktiv). Drittgrößter Konzern ist RWE Thames Water, London, mit etwa 65 Mio.
Wasserkunden weltweit (Stand I/2004).

!
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• Partnerschaftsfähigkeit
[Verständnis für die kommunalen Bedürfnisse, ggf. durch eigene kommunale Wur-
zeln. Partnerschaftsverträgliche Unternehmensgröße; hier kann ein (über)mächtiger
Großkonzern eher nachteilig eingestuft werden].

Beispiel: Eine Stadt in Polen beabsichtigt, 49 % ihrer städtischen Wasser- und Abwassergesellschaft
an einen privaten Partner zu veräußern. Dieser strategische Partner soll Know-how für die
dringend erforderliche Rationalisierung im laufenden Anlagenbetrieb und das Management
der Investitionen mitbringen, außerdem zusätzliche Mittel zur Co-Finanzierung der teilwe i-
se aus öffentlichen Zuschüssen zu finanzierenden Neuanlagen. Aufgrund der Langfristig-
keit der anstehenden Aufgaben und der komplexen Verhältnisse vor Ort lassen sich nicht
alle Randbedingungen ex ante genau definieren. Die Kommune sucht einen Partner, der
professionell und "business-orientiert" agiert und gleichwohl Verständnis für die polit i-
schen Notwendigkeiten hat, was für die unvermeidlich anstehenden Wasserpreiserhöhun-
gen, die Arbeitsplätze im Wasserbetrieb und die Durchführung der Baumaßnahmen im
Stadtbereich anbetrifft. Die Kommune möchte zum ersten Mal einen langfristigen Konsor-
tialvertrag abschließen und hat grundsätzliche Befürchtungen, dass ein "allzu mächtiger
Großkonzern" seine Interessen im Zweifel weitgehend kompromisslos durchdrücken kann
("die haben ohnehin die teuren Anwälte auf ihrer Seite, ihre Lobbyisten überall sitzen ...").
Die Kommune würde ein PPP-Modell nur dann anstreben, wenn sie ein partnerschaftsfähi-
ges Unternehmen "in passender Größe" fände.

• Qualitätsorientierung und Zuverlässigkeit
über das vertragsrechtlich im Einzelnen definierte und definierbare Maß hinaus
(wofür der deutsche Wassersektor weltweit ein gutes Renommee besitzt).

Beispiel: Nicht zuletzt deshalb, weil dies die zwingende Voraussetzung zur Akquisition von Finan-
zierungs- und Fördermitteln internationaler Geberinstitutionen war, hat sich die Regierung
eines osteuropäischen Landes entschlossen, für die staatliche Wasser- und Abwassergesell-
schaft ein professionelles Management einzukaufen. Auf Basis durchaus belastbarer Pro-
jekterfahrungen unter vergleichbaren Arbeitsbedingungen und mit hohem Aufwand ist ein
umfassendes Vertragswerks für den Managementvertrag vorbereitet worden, mit dem
Leistungen der privaten Firma (management contractor) über die Vertragslaufzeit (4 Jahre
plus 2 Jahre Option) definiert werden. Wie in jedem Entwicklungs- und Transformations-
land ist es gleichwohl unmöglich, die zukünftige Entwicklung (und damit wesentliche Ar-
beitsbedingungen) für die Vertragsdurchführung vorherzusagen. Das Projekt, und darüber
sind sich alle Beteiligten einig, ist zum Scheitern verurteilt, wenn nicht beide Vertragspart-
ner entsprechend der zukünftigen Entwicklung im Sinne der Vertragsziele flexibel und ko-
operativ agieren. Vor allem aber lässt sich, auch mit ausführlichen Listen über Qualitäts-
standards und Leistungsindikatoren ("performance indicators"), die Erwartung des Landes
an die Qualität der Arbeit des Management Contractors insbesondere in den Gebieten mit
empfindlichen Wasserressourcen nur unzureichend fixieren. Man hofft deshalb darauf, dass
der zukünftige Partner durch seine eigenen Ansprüche eine hohe Zuverlässigkeit und Qua-
litätsorientierung mitbringt - über die Vertragserfüllung im juristischen Sinne hinaus.
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• keine Interessenskonflikte
(wie sie z.B. durch verdeckte Lieferinteressen gegeben sind, wenn der Wasser-
dienstleister Anteile an Baufirmen hat, eigene Planungsbüros besitzt etc. und damit
nicht mehr neutral und unbelastet bei der Maßnahmenoptimierung z.B. im Rahmen
von Wasserkonzessionen oder Managementverträgen in der Lage ist).

Beispiel: Eine Großstadt in Europa hat einen langfristigen Konzessionsvertrag mit einem privaten
Wasserdienstleistungsunternehmen abgeschlossen. Aufgabe des Unternehmens ist der Be-
trieb der Altanlagen sowie die Sanierung vorhandener und die Errichtung neuer Anlagen
(Wasserwerke, Klärwerke und Netzausbau). Im vorliegenden Falle handelt es sich um ein
Wasserunternehmen, welches einem Konzern angehört, der keine eigenen Baufirmen, An-
lagenbaufirmen oder Consulting-Unternehmen besitzt, die im Konzessionsgebiet eigene
Geschäftsinteressen verfolgen. Das ist Voraussetzung für die vertrauensvolle Kooperation
der Vertragspartner. Der Konzessionsvertrag sieht eine pauschale Vergütung der Betriebs-
führungsleistungen vor (mit Preisanpassung für zusätzliche Anlagen und Preissteigerung).
Neuinvestitionen werden, nach Genehmigung durch die Kommune, entsprechend dem
Kostenerstattungsprinzip vergütet, zuzüglich einem Entgelt für Management und technische
Betreuung ("handling fee"). Hätte das Wasserunternehmen eigene Baufirmen, Maschinen-
lieferanten, Planungsbüros, wäre ein solcher Konzessionsvertrag nicht ohne weiteres mö g-
lich. Vielmehr müsste die Kommune darauf achten, dass bei Planung, Ausschreibung und
Bau das Konzessionsunternehmen nicht in Interessenskonflikte zu Lasten der Kommune
kommt. Im Ergebnis müssten alle Planungen, Ausschreibungen, Bau und Lieferungen mit
hohem Aufwand durch Dritte gegengeprüft werden - es sei denn, man nimmt Fehlentwick-
lungen in Kauf, die den Erfolg mancher Konzessionsmodelle in der Vergangenheit stark
beeinträchtigt haben.

Der Weltmarkt "Wasser" hat sich seit der letzten Dekade verändert. Die Nachfra-
ge kommt (nach wie vor) von den Gebietskörperschaften und Regionalversorgern, wel-
che im Namen des Wasserverbrauchers als Endkunden agieren. Diese fragen aber im-
mer weniger Einzelleistungen von Zulieferern nach, sondern vermehrt Komplettdiens t-
leistungen, beginnend von der schlüsselfertigen Anlagenerstellung bis hin zur umfas-
senden Wasserdienstleistung, beispielsweise im Rahmen eines Managementvertrages
oder Konzessionsvertrages (siehe Abbildung 5-5).

AG-AN-Beziehung

I < Endkunde = Wasserverbraucher
(privat, gewerblich, industriell)

II < Zwischenkunde = Gebietskörperschaft, Regionalversorger
(Kommune, Verband, Land)

III < Ver-/Entsorger = Wasserdienstleister
(privat, gemischt, öffentlich)

IV < GU-Lieferant = Engineering-Firmen
(Bau- und Anlagenbau, Projektentwickler)

V < Zulieferer = Bau, Maschinen, Handwerk, Consulting

bisher verändert

Abbildung 5-5: Entwicklung des Weltmarktes "Wasser" seit der letzten Dekade
- Tendenz der Marktaufteilung
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Dabei geht es um sehr breite, anspruchsvolle Gesamtleistungen und (insbesondere
in den DDM's) um sehr langwierige und komplizierte Ausschreibungsverfahren. Dies
hat seit den 70er Jahren zur Verdrängung der kleinen und mittelständischen Firmen ge-
führt und die Vielfalt des Wettbewerbes eingeschränkt.

Nachdem kommunale Wasserunternehmen in der Regel nicht als Bauleister, Ma-
schinenlieferant oder Verfahrensgeber agieren, kommt für deren internationales Enga-
gement im Wesentlichen die Wasserdienstleistung als solche (Betriebsführung und
-management) oder das Consulting infrage.

Beispiel: Ein privatwirtschaftlich organisiertes Wasserdienstleistungsunternehmen in kommunalem
Eigentum hat mit einem leistungsfähigen privaten Anlagenbauer, spezialisiert auf Wasser-
werks- und Klärwerksausrüstung, und einem im Zielland starken Bauunternehmen eine Pro-
jektgesellschaft gegründet. Diese Projektgesellschaft hat bei Ausschreibungen zum schlüssel-
fertigen Bau und langjährigen Anlagenbetrieb (DBO = Design Build Operate, BOT = Build
Operate and Transfer; ähnlich wie das in Deutschland unter dem Namen "Betreibermodell"
oder "Kurzzeit-Betreibermodell" bekannt gewordene Konzept) teilgenommen und den Zu-
schlag erhalten. Bislang sind derartige Projekte erfolgreich für alle Beteiligten abgewickelt
worden, weil (anders als im vorherigen Beispiel) die Preise im Wettbewerb bestätigt wurden,
und keine Intransparenzen/Interessenskonflikte zwischen Bau- und Betriebsleistungen beste-
hen.

Der Wasserdienstleistung kommt eine Schlüsselfunktion bei der weiteren Ent-
wicklung der Märkte zu, denn der Wasserdienstleister (z.B. Träger der Wasserkonzessi-
on) entscheidet über die einzusetzenden Investitionen, Technologien, Lieferanten. Hier
liegt der Grund, warum die Mehr-Sparten-Wasserkonzerne mit eigenen Bauunterneh-
men, Verfahrensgebern, Apparatebauern, Maschinenlieferanten, Consulting-Unterneh-
men etc. sich bei Konzessionsausschreibungen, Betriebsführungsausschreibungen, Ma-
nagementverträgen besonders engagieren. Sie können später mit zusätzlichen Lieferun-
gen und Leistungen die konzerneigenen Unternehmen einsetzen und zusätzliche Wert-
schöpfungspotenziale ziehen. Unabhängig davon sind für konzernfremde Unternehmen,
insbesondere mittelständische Anlagenbaufirmen, jene Marktsegmente häufig sehr
schwer zu erobern oder gänzlich verloren, bei denen sich dominierende Mehr-Sparten-
Wasserkonzerne als Konzessionsgeber etc. etabliert haben.

Soweit mit deutschen Steuermitteln Wasserprojekte im Ausland gefördert und
entwickelt werden ist deshalb zu beachten, welche Rückwirkungen derartige Projekte
auf die Volkswirtschaft haben.

Bei Dienstleistungsprojekten und PPP's entsteht eine doppelte Hebelwirkung. Ne-
ben dem - bei Aufträgen an inländische Unternehmen - direkten Rückfluss der vom
deutschen Steuerzahler aufgebrachten Fördermittel für internationale Wasserprojekte in
den nationalen Kreislauf besteht zusätzlich die Chance für exportrelevante Folgepro-
jekte im Bereich von Lieferungen und sonstigen Leistungen (Multiplikatoreffekt)86.

                                                
86 Nach [RWI 2005] ist Bauleistungen im Inland ein volkswirtschaftlicher Multiplikator von 2,2 zuzu-

ordnen. Das heißt, dass pro € an Bauinvestitionen das BIP um 2,2 € ansteigt.

!
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Im negativen Falle, nämlich dann, wenn als Wasserdienstleister Unternehmen aus
konkurrierenden Ländern bzw. Volkswirtschaften den Markt belegen, wird der Zugang
für SME's, PPP's und öffentliche Dienstleistungsanbieter etc. aus Deutschland erschwert
(negativer Multiplikatoreffekt, Destruktionseffekt) [RUDOLPH 2004].

Die Bundesrepublik Deutschland ist der größte Netto-Zahler der EU. Auch ihr fi-
nanzieller Anteil am Haushalt der Weltbank ist beachtlich. In der direkten Förderung
von internationalen Wasserprojekten nimmt die Bundesrepublik Deutschland nach Ja-
pan, mit großem Abstand vor Frankreich oder England, den zweiten Platz weltweit ein
(nach gewährten Finanzvolumen) 87.

Im Export von Technologieprodukten sind viele deutsche Unternehmen erfolg-
reich [LAUER 2002]. Ihr Anteil an Wasserdienstleistungen ist dagegen relativ gering.
Insbesondere bezogen auf die von Deutschland aus finanzierten internationalen Wasser-
projekte (Entwicklungszusammenarbeit u.a.), kann man von einem großen, noch unge-
nutzten Marktpotenzial zugunsten deutscher Wasserunternehmen ausgehen.

5.4 Handlungsspielraum für öffentliche Wasserunternehmen

Soweit es sich um private Wasserunternehmen handelt, steht diesen die Betäti-
gung im Ausland im Rahmen ihrer unternehmenseigenen Satzungen und Regelungen
frei. Selbstverständlich müssen auch private Unternehmen sich an Vorgaben und Rege-
lungen halten, denen der Wassersektor im jeweiligen Zielland unterliegt.

Wo Unternehmen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Deutschland
ein Gebietsmonopol beanspruchen (Gesetz zur Wettbewerbsbeschränkung) und dieses
gemäß GWB vom Wettbewerb geschützt ist, unterliegen diese umgekehrt dem Territo-
rialprinzip. Dieses besagt, dass Aktivitäten außerhalb nur unter bestimmten Vorausset-
zungen88 möglich sind [COSSON 2003]. Zudem ist das Subsidiaritätsprinzip zu beach-
ten, wonach gewerbliche Tätigkeiten, die dem Wettbewerb unterliegen, nicht von öf-
fentlichen Unternehmen erbracht werden sollen89.

                                                
87 Zahlen laut BMZ für 2002 in Mio. US$: Japan 1.039, Frankreich 168, USA 106, Deutschland 350

(nur BMZ). Zählt man die Aktivitäten von BMBF, BMU, BMWA sowie der Länder und Gemeinden
hinzu, dürfte die Zahl für Deutschland über 500 Mio. liegen. Seit 1990 hat die deutsche FZ (finan-
zielle Zusammenarbeit) rund 3,3 Mrd. € für den Wassersektor zugesagt [KROH 2005].

88 Eine Betätigung einer Kommune auf fremdem Gemeindegebiet kann, wenn dies erforderlich ist, um
die Versorgung bzw. Entsorgung der eigenen Bevölkerung zu marktgerechten Preisen auf Dauer zu
sichern und die sonstigen allgemeinen gemeindewirtschaftlichen Anforderungen erfüllt sind, auch
dann zulässig sein, wenn sie keine interkommunale Zusammenarbeit darstellt. Auch eine Auslands-
betätigung kann unter Umständen zulässig sein, wenn der öffentliche Zweck die Tätigkeit auf dem
ausländischen Markt erfordert. [IMK 2003]

89 Wobei die Entsorgung vielfach, in manchen Bundesländern auch die Wasserversorgung nicht als
gewerbliche Tätigkeit im o.g. Sinne eingestuft wird.
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Dies würde eine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten der voll steuerpflichtigen und
(mangels staatlicher Existenzgarantie) konkursfähigen privaten Unternehmen bewirken,
mit den vielfach diskutierten Auswirkungen auf das nationale Steueraufkommen und
die Wirtschaftsentwicklung.

Für die Abwasserentsorgung (gilt für die Abfallentsorgung analog) ist zusätzlich
auf das Kostendeckungsprinzip zu verweisen, dem die hoheitlich tätigen Wasserbetriebe
unterliegen: Die vom Bürger und Wasserkunden zu entrichtenden Gebühren sollen die
Kosten (voll) decken, sie dürfen keine Gewinnanteile zu Lasten des Gebührenzahlers
und zugunsten des kommunalen Hoheitsträgers enthalten.

Internationales Engagement (soweit es über die Fachkontakte, Städtepartner-
schaften usw. hinaus geht) ist ohne Investitionen und Risikokapital nicht möglich
[CAMDESSUS 2003]. Für ein öffentliches Wasserunternehmen gibt es - jeweils unter
der Voraussetzung, dass die landesrechtlichen Bestimmungen dies nicht grundsätzlich
verbieten - folgende denkbare Konstellationen im Ausland zu agieren:

• Es handelt sich um ein öffentliches Wasserunternehmen, welches aus dem nicht-
gebührenfinanzierten Teil (z.B. Wasserversorgung) über Rücklagen oder Finanzie-
rungsmöglichkeiten für neue Aktivitäten verfügt.

Beispiel: Das Wasserversorgungsunternehmen einer Großstadt arbeitet außerordentlich profitabel.
Neben einer zweistelligen Umsatzrendite führt es eine nennenswerte Konzessionsabgabe an
die Kommune ab und hat nicht unerhebliche stille Reserven aufgebaut. Im Rahmen der
kommunalen Städtepartnerschaften mit dem Ausland ist das Wasserversorgungsunterneh-
men schon seit Jahrzehnten international aktiv, allerdings in begrenztem Rahmen und vor-
wiegend im Beratungsbereich (organisiert über eine privatwirtschaftlich eingetragene Con-
sulting-Tochterfirma). Jetzt ist beabsichtigt, sich auch stärker mit umfassenderen Dienst-
leistungen am Weltmarkt zu betätigen und dafür auf die aufgebauten finanziellen Rückla-
gen zurückzugreifen.

• Es handelt sich um ein Bieterkonsortium unter Beteiligung eines öffentlichen Was-
serunternehmens, bei dem andere Bieter das Risikokapital einbringen.

Beispiel: Ein großer Abwasserverband, der in seinem Gebiet eine Vielzahl von Klärwerken betreibt,
hat sich als Fachplaner und Betriebsführer im Konsortium mit einem großen Anlagenbauer
und einem Baukonzern erfolgreich an der Ausschreibung eines Großprojektes im Ausland
beworben und den Zuschlag für die erste Phase erhalten. Die Beteiligung war weitgehend
ohne Risikokapital möglich, welches der Abwasserverband aufgrund seiner Finanzierung
aus Steuer- und Gebührenmitteln nicht hätte aufbringen können.

!
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• Es handelt sich um die Tochtergesellschaft eines Wasserunternehmens, welche mit
Risikokapital für das internationale Engagement ausgestattet ist (z.B. eine PPP-
Gesellschaft mit Beteiligung eines Privaten sein, der zudem die Leistungspalette des
öffentlichen Wasserunternehmens komplettiert und internationale Erfahrungen aus
der Zielregion mitbringt.

Beispiel: Ein großer öffentlicher Wasser- und Abwasserbetrieb mit privater Minderheitsbeteiligung
hat eine Tochterfirma für das internationale Engagement ausgegründet, die inzwischen mit
mehreren großen Projekten weltweit im Wassersektor tätig ist. Durch die finanztechnische
und organisatorische Abtrennung vom gebührenfinanzierten "Kerngeschäft" im Abwasser-
bereich sind die o.g. rechtlichen Probleme ausgeräumt worden.

5.5 Partnerauswahl für das internationale Engagement

Möchte sich ein Wasserunternehmen mit einem Partner gemeinsam international
engagieren, sollte zunächst sichergestellt sein, dass die Interessen tatsächlich gleich ge-
richtet sind. Geht es um eine institutionalisierte Partnerschaft (z.B. gemeinsame Aus-
landstochter), empfiehlt sich im Allgemeinen eine wechselseitige Exklusivitätsvereinba-
rung mit Konkurrenzverbot in dem maßgebenden Gebiet und Arbeitsbereich. Diese
Vereinbarung muss in der Regel den gesamten Konzernbereich des privaten Partners
binden.

Beispiel: Eine Großstadt hat gemeinsam mit einem privaten Unternehmen eine Wasserdienstleistungs-
Tochtergesellschaft installiert, um u.a. in China zu agieren. Bei dem privaten Partner handelt es
sich um die deutsche Tochtergesellschaft eines internationalen Wasserkonzerns. Diese hat Ex-
klusivitätszusage und Kooperationsvereinbarungen rechtskräftig unterzeichnet. Weil die
Schwestergesellschaften bzw. der Mutterkonzern rechtlich nicht eingebunden sind, gibt es
fallweise Schwierigkeiten durch Interessenskonflikte, welche die Entwicklung der PPP-
Gesellschaft beeinträchtigen.
In einem Vergleichsfall einer anderen Großstadt sind dagegen klare Gebietabsprachen und
Exklusivitätsverträge beschlossen worden, an die auch der Mutterkonzern gebunden war. Hier
ist die Entwicklung positiv.

Bezogen auf die Zielstellung wird man stets einen andersartigen Partner suchen,
dessen Stärken die eigenen Schwächen ausgleicht (und umgekehrt). Partnerschaften
"unter Gleichen" machen nur dann Sinn, wenn es um potenzielle Aufträge geht, die al-
lein wegen ihrer Größe und des Finanzierungsvolumens von einem der Partner alleine
nicht geschultert werden könnten.

Beispiel: Mehrere Kommunen einer Region haben sich zusammengeschlossen und ein Dienstleistungs-
unternehmen gegründet, welches in Deutschland und international Drittgeschäfte akquirieren
und abwickeln soll. Obwohl die organisatorischen und (im Wesentlichen) finanziellen Mittel
zur Verfügung stehen, entwickelt sich die Gesellschaft nicht so wie ursprünglich geplant. Ge-
genüber den kommunalen Kunden fehlt das überzeugende Profil, dass die Dienstleistungsge-
sellschaft mehr oder Gleiches besser kann als die angesprochenen Kommunen, an die Dienst-
leistungen verkauft werden sollen.

!
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In einem anderen Fall wollen Kommunen mit einem Mehrsparten-Dienstleistungsunternehmen
(Stadtwerke) zusammengehen und im benachbarten Ausland agieren. Durch die Verknüpfung
von grenzüberschreitenden Wasserlieferungen mit Dienstleistungsaktivitäten unter Einbezie-
hung der bei der Kommune vorhandenen logistischen Möglichkeiten werden hier erhebliche
wirtschaftliche Erfolge erwartet.

Schließlich ist zu beachten, ob durch die Bindung an einen bestimmten Partner
nicht an anderer Stelle der unternehmensstrategische Spielraum eingeschränkt wird.
Wenn der Partner beispielsweise über Baufirmen oder Planungsfirmen verfügt, kann das
die eigene Positionierung als "neutrale Wasserdienstleister" einschränken.

Beispiel: Eine kleinere Stadt hat aufgrund eigener Personalengpässe und genereller Finanzprobleme
ihren Abwasserbetrieb von der Beteiligung privater Partner ausgegliedert. Ursprünglich waren
Bauunternehmen und eine finanzierende Bank beteiligt. Die Rationalisierungseffekte der Teil-
privatisierung haben relativ schnell zu einer nachweisbaren Effizienzsteigerung geführt. Die
Bauunternehmen und die Bank sind gleichwohl als Gesellschafter später ausgestiegen, um
selbst bei späteren Baulieferungen oder Finanzierungsaufgaben nicht aufgrund der Interessens-
konflikte mit ihrer Gesellschafterstellung selbst ausschließen wollten. An ihre Stelle ist ein
neutraler Wasserdienstleister, ohne eigene Bau- und Lieferinteressen, getreten. Diese Konstel-
lation hat sich bewährt, so dass die Stadt das Modell bestätigt und verlängert hat.

Geht es um die Suche von Partnern im Ausland, kann ggf. das BMZ-Programm
"Entwicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft" genutzt werden. Dazu zählen die
PPP-Fazilität von GTZ, DEG und SEQUA. Darüber hinaus bietet die KfW eine PPP-
Versicherungsfazilität zur Finanzierung von Machbarkeitsstudien sowie eine gesonderte
PPP-Studienfazilität an.

Beispiel: In Bolivien wurde zur Verbesserung von Qualität und Quantität der Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung ein PPP-Projekt in Zusammenarbeit mit einer deutschen Stadtwerksge-
sellschaft durchgeführt. Im Rahmen des Projektes wurde Personal von bolivianischen Wasser-
und Abwasserbetrieben geschult und durch Bildung von Nachbarschaften die Betriebe und das
Personal miteinander vernetzt. Dadurch konnte neben der Sicherung hygienisch einwandfreier
Trinkwasserversorgung auch eine bessere Sanitärversorgung für ärmere Bevölkerungsgruppen
geschaffen werden.

Zu Problemen kann es insbesondere führen, wenn Wasserunternehmen als Verga-
bestellen für öffentliche Aufträge fungieren und dauerhafte Partnerschaften mit ihren
Auftragnehmern eingehen.

Geht es nur projektbezogen um die Suche nach dem Partner eines Bieterkonsorti-
ums, so lohnt es sich in der Regel, frühzeitig mit den Vorbereitungen zu beginnen. Im
günstigen Falle ist bereits ein Netzwerk zu verschiedenen potenziellen Partnern vorhan-
den, welches bedarfsweise aktiviert werden kann, wenn eine entsprechende Projektaus-
schreibung oder Ähnliches ansteht (ansonsten ist es häufig zu spät, um Einreichfristen
o.Ä. einzuhalten).

!

!
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Dies gilt nicht nur wegen des zuweilen enorm hohen Aufwandes, um bei Präquali-
fikationsverfahren bestehen zu können und spätere Leistungsangebote termingerecht
und auf sorgfältiger Kalkulationsbasis abgeben zu können. Zu beachten sind auch die
notwendigen Zeiträume für Gremienentscheidungen, denen z.B. kommunale Wasser-
unternehmen im Bereich von Drittgeschäften unterliegen (Zustimmung der kommuna-
len Gremien, ggf. Stellungnahme der Kommunalaufsicht).

Auch für private Wasserunternehmen sind die notwendigen Vorlaufzeiten bis zu
einer Angebotsfreigabe durch den Vorstand, zur Organisation der entsprechenden Pro-
jektfinanzierungszusagen usw., einzuhalten und dürfen nicht unterschätzt werden.

Kommt es zur Konsortialbildung mit mehreren Beteiligten, z.B. aus einem sol-
chen Netzwerk hervorgehend, dann ist es wichtig, die Rollen und Funktionen klar zu
definieren - insbesondere auch die des Konsortialführers. Ansonsten könnte sich erst bei
fortgeschrittenem Projektstadium herausstellen, dass nicht alle Erwartungen zueinander
passen und man im Vorfeld viel Zeit und Geld in eine Projektentwicklung gesteckt hat,
die von Anfang an zum Scheitern verurteilt gewesen ist.

5.6 Risiken

Soweit es sich um reine Consulting-Tätigkeiten handelt, sind die Risiken über-
schaubar: Es sind zum einen die persönlichen Risiken, die mit dem Einsatz von Perso-
nal im Zielland zusammenhängen, zum anderen die dem Consulting-Geschäft eigenen
Ertragsrisiken. Zum Investitionsrisiko werden solche Ertragsrisiken dann, wenn der
Wasserbetrieb bestehende Consulting-Unternehmen gekauft oder sich daran beteiligt
hat, und diese später nicht den erwünschten Ertrag bringen90.

Die mit operativen und investiven Wasserdienstleistungen verbundenen Risiken
sind bereits an anderer Stelle sorgfältig recherchiert und analysiert worden [NATIO-
NAL TREASURY 2004]. Sie hängen von der Rollenverteilung im PSP-Modell und den
konkreten Vertragsregelungen ab (Tabelle 5-3).

Zu beachten ist, dass auch öffentliche Wasserunternehmen, sobald sie im interna-
tionalen Raum agieren, unter die Kategorie "P" fallen (weil sie im Zielgebiet keine öf-
fentliche Funktion haben und wie ein privater, externer Dienstleister eingestuft werden).

                                                
90 Consulting-Aktivitäten im internationalen Bereich werden vielfach und zu Recht als "Schlüssel" zum

späteren Einstieg in umfassendere Dienstleistungen verstanden. Allerdings besteht ein strategisches
Risiko bei der Beteiligung an Consulting-Aktivitäten darin, dass das betroffene Wasserunternehmen
später von Folgeleistungen ausgeschlossen wird. Wer an der Planung und Ausschreibungsvorberei-
tung mitwirkt, darf nicht erwarten, sich später um diese Leistungen bewerben zu dürfen. Insoweit sind
die branchenbekannten Beteiligungen von Wasserkonzernen an Consulting-Büros ein "zweischneidi-
ges" Schwert.

!
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Tabelle 5-3: Rollenverteilung bei PSP-Modellen [Quelle: DEG 1999]
Modelle

Aktivitäten
Regiebetrieb Eigenbetrieb

Zweck-

verband

Städtische

Entsorgungs-

gesellschaft

(Stadtwerke

GmbH)

Betriebs-

führungs-

modell

Konzessions-

modell

Teilhoheits-

modell

Kooperations-

modell

Betreiber-

modell

Consulting P P P P P P P P P

Planung P (Ö) P (Ö) P (Ö) P (Ö) P P P P P

Bauleistungen P P P P P P P P P

Ausrüstung/Maschinen

E-SMR-Technik
P P P P P P P P P

Finanzierung Ö/P Ö/P Ö/P Ö/P Ö/P Ö (P) P/Ö Ö/P P/Ö

Technische

Betriebsführung
Ö Ö Ö P P P P P P

Kaufmännische

Betriebsführung
Ö Ö Ö P P P P P P

Controlling Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P) Ö (P)

Hoheitliche Kontrolle Ö Ö Ö Ö Ö Ö Ö Ö Ö

Eigentum Ö Ö Ö P Ö Ö Ö P P

Ö = Öffentlich, Gemeinde/Stadt erbringt die Leistungen selbst PSP = Private Sector Participation

P = Private Unternehmen/Büros erbringen die Leistungen (Privatsektor Beteiligung)

5.7 Arbeitsmaterialien

Es gibt eine Fülle von Arbeitsmaterialien, mit denen sich ein interessiertes Was-
serunternehmen aus Deutschland beschäftigen und den Einstieg in internationale Akti-
vitäten erleichtern kann [BMWA 2004]. Hinzuweisen ist auf die Materialen der bfai
(www.bfai.de), der Außenhandelskammern (www.ahk.de) und der EU (www.bmwa.
bund.de/Navigation/Aussenwirtschaft undEuropa, www.euwi.net, www.cordis.eu) sowie
auf die vom BMBF geförderten Länderberichte zur Trinkwassergewinnung [TZW
2003] und zur Abwasserbehandlung [RUB 2005].

Wer sich auf Geber-finanzierte Projekte konzentrieren möchte, sollte die tool-kits
der Weltbank sichten (welche im Wesentlichen Erfahrungen mit den französischen und
angelsächsischen Modellen beinhalten) (http://rru.worldbank.org/Toolkits/Water
Sanitation/). Sehr umfassend sind die 2005 in der Schweiz erstellten PPP Implementati-
on Guidelines (www.partnershipsforwater.net).

Informationen über die Förderung von PPP-Projekten durch die Bundesregierung
sind unter folgenden Adressen einsehbar: www.gtz.de/de/leistungsangebote/2362.htm,
www.kfw-entwicklungsbank.de/DE/Fachinformationen/Kooperatio17/PPP-Teamde.jsp,
www.sequa.de/frames/outer.phtml?IDT=5.

Eine sehr ausführliche Zusammenstellung an Arbeitshilfen und Checklisten und
Vertragsmustern enthält das von der südafrikanischen Regierung für den Wassersektor
erstellte "PPP-Manual" (Anhang A5).

gilt für die Mehrzahl der Fälle

!
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DEFINITION ENGLISCHER FACHBEGRIFFE

englisch deutsch

Ability to pay Zahlungsfähigkeit
Asset deal Veräußerung von Anlagevermögen
Balanced Score Card (BSC) Ausbalancierte Kennzahlentafel
Benchmark Bezugswert
Benchmarking Kennzahlenvergleich
Build Bau / Ausbau
Build, operate, transfer (BOT) Bauen, betreiben, transferieren
Cash flow Bargeldumlauf
Commerce Handel
Commitment Verpflichtung
Community Gemeinde/ Gesellschaft
Concession Konzession
Consulting Unternehmensberatung
Controlling Kontrollierte Steuerung
Cost benchmarking Kosten - Kennzahl - Vergleich
Cross Application Mehrfachanwendung
Customer driven markets (CDM) Kundenbestimmter Markt
Customer Relationship Management (CRM) Management von Kundenbeziehungen
Customer value Belange des Kunden
Design & develop Planung & Projektentwicklung
Design, build, operate (DBO) Entwerfen, bauen, betreiben
Donor driven markets (DDM) Von Gebern bestimmter Markt
Due diligence Sorgfältigkeitsprüfung
Economy of scale Skaleneffekt
Electronic Data Interchange (EDI) Elektronischer Datenaustausch
Engineering Ingenieurwesen
Enterprise Resource Planning Betriebseinsatzplanung
External drive Externer Druck
Facility management Anlagen- / Gebäudebewirtschaftung
Finance Finanzierung
Financial due diligence Finanzielle Sorgfältigkeitsprüfung
Government Regierung / Verwaltung
Handling fee Entgelt für Management
Implementation Guideline Ausführungsbestimmung
Improved water supply & sanitation Verbesserte Wasserver- und Entsorgung
Inhouse- Geschäft Internes Geschäft



123

Wasserleitfaden

Definition englischer Fachbegriffe

Input - output relation Eingabe-Ausgabe-Beziehung
Insourcing Ersatz von Fremdvergabe durch Eigen-

leistung
Internal drivers Unternehmensinterner Druck
Know-How Wissensbasierte Fähigkeiten
Level of service (LoS) Leistungsqualität
Multi utility (services) Mehrsparten (-dienstleistungen)
Operation & maintenance Betrieb & Erhaltung
Outsourcing / Contracting out Ausgliederung von Leistungen an Externe
Peak pricing Spitzenlast-Preise
Performance indicator Leistungsindikator
Private Sector Participation (PSP) Private Sektor Partizipation
Procurement Beschaffung (Vergabe, Ausschreibung)
Public Private Partnership (PPP) Öffentliche Private Partnerschaft
Rating Einstufung
Refereed Geprüft (durch Unabhängige)
Selling Verkaufen
Share deal Veräußerung von Unternehmensanteilen
Shareholder value Belange der Gesellschafter
Single utility (services) Einsparten (-dienstleistungen)
Strategic due diligence Strategische Prüfung
Supply chain Zulieferkette
Supply Chain Management (SCM) Management von Versorgungsketten
Task force Arbeitsgruppe
Technical assistance Fachspezifische Unterstützung
Tool kits "Werkzeug"ausrüstung (Arbeitsanleitung)
Total quality management Umfassendes Qualitätsmanagement
Unbundling Entkopplung
Willingness to pay Zahlungsbereitschaft
Workflow Management Arbeitsablaufmanagement
Yardstick competition Konkurrenz um Planzielgrößen
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ABKÜRZUNGEN

A.ö.R. Anstalt des öffentlichen Rechtes
Abs. Absatz
ATT Arbeitsgemeinschaft Trinkwasser Talsperren
BDE Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirt-

schaft e.V.
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGH Bundesgerichtshof
BGW Bund des Gas- und Wasserwirtschaft e.V.
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMWA Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
BMZ Bundesministerium für Zusammenarbeit und

Entwicklung
BRRG Beamten-Recht-Rahmengesetz
BSC Balanced Score Cards
CRM Customer Relationship Management
DBVW Deutscher Bund der verbandlichen Wasserwirt-

schaft e.V. (Potsdam)
DCF Discounted Cash Flow

(abgezinste Zahlungsströme)
DEG Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesell-

schaft mbH
d.h. das heißt
DVGW Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches

e.V.
DWA Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft,

Wasser und Abfall e.V.
EDI Electronic Data Interchange
EG Europäische Gemeinschaft
ERP Enterprise Resource Planning
EUGH Europäischer Gerichtshof
Evtl. Eventuell
EZ Entwicklungszusammenarbeit
FZ Finanzielle Zusammenarbeit im Rahmen der EZ
GATS General Agreement in Trage in Services

Allgemeines Abkommen über grenzüberschrei-
tende Dienstleistungen

Ggf. Gegebenenfalls
GkG NW Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit

Nordrhein-Westfalen
GTZ Gesellschaft für technische Zusammenarbeit

gGmbH
GuV Gewinn- und Verlustrechnung
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Abkürzungen

GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung
Inkl. Inklusive
IWA International Water Association
KAG Kommunalabgabegesetz
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
KVP Kontinuierlicher Verbesserungsprozess
Lit. Literatur
LoS Levels of Service
Mio. Millionen
Mrd. Milliarden
o.g. oben genannt
öPNV öffentlicher Personennahverkehr
QMS Qualitätsmanagementsysteme
rd. rund
SCM Supply Chain Management
SEQUA Stiftung für wirtschaftliche Entwicklung und be-

rufliche Qualifizierung
s.o. siehe oben
TSM Technisches Sicherheitsmanagement
TVO Trinkwasserverordnung
TZ Technische Zusammenarbeit im Rahmen der EZ
u.a. unter anderem
u.a.m. und anderes mehr
UBA Umweltbundesamt
usw. und so weiter
VBL Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
VEB WAB Volkseigene Betriebe für die Wasserversorgung

und Abwasserbeseitigung
vgl. vergleiche
VgV Vergabeverordnung
VOB Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen
VOL Verdingungsordnung für Leistungen
VOPR Verordnung Preisrecht
WAB Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungs-

betrieb
WTO World Trade Organisation,

Welthandelsorganisation
WVU Wasserunternehmen
z.B. zum Beispiel
ZVK Zusatzversorgungskasse öffentlicher Dienst
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A 1   Qualitätsmanagement, Implementierung

A 1 QUALITÄTSMANAGEMENT, IMPLEMENTIERUNG

Die nachfolgende Darstellung gibt einen (möglichen) Überblick über die Schritt-
folge, Aufgaben und involvierte Personen bei der Einführung von QM-Systemen wie-
der.

Der Übersicht halber wurde dabei zwischen den vorbereitenden Schritten und der
eigentlichen Erarbeitung des QMS unterschieden.

ZeitplanZeitplan

Entscheidung durch die
Unternehmensleitung

unter Einbeziehung des
Personal-/Betriebsrates

Entscheidung durch die
Unternehmensleitung

unter Einbeziehung des
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Input/OutputInput/Output Beteiligte StellenBeteiligte StellenZuständige PersonZuständige PersonAktionAktion

FirmenphilosophieFirmenphilosophie
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Planung des ProjektsPlanung des Projekts
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und Zielen

Benennung von Politik
und Zielen

Informations-
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Bestellung + Schulung
(eines oder mehrerer

Mitarbeiter zum
Systembeauftragten)

Bestellung + Schulung
(eines oder mehrerer

Mitarbeiter zum
Systembeauftragten)

Einbindung externer
Dritter (Berater)

Einbindung externer
Dritter (Berater)

UmsetzungUmsetzung

BeauftragtenbestellungBeauftragtenbestellung

Referenzen, AngeboteReferenzen, Angebote

BeauftragungBeauftragung
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Arbeitsschutz

Vortrag durch Berater
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gremium,

oberste Leitung

Entscheidungs-
gremium,

oberste Leitung

Beauftragter der
obersten Leitung,
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obersten Leitung
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Abbildung A 1: Mögliche Vorgehensweise bei der Implemetierung eines QMS
hier: Vorbereitung [ATV/DVWK-Handbuch zur Bundestagung, 2004]
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Auditorenschulung

Interne Audits
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Abbildung A 2: Mögliche Vorgehensweise bei der Implemetierung eines QMS
hier: Umsetzung [ATV/DVWK-Handbuch zur Bundestagung, 2004]

Mit der Umsetzung der DIN EN ISO 9001:2000 wird der so genannte kontinuier-
liche Verbesserungsprozess (KVP) über die Organisation der Arbeitsabläufe fest im
Unternehmern verankert.
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Zur Optimierung der technischen, wirtschaftlichen und ablauforganisatorischen
Prozesse werden verschiedene Instrumente eingesetzt, unter welchen sicher das Bench-
marking eine herausragende Position einnimmt.

Technische und
wirtschaftliche Prozesse

Technische und
wirtschaftliche Prozesse

Qualitätspolitik
Qualitätsprogramm
Qualitätspolitik

Qualitätsprogramm

Ablauforganisatorische
Prozesse
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Berichts-
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Grundlagen-
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Grundlagen-
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QualitätszirkelQualitätszirkel Beschwerde-
management

Beschwerde-
management

Ideen-
management

Ideen-
management

Interne/externe
Audits

Interne/externe
Audits

Prozess-
analysen

Prozess-
analysen

BenchmarkingBenchmarking
•  Verbesserungsmanagement
  Ablauforganisation
• Erfahrungsaustausch
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• Erfahrungsaustausch

Schulungen
Qualifizierungen

Schulungen
Qualifizierungen

Korrektur- und
Vorbeugemaßnahmen

Korrektur- und
Vorbeugemaßnahmen

ManagementreviewManagementreview

Planen
Vorgaben an die
Prozesse

Planen
Vorgaben an die
Prozesse

Ausführen
Vorgaben-
umsetzung

Ausführen
Vorgaben-
umsetzung

Überprüfen
Instrumente der
Pozessoptimierung

Überprüfen
Instrumente der
Pozessoptimierung

Verbessern
jährliche
Auswertung; KVP

Verbessern
jährliche
Auswertung; KVP

Abbildung A 3: Beispiel für Organisation eines kontinuierlichen Verbesserungs-
prozesses (KVP); in Anlehnung an EG/LV1

                                                
1 Emschergenossenschaft, Lippeverband, Essen. Stand: 2005
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A 2 BONITÄTSPRÜFUNG KOMMUNALER UNTERNEHMEN

Mit Inkrafttreten des Zweiten Baseler Akkords ändern sich die Richtlinien zur
Ermittlung des Eigenkapitalbedarfs von Banken. Banken, die den so genannten Internen
Ratingansatz (IRBA) anwenden, berechnen den Kapitalbedarf künftig u.a. auf Basis
interner Schätzungen der Ausfallwahrscheinlichkeit. Die Ermittlung der Ausfallwahr-
scheinlichkeiten erfolgt mittels institutseigener Ratingverfahren. Die deutschen Banken,
Landesbanken und Sparkassen haben hierzu eigene Anwendungen entwickelt, die sich
einerseits an den internationalen Rahmenbedingungen orientieren wie den Masterskalen
zur Ausfallwahrscheinlichkeit (vergleiche Tabelle A 1) und andererseits die Spezifika
des deutschen Marktes sowie der hier agierenden Unternehmen objektiv abbilden sol-
len. Zu Letzteren zählt auch die Gruppe der "kommunalnahen Unternehmen", an denen
die öffentliche Hand eine Mehrheitsbeteiligung hält.

Tabelle A 1: Masterskala für die Ratingklassen und Ausfallwahrscheinlichkeiten im
DSGV-/ Moody’s-Rating (in Anlehnung an [BREZSKI 2004])

Ratingklassen
(DSGV)

Ausfallwahrschein-
lichkeiten

Ratingklassen
(Moody’s)

Bestandssicherheit

0.009 % AAA ausgezeichnet
0.015 % Aa1 ausgezeichnet
0.022 % Aa2 ausgezeichnet
0.035 % Aa3 ausgezeichnet

1 (A+) 0.05 % A1 ausgezeichnet
1 (A) 0.07 % A2 ausgezeichnet
1 (A-) 0.09 % A3 ausgezeichnet

2 0.12 % Baa1 sehr gut
3 0.17 % Baa2 sehr gut
4 0.26 % Baa2 gut
5 0.39 % Baa2 befriedigend
6 0.59 % Baa2 befriedigend
6 0.70 % Baa3 ausreichend
7 0.88 % Baa3 kaum ausreichend
8 1.32 % Ba1 kaum ausreichend
9 1.98 % Ba2 leichte Bestandsgefährdung
10 2.96 % Ba2 mittlere Bestandsgefährdung
11 4.44 % Ba3 mittlere Bestandsgefährdung
12 6.67 % B1 hohe Bestandsgefährdung
13 10.00 % B2 hohe Bestandsgefährdung
14 15.00 % B3 sehr hohe Bestandsgefährdung
15 20.00 % extrem hohe Bestandsgefährdung
16 Kreditausfall
17 Kündigung
18 Insolvenz

Beim Rating werden zunächst quantitative und qualitative Faktoren anhand von so
genannten Bewertungstafeln ("Scorecards") bewertet, gewichtet und im Basis-Rating
(auch Stand alone Rating) zu einer Gesamtpunktzahl ("Gesamtscorewert") zusammen-
gefasst. Dieser Wert wird unter Berücksichtigung von Sonderfaktoren in eine korres-
pondierende Ausfallwahrscheinlichkeit transformiert. Auf Basis von Bändern, die Un-
ter- und Obergrenzen der Ausfallwahrscheinlichkeiten festlegen, wird eine Ratingnote
für das Gesamtrating ermittelt.
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qualitative
"harte" Faktoren

qualitative
"harte" Faktoren

qualitative
"weiche" Faktoren

qualitative
"weiche" Faktoren

Basis-Rating
(Stand alone Rating)

Basis-Rating
(Stand alone Rating)

GesamtratingGesamtrating

SonderfaktorenSonderfaktoren

Finanzrating

Ermittlung der quantitativen
Faktoren (hard-facts)

Finanzrating

Ermittlung der quantitativen
Faktoren (hard-facts)

Struktur-/
Unternehmensrating

Ermittlung der qualitativen
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Unternehmensrating

Ermittlung der qualitativen
Faktoren (soft-facts)

Abbildung A 4: Schema eines Ratingprozesses2

Basis für das Finanzrating, also die quantitative Analyse eines zu ratenden Unter-
nehmens, sind Finanzkennzahlen aus dem Jahresabschluss - also aus Bilanz, GuV-
Rechnung, Anhang und Lagebericht. Beurteilt wird die Bonität im weiteren Sinne; hier-
bei gilt der Grundsatz: Liquidität vor Rentabilität!

Tabelle A 2: Elemente des Finanzratings
Bereich wesentliche Kennzahlen

Finanzlage Eigenkapitalquote

(Fremd-)Kapitalstruktur

Kreditorenlaufzeit

Ertragslage Rentabilität

Ertrag / Cash flow

Zinsaufwandsquote

Vermögenslage Liquidität

Kapitalbindung

Dynamischer Verschuldungsgrad

Parallel dazu werden ebenfalls mittels Bewertungsmatrix die harten und weichen
qualitativen Faktoren beurteilt und gewichtet, um eine Beurteilung des Gesamtunter-
nehmens zu ermöglichen.

Während dabei die qualitativen "harten" Faktoren anhand der Aspekte Kontofüh-
rung/Kontoüberziehung, Dauer der Geschäftsbeziehung und Nachfolgeregelung eine
Ergänzung zum Finanzrating darstellen, dient der Bewertungsprozess der qualitativen
"weichen" Faktoren dazu, z.B. Eigenschaften des Unternehmens, der Geschäftsführung,

                                                
22 Hinsichtlich der Gewichtung der einzelnen Faktoren zueinander haben die verschiedenen Finanzin-

stitute individuelle Konzepte entwickelt und durch eigene Erfahrungswerte untermauert, weshalb es
z.B. im Ratingvergleich von zwei Banken zu verschiedenen Noten mit einer Differenz von 1-3 Ra-
tingklassen kommen kann [BREZSKI 2004].
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des Marktes oder der Unternehmenskonzepte abzubilden. Der zu bearbeitende Fragen-
katalog kann in Abhängigkeit von Unternehmensgröße, Kredithöhe oder ähnlichem sehr
umfangreich sein und die Bereiche Unternehmensführung, Planung/Steuerung,
Markt/Produkt/Leistung und Wertschöpfungskette mehr oder weniger dezidiert be-
leuchten (vgl. hierzu Tabelle A 3).

Tabelle A 3: Checkliste zu den qualitativen „weiche“ Faktoren innerhalb des
Strukturratings (in Anlehnung an [DSGV 2005] und [BREZSKI 2004])

Gruppe Bereich Kriterien

Unternehmensführung Unternehmensstrategie Unternehmensstrategie
Strategiemanagement

Management fachliche Qualität der Führung
persönliche Qualität der Führung
fachliche Qualität der 2. Ebene
Zusammenarbeit/Kommunikation im Management

Personal Personalmanagement
Personalzufriedenheit
Arbeitsmarktsituation
personelle Risiken

Planung und Steuerung Informationspolitik Auskunftsverhalten
Qualität der Unterlagen

Planungssystem GuV- und Bilanzplanung
Finanz- und Liquiditätsplanung
Investitionsplanung

Controlling und Rechnungswesen Unternehmenskonzept
Kostenrechnungskonzept
(unterjähriges) Berichtswesen
Liquiditätsmanagement
Risikofrüherkennungssystem

Markt und Produkt Produkt / Leistung Produkt- / Leistungssortiment
Qualität des Produkt-/Leistungssortiments

individuelle Marktstellung Marktposition
Konkurrenzsituation
Stabilität des Wettbewerbs

allgemeiner Branchentrend Marktwachstum
Branchenrentabilität
Innovationsgeschwindigkeit
Marktschwankungen

Absatzmarkt Absatzsituation / Auftragsbestand
Kapazitätsauslastung
Bonität der Kunden
Abhängigkeit von Kunden

Abhängigkeiten / spezifische Risiken politisch-rechtliche Risiken
gesellschaftliche Risiken
sonstige Risiken

Wertschöpfungskette Organisation Aufbauorganisation
Ablauforganisation
Qualitätsmanagement

Forschung und Entwicklung (F&E) F&E-Effektivität
F&E-Qualität

Einkauf und Lagerhaltung Einkaufskonditionen
Qualität der Lieferanten
Abhängigkeit von Lieferanten
Lagermanagement

Produktion / Leistungserbringung Anlagen
Prozesse

Marketing und Vertrieb Marketingkonzept
Vertriebskonzept
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Sowohl beim Finanz- als auch beim Strukturrating sollen gemäß den Vorgaben
von Basel II die jeweiligen Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken gleichermaßen
erfasst und objektiven Bewertungskriterien unterzogen werden. Zudem ist es ausgewie-
senes Ziel, im Rahmen des Ratingprozesses den Unternehmen die Möglichkeiten zu
bieten, ihre Klassifizierung kontinuierlich zu verbessern.

Das heutzutage aber nicht mehr nur das Unternehmen als solches für die Klassifi-
zierung von Kreditrisiken verantwortlich ist, sondern auch eine große Anzahl von Son-
derfaktoren eine Rolle spielen, haben die Ereignisse auf den nationalen und internatio-
nalen Finanzmärkten hinreichend belegt. Demzufolge werden für die Ermittlung einer
Gesamtnote auch Sonderfaktoren wie Konzern-/Holdingstrukturen, Warnsignale oder
Haftungsverbunde überprüft und mit in die Betrachtung einbezogen. So gilt beispiels-
weise, dass je stärker die Verflechtung eines kommunalnahen Unternehmens im Haf-
tungsverbund mit einer Gebietskörperschaft ist, desto höher ist auch der Einfluss des
Ratings der Gebietskörperschaft auf das Gesamtrating des kommunalnahen Unterneh-
mens.

Die Gesamtratingnote bzw. die Ergebnisse des Ratings gehen anschließend als
wichtiger Bestandteil bei der Ermittlung der Kreditkosten mit ein. Hier beeinflussen sie
direkt die Berechnung der Eigenkapitalkosten sowie der Risikokosten. Neben den Bear-
beitungskosten sowie den Refinanzierungskosten sind dies die wesentlichen Determi-
nanten zur Ermittlung der Kreditkosten. Der Einfluss des Ratings kann dabei zu einem
Unterschied von bis zu 2 % in den Kreditkonditionen führen [EHLERS 2005].

Tabelle A 4: Wesentliche Determinanten der Kreditkosten

Kreditkosten bisherige Regelungen
nach Basel I

neue Regelungen
gemäß Basel II

Refinanzierungskosten Abhängig im Wesentlichen von Laufzeit und Eigenbonität der Bank

Bearbeitungskosten Abhängig im Wesentlichen von Kundenstruktur, der Kosten des Kreditverga-
beprozesses und der anteiligen Fixkosten der Bank

Risikokosten Abhängig unter anderem von Rating, Besicherung, Rangigkeit und Laufzeit

Eigenkapitalkosten
Grundsätzliche Unterlagen der
erforderlichen Eigenmittel (z.B.
Eigenkapital) mit 8 %

Eigenkapitalunterlegung abhängig von
Risikoparametern

=> Kreditzins / Kreditkosten => Kreditzins / Kreditkosten

Abgesehen von der Bedeutung im Zusammenhang mit Basel II ist das interne Ra-
ting darüber hinaus eine kritische Größe im Kreditentscheidungsprozess. Eine opti-
mierte Geschäftspolitik kann dazu beitragen, das Rating und damit letztlich die Finan-
zierungskosten eines Unternehmens zu beeinflussen. Mögliche Ansatzpunkte sind zum
Beispiel eine nachhaltige Erhöhung des Cash-Flows oder eine verbesserte Transparenz
des Unternehmens gegenüber Banken.
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A 3 WIRTSCHAFTLICHKEITSVERGLEICH,
ERGÄNZENDE INFORMATIONEN

A 3.1 Grundlagen und Erfordernisse

Die Notwendigkeit von Wirtschaftlichkeitsvergleichen bei öffentlichen Investiti-
onsmaßnahmen ergibt sich aus den Haushaltsvorschriften für Bund, Länder und Kom-
munen, welche den öffentlichen Auftraggeber zur wirtschaftlichen Haushaltsführung
und Sparsamkeit verpflichten (www.ppp.nrw.de). Der Qualität eines Wirtschaftlich-
keitsvergleichs kommt damit eine Schlüsselposition in der Entscheidungsfindung für
oder gegen die Einbeziehung Dritter zu3.

Wirtschaftlichkeitsvergleiche haben eine enorme Bandbreite4 und können ergänzt
werden durch Nutzwertanalysen, Risikobetrachtungen und Sensitivitätsuntersuchungen.
Die Wahl des jeweiligen Typus eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs hängt im Wesentli-
chen von Projektphase und von Komplexität bzw. wirtschaftlicher Bedeutung des Pro-
jektes ab.

A 3.2 Regiekosten, Barwerte und PSC

Der Begriff "Regiekosten" lässt sich zurückführen auf die 80er Jahre und die
Notwendigkeit, PPP-Projekte nach dem Niedersächsischen Betreibermodell einer haus-
haltsrechtlich korrekten Vergleichsbetrachtung zu unterziehen5.

Die nachfolgende Abbildung A 5 spiegelt die Zusammenhänge einer Vergleichs-
kostenberechnung für die Analyse eines Projektes aus dem Bereich Abwasserbehand-
lung wider. Zur besseren Veranschaulichung der Ergebnisse hat sind in der Praxis die
Subsumption der Ergebnisse der Regiekostenbetrachtungen auf Barwerte6 oder An-
nuitäten weitestgehend durchgesetzt, wobei der Wahl der Zinssätze eine entscheidende
Bedeutung zukommt.

                                                
3 Verschiedene OLG-Urteile haben den Einfluss der rein monetären Bewertung in Vergabeprozessen

auf mindestens 30 % fixiert.
4 Die rein kostenorientierten Vergleiche reichen von einfachen Investitions- und/oder Betriebskosten-

vergleichen über Barwertbetrachtungen bis hin zu komplexen Cash Flow-Modellen.
5 Zum damaligen Zeitpunkt gab es in Niedersachsen keine Eigenbetriebsverordnung und die Abwasser-

entsorgung war in Regiebetrieben organisiert. Als Vergleichsmaßstab für die Kosten der Einbeziehung
Dritter standen somit nur die Kosten des Regiebetriebes, die Regiekosten, zur Verfügung. Später wur-
de der Begriff Regiekosten teilweise abgelöst durch den Begriffe wie "Vergleichskosten" oder "kon-
ventionelles Referenzprojekt". Der im angelsächsischen Sprachraum geprägte und international häufig
verwandte Begriff des "Public Sector Comparators" (PSC) entspricht dem in Geldwerten ausgedrück-
ten "konventionellen Referenzprojekt".

6 Vgl. hierzu LAWA und ähnliche Veröffentlichungen.
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Betriebskostenarten
Personal

+ Instandhaltung
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+ Energie
+ Reststoffe
+ Sonstiges

Abwasserabgabe
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Personal
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+ BHM
+ Energie
+ Reststoffe
+ Sonstiges
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= Abschreibungsbasis

Investitionen u.
Altanlagen

- Zuschüsse*
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= Abschreibungsbasis
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Jahreskosten / AnnuitätenJahreskosten / Annuitäten

BezugsparameterBezugsparameter
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variable Jahreskosten

Arbeitspreis /
variable Jahreskosten

* betriebswirtschaftlicher Ansatz orientiert sich an länderspezifischen Vorgaben

Abbildung A 5: Grundsätzliches Schema einer Vergleichskostenberechnung

Tabelle A 5: Extrem vereinfachte Darstellung einer Regiekostenzusammenstellung
im Falle einer Fortschreibung des Status quo inkl. Barwertermittlung7

Stadt Beispiel 1
Kalkulation der gebührenfähigen Kosten 
Status Quo 

Eigenbetriebslösung 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 Summe
Abwasserbeseitigung

in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd € in Tsd €

Kosten beim Eigenbetrieb
Materialaufwand
Roh-/Hilfs- und Betriebstoffe 51 52 53 54 55 55 55 55 55 55 55 595
bezogene Leistungen 1.547 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 1.368 15.227
Behandlung Klärschlamm 894 894 894 894 894 894 894 894 894 894 894 9.834
Personalkosten 1.246 1.271 1.296 1.322 1.349 1.349 1.349 1.349 1.349 1.349 1.349 14.576
kalkulatorische Kosten
Abschreibungen - verbleibendes Altvermögen- 2.188 2.031 1.908 1.751 1.706 1.651 1.565 1.518 1.493 1.480 1.480 18.772
Abschreibungen - neues AV - 118 178 248 329 354 379 404 429 454 474 3.370
Zinsen - verbleibendes Atlvermögen- 1.098 1.095 1.093 1.088 1.083 1.078 1.073 1.068 1.063 1.058 1.053 11.850
Zinsaufwand - Neuvermögen- 238 386 528 653 732 743 752 759 765 771 6.328
sonstigen Betriebskosten 749 749 749 749 749 749 749 749 749 749 749 8.239
Abwasserabgabe 118 118 118 118 118 118 118 118 118 118 118 1.298
Int. Leistungsverrechnung mit d. Amt 2 55 55 55 55 55 55 55 55 55 55 55 605
Verw.-Kostenbeiträge Zentralämter 15 14 13 13 13 13 10 10 10 10 10 131
Sonstiges 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 22
sonstige Steuern 5 4 3 3 3 3 3 3 3 3 3 36

Zwischensumme 7.968 8.008 8.117 8.194 8.377 8.421 8.363 8.345 8.348 8.361 8.381 90.883

Nebenerträge:
Erstattung Abwasserabgabe 90 80 30 200
Fäkalienabfuhr 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 34 374
Sonstige Verwaltungs- u. Betriebseinnahmen 133 133 133 133 133 133 133 133 133 133 133 1.463
Sonstige Zinsen u. ähnliche Erträge 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 44

Zwischensumme: 261 251 201 171 171 171 171 171 171 171 171 2.081

Gesamtkosten abzügl. Nebenerträge 7.707 7.757 7.916 8.023 8.206 8.250 8.192 8.174 8.177 8.190 8.210 88.802

Barwertfaktor (i = 6 %) 1,000 0,943 0,890 0,840 0,792 0,747 0,705 0,665 0,627 0,592 0,558
Einzelbarwert 7.707 7.318 7.045 6.736 6.500 6.165 5.775 5.436 5.130 4.847 4.584
Barwert 67.245

abgeleitet aus realisierten 
und geplanten Investitionen

                                                
7 aus Geheimhaltungsgründen sind einige Zahlen verändert
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Auf Basis der Fortschreibung des Status Quo werden nach Bereinigung und unter
Ansatz von Benchmarks die Aufwendungen bzw. Auszahlungsströme für das "konven-
tionelle Referenzprojekt", sprich optimierter Eigenbetrieb, ermittelt. Dieses Ergebnis
steht wiederum im Wirtschaftlichkeitsvergleich den Gesamtkosten der PPP-Varianten
gegenüber.

Abschließend bleibt festzuhalten, dass es sich bei Vergleichskostenbetrachtungen
immer um "fiktive Entgeltvergleiche" und nicht um außenwirksame Preis-/Gebühren-
vergleiche handelt.

A 3.3 Bestimmung des Unternehmenswerts auf Basis der DCF-Methode
(exemplarische Darstellung)8

Neben den Regiekosten spielt der Unternehmenswert eine wichtige Rolle. Die
Werthaltigkeit des Unternehmens als Maßstab für die Wirtschaftlichkeit - nicht zuletzt
bei PPP-Modellen auch für den kommunalen Rumpf-/Restbetrieb. Hierzu stehen eine
Vielzahl von Verfahren zur Verfügung, wie Abbildung A 6 verdeutlicht. Von diesen
verschiedenen Ansätzen zur Bewertung wird die so genannte DCF-Methode (discounted
cash flow) national und international am häufigsten eingesetzt [SUPERINA 2004]. Ihre
besonderen Merkmale lassen sich wie folgt zusammenfassen:

• Die DCF-Methode basiert auf den vom Unternehmen generierten Free Cash Flows
(FCF).

• Es erfolgt eine Diskontierung der finanzierungsneutralen Cash Flows, wobei

- Zahlungen von Fremdkapitalzinsen und Tilgungszahlungen unberücksichtigt blei-
ben.

- der Leistungs- und Finanzierungsbereich des zu bewertenden Unternehmens ge-
trennt betrachtet/bewertet wird.

• Die Kapitalstruktur wird über den Diskontierungszinssatz berücksichtigt.

• Die Abzinsung erfolgt auf Basis des "weighted average cost of capital" (WACC) mit

- gewichteten Durchschnittskosten von Eigen- und Fremdkapital

- und bei konstantem Verschuldungsgrad (Zielkapitalstruktur).

                                                
8 vgl. auch [PEEMÖLLER 2005], [HAIL/MEYER 2002]
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Abbildung A 6: Bewertungsmethoden im Überblick [HAIL/MEYER 2002]
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Eine Möglichkeit zur Berechnung des Free Cash Flows (FCF), der Grundlage des
DCF-Verfahrens, kann der Tabelle A 6 entnommen werden [SPREMANN 2002,
NESTLER 2003].

Tabelle A 6: (möglicher) Berechnungsansatz zur Ermittlung des Free Cash Flows (FCF)

Operatives Ergebnis (vor Zinsen und Steuern)
- Ertragssteuern, dem operativen Ergebnis zurechenbar

= Operatives Ergebnis vor Zinsen, nach Steuern (NOPLAT)
+/- Abschreibungen/Zuschreibungen
+/- Aufwendungen/Erträge aus Anlagenabgängen
+/- Veränderung langfristiger Rückstellungen

= Operativer Brutto Cash Flow
+/- Veränderungen des Netto-Umlaufvermögens
- Gesamtinvestitionen

= Operativer FCF
+/- nicht operativer FCF

= FCF

Rechentechnisch lässt sich die DCF-Methode auf drei Schritte subsummieren und
am stark vereinfachten Beispiel darstellen9:

Tabelle A 7: Schritt 1: Aufbereitung der GuV und Prognose der Ist-Werte
unter Berücksichtigung von Faktoren, wie Inflation

GEWINN und VERLUSTRECHNUNG

MIT INFLATION

Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2015 Summe

vom 01.01.2005 01.01.2006 01.01.2007 01.01.2008 01.01.2009 01.01.2010 01.01.2015 00.01.1900

bis 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009 31.12.2010 31.12.2015 00.01.1900

Inflation Inflation 0,00% 1,50% 1,50% 1,50% 1,50% 1,50% 1,50% 1,50%

Inflation Index 100% 1,00 1,02 1,03 1,05 1,06 1,08 1,16 1,18
90% 1,00 1,01 1,03 1,04 1,06 1,07 1,14 1,16
50% 1,00 1,01 1,02 1,02 1,03 1,04 1,08 1,09

Umsatzerträge 0,9 7.707 7.862 8.131 8.352 8.658 8.822 9.388 102.917
Aktivierte Eigenleistungen 0,0 474 239 279 326 326 326 1.918

Sonstige Erträge 1,0 261 255 207 179 181 184 198 2.451

Materialaufwand 1,0 2.492 2.349 2.385 2.422 2.459 2.496 2.689 30.221
Personalaufwand 1,0 1.246 1.290 1.336 1.383 1.431 1.453 1.565 17.170

Sonstige betriebliche Aufwendungen 1,0 944 956 968 983 998 1.013 1.087 12.169

Abschreibungen 0,5 2.188 2.165 2.118 2.044 2.097 2.081 2.106 24.039

Zinsen 0,5 1.098 1.343 1.501 1.653 1.789 1.879 1.965 19.735

Ergebnis vor Steuern 488 269 325 391 410 499 3.950

Steuern 35% 171 94 114 137 143 175 1.383

Ergebnis nach Steuern 317 175 211 254 266 325 2.568

                                                
9 aus Geheimhaltungsgründen sind in den Tabellen einige Zahlen verändert
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Tabelle A 8: Schritt 2: Berechnung der freien Liquidität (free cash flow)
FREE CASH FLOW

Investitionen (zur Last der Gesellschaft) 2.369 1.196 1.394 1.629 500 500

MIT INFLATION
Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2015 Summe

in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ in T€ in T€
vom 38.353 38.718 39.083 39.448 39.814 40.179 42.005 0

bis 38.717 39.082 39.447 39.813 40.178 40.543 42.369 0

Umsatzerträge 7.707 7.862 8.131 8.352 8.658 8.822 9.388 102.917
Aktivierte Eigenleistungen 474 239 279 326 326 326 3.272

Sonstige betriebliche Erträge 261 255 207 179 181 184 198 2.451

Materialaufwand 2.492 2.349 2.385 2.422 2.459 2.496 2.689 30.221

Personalaufwand 1.246 1.290 1.336 1.383 1.431 1.453 1.565 17.170
Konzessionsabgabe
Sonstige betriebliche Aufwendungen 944 956 968 983 998 1.013 1.087 12.169

Investitionen 2.404 1.233 1.458 1.729 539 580 10.179

Steuern 171 94 114 137 143 175 1.383

Free Cash Flow 3.286 1.421 2.562 2.451 2.412 3.688 3.816

Tabelle A 9: Schritt 3: Ermittlung des Unternehmenswertes (Value)
Unternehmswert

Abzinsungssatz

WACC (gewichteter Kapitalkostensatz) 7,20%
Spezifischer Risikofaktor 1,60%

Capital Cost 8,80% Average interest Rate 6,50%

% K/(K+I) 30,00% % I/(K+I) 70,00%

Abzinsungssatz 7,19%

Wert
Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2015
vom 01.01.2005 01.01.2006 01.01.2007 01.01.2008 01.01.2009 01.01.2010 01.01.2015

bis 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009 31.12.2010 31.12.2015

FCF 3.286.421 1.420.650 2.561.792 2.450.870 2.411.604 3.688.499 3.815.531

Abzinsungrate 7,19%

DCF 22.379 T Euro (Nettowarwert NBW)
Restwert 24.725 T Euro

Geschäftswert 47.104 T Euro (100% der Anteile)

Verschuldung 19.362 T Euro

Kapitalwert 27.742 T Euro (100% der Anteile)
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A 3.4 Ganzheitliche Betrachtungen (detaillierte Cash Flow-Analysen)

Unabhängig von der Organisationsform sollte ein Wirtschaftlichkeitsvergleich bei
komplexen, langfristigen Projekten, wie PPP-Modellen, folgende Fragen beantworten:

• Ist die wirtschaftliche Tragfähigkeit des PPP-Unternehmes und (soweit vorhanden)
des kommunalen Rumpfbetriebes langfristig sicher gestellt?

• Wie gestaltet sich die Gebühren-/Preisprognose für die Endkunden?

Um gerade diese beiden kritischen Fragestellungen sicher beantworten zu können,
empfiehlt es sich, eine "Unternehmensbewertung" durchzuführen und den Ergebnissen
der Ausschreibung gegenüberzustellen. Dies bedingt aber auch, dass die Angebote unter
Beachtung von Gebühren-, Beitrags-, Zahlungsstromprognosen etc. hochgerechnet wer-
den sollten/müssten. Aus den Ergebnissen lassen sich dabei nicht nur die Preis-/Ge-
bührenszenarien für den Endkunden ableiten, sondern Rentabilität und Liquidität der
lokalen Gesellschaften belastbar projizieren10.

A 3.5 Checkliste

Die zu beachtenden Positionen für Aufbau und Gestaltung eines Wirtschaftlich-
keitsvergleichs sind in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt. Die Vorgehens-
weise bei der Aufbereitung eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs erfolgt dabei in den drei
Schritten:

• Vorbereitung (vgl. hierzu Tabelle A 10),
 d.h. Aufnahme und Aufbereitung des Ist-Zustandes

• Projektion(vgl. hierzu Tabelle A 11),
 d.h. Fortschreibung des Ist-Zustandes in optimierter Form (Soll-Zustand)

• Modellierung und Sensitivitätsanalyse (vgl. hierzu Tabelle A 12)

                                                
10 Maßgebliche Bedeutung kommt hierbei der Bilanz- und GuV-Vorschau sowie der sich daraus ablei-

tenden Finanzanalyse zu.
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Tabelle A 10: Checkliste Wirtschaftlichkeitsvergleich (1)
Abbildung des Ist-Zustandes

Ist-Zustand Aufnahme und Fortschreibung der bestehenden Strukturen
Ziel: Vorbereitung und Bereinigung der Vergleichsgrundlage
Bestandteile: (monetäre) Eingabedaten

 - Kapitalkosten
 - Betriebskosten
 - Sonderkosten
Bezugsgrößen
Faktoren

Bestandteile integrierte Elemente
Kapitalkosten (CapEx-alt)

getätigte Investitionen Vermögens-/Wertermittlung
Kontrolle der Reinvestitionen

Abschreibungen Nutzungsdauern (inkl. Kontrolle)
erfolgte Sonderabschreibungen

Zins- und Tilgungsstrukturen Eigen- und Fremdkapital
Zuschüsse und Fördermittel

Betriebskosten (OpEx-alt)
Personal
Betriebs- und Hilfsmittel
Energie- und Reststoffe
Instandhaltung ggf. Bereinigung aktiv. Kosten (AV)
Verwaltungskosten / Overhead

Sonder- und Zusatzkosten
Verrechnungen
Konzessions- / Abwasserabgabe etc.

Bezugsgrößen
Mengenangaben Gesamtmengen und fakturierbare Mengen
Preise, Gebühren, Beiträge etc auch offene Forderungen

Faktoren
Inflation soweit möglich differenziert
Zinsentwicklung
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Tabelle A 11: Checkliste Wirtschaftlichkeitsvergleich (2)
Projektion / Aufbau des Soll-Zustandes

SolI-Zustand Projektion
Ziel: Vorbereitung des PSC
Bestandteile: (monetäre) Eingabedaten (wie Kapital-, Betriebs- und Sonderkosten)

Steuern und Steuersätze
Bezugsgrößen
Faktoren

Bestandteile integrierte Elemente
Kapitalkosten (CapEx-neu)

geplante Investitionen differenziert nach Vermögensgruppen
Planung der Reinvestitionen

Abschreibungen Nutzungsdauern (inkl. Kontrolle)
erforderliche Sonderabschreibungen

Zins- und Tilgungsstrukturen Eigen- und Fremdkapital
Umschuldungen
Zuschüsse und Fördermittel
(Kontrolle der Fortschreibung des Altbestandes)

Betriebskosten (OpEx-neu) Struktur analog OpEx-Alt
Berücksichtigung von Entwicklungen
Berücksichtigung von Sonderleistungen

Sonder- und Zusatzkosten Struktur analog Sonderkosten-alt
Steuern / Steuersätze
Bezugsgrößen hier: Projektionen

Mengenangaben Gesamtmengen und fakturierbare Mengen
Preise, Gebühren, Beiträge etc differenziert nach Prognose der Bezugsgrößen,

Sozialverträglichkeit, Liquiditätserfordernis etc.
Faktoren

Inflation soweit möglich differenziert
Zinsentwicklung
Diskontierungsfaktoren WACC etc.

Tabelle A 12: Checkliste Wirtschaftlichkeitsvergleich (3)
Modellierung und Sensitivitätsanalyse

Modellierung und Sensitivitätsanalyse
Ziel: Gestaltung des PSC und Evaluation der Ergebnisse
Bestandteile: Finanzwirtschaftliche Analyse und Strukturanalysen

Risikobetrachtungen und Plausibilitätsanalysen
Unternehmensbewertungen

Bestandteile integrierte Elemente
Finanzwirtschaftliche Analyse

Bilanz Eröffnungsbilanz
Bilanzvorschau

GuV
Finanzanalyse Rentabilitäts- und Liquiditätsbetrachtung

Strukturanalyse
Renditeberechnungen
Kennzahlenbetrachtung Zielgrößenvergleich

Risikobetrachtungen und Plausibilitätsanalyse
Modellierung der Szenarien Inflations-, Mengen-, CF-Varianten etc.

Unternehmensbewertung
Barwertbetrachtungen etc.
Vergleichsbetrachtungen
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A 4 CHECKLISTEN FÜR PPP UND VERGABEVERFAHREN

A 4.1 PPP-Checklisten 11

Tabelle A 13: Checkliste: Fragen zu PPP
• Findungsphase
- Kann die Wahrnehmung der in Frage stehenden öffentlichen Aufgaben auf anderem Wege als

der Gründung einer PPP leichter bewerkstelligt werden?
- Geht es bei der Erfüllung der in Frage stehenden öffentlichen Aufgaben um die Ausübung ho-

heitlicher Tätigkeiten oder (nur) betrieblicher Tätigkeiten?
Welche prozentualen Anteile haben bei gegebenem Mischverhältnis die einzelnen Tätigkeiten?
Wird die PPP nur auf dem Gebiet der Leistungsverwaltung oder auch auf dem Gebiet der Ein-
griffsverwaltung tätig?

• Gestaltungsphase
- Ist die Wirtschaftlichkeit der PPP belastbar prognostiziert?
- Wie wird die verfassungsrechtlich gebotene Ingerenzfunktion des öffentlichen Partners gesi-

chert?
- Wie werden die berechtigten Interessen des privaten Partners gesichert?
- Was geschieht bei Ausfall des privaten Partners?
- Wie werden der Tätigkeitsbereich der PPP abgegrenzt und rechtlich zulässige Rahmenbedin-

gungen seines Umfangs dargestellt, um eine belastbare Zukunftsplanung (Geschäftsplan) der
PPP zu ermöglichen?

- Welche Risikoverteilung soll vorgenommen werden?
- Welche Verwaltungs- bzw. Managementvorgänge sollen ausschließlich IT–gestützt erfolgen?
- Wer soll wofür verantwortlich sein?
- Wer soll wofür haften?
- Wie und wann kann eine PPP regulär beendet werden?
- Welche personalrechtlichen und daraus abgeleitete sonstige Konsequenzen werden für den

Fall der Übernahme von öffentlich Beschäftigten in die PPP vorgesehen?
• Betriebsphase
- Welche Einnahmeregelung soll für die PPP angestrebt werden?
- Welche Kontrollorgane (z.B. Aufsichtsrat) sollen eine Rolle spielen?
- Wie erfolgt das Controlling (intern und extern)?
- Welche Kontrollformen sind angezeigt, z.B. Normbefolgungs- oder Normkonkretisierungskon-

trolle, nachfolgende oder begleitende Kontrolle?
- Was soll kontrolliert werden, Entscheidungen, Beschlüsse, Geldflüsse?
- Welche haushaltsrechtlichen Grenzen (z.B. Haushaltssperre) gibt es für die PPP?
- Wie soll die Offenlegung der Arbeit und der Ergebnisse der PPP erfolgen?
- Welches Konfliktlösungsverfahren bietet sich an?
- Wie wird die Wirtschaftlichkeit sichergestellt?
• Beendigungsphase
- Wie werden in der PPP vorhandene Wirtschaftsgüter verwertet?
- Was passiert mit dem bei der PPP beschäftigten Personal?
- Was passiert bei Insolvenzreife der PPP?
- Wer erfüllt die öffentliche Aufgabe nach Beendigung der PPP?

                                                
11 Quelle: www.ppp-nrw.de, [RUDOLPH 2003] und andere
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Tabelle A 14: Checkliste: Grundlagenermittlung, Wirtschaftlichkeitsberechnung
Element im PPP-Prozess Beschreibung Funktion im PPP- Prozess

Basis-Outputspezifikation Grobe Zusammenstellung der zu erzielenden
baulichen und betrieblichen Ergebnisse

Projektdefinition, Bedarfsermitt-
lung

PSC (Public Sector Comparator) Berechnung der Kosten bei Realisierung des
Projektes durch den öffentlichen Sektor als
Vergleichsgröße für die PPP-Varianten

Basis des Variantenvergleichs
und des Wirtschaftsplans

Risiko Matrix Risiko Bewertung Definition und Zuordnung von Projektrisiken;
Ermittlung von Kostenvergleichswerten

Basis des Variantenvergleichs
und des Wirtschaftsplans

Markterkundungsgespräche Frühzeitige Einbindung von potentiellen Bie-
tern

Angemessene Berücksichtigung
des Marktes

Vergleich der Realisierungs-
varianten (Option Appraisal)

Darstellung, Bewertung und Vergleich ver-
schiedener (öffentl. und priv.) Realisierungsva-
rianten

Erarbeitung der wirtschaftlichs-
ten Variante

Wirtschaftlichkeitsprognose
(Outline Business Case)

Ausführliche Wirtschaftlichkeitsprognose für
die ausgewählte Variante mit Einschätzung der
Effizienzvorteile

Entscheidung der politischen
Gremien

Tabelle A 15: Checkliste: Vergabeverfahren
Element im PPP-Prozess Beschreibung Funktion im PPP- Prozess

EU-Bekanntmachung
Teilnahmewettbewerb

Eröffnung des Teilnahmewettbewerbs, Fest-
legung von Auswahlkriterien, Auswertung der
Bewerbungen, Interviews

Auswahl von geeigneten Bewer-
bern für das Verhandlungsverfah-
ren

Instruktionen für die Angebotsbear-
beitung

Detaillierte Beschreibung und Definition des
Angebotformats und seiner Struktur

Angebotsunterlage

Angebotsauswertungsverfahren Terminierung, Kriterien und Gewichtungen für
die Auswertung der Angebote

Angebotsunterlage

Projektdefinition Erläuterung des Projektes und Randbedin-
gungen für das Angebot

Angebotsunterlage

Outputspezifikation Spezifizierung der zu vergebenden Services
und geforderten Qualitäten

Angebotsunterlage Vertragsbe-
standteil

Zahlungsmechanismen Definition der Vergütung als Instrument zur
Kontrolle und Steuerung des Bieters

Angebotsunterlage Vertragsbe-
standteil

Beschreibung der Leistungsüber-
wachung

Regime zur ständigen Selbstkontrolle und
Dokumentation der Leistungen durch die
Projektgesellschaft selbst

Angebotsunterlage Vertragsbe-
standteil

PPP-Vertragsentwurf Zentraldokument im Vertragsverhältnis zw i-
schen öffentlichem Auftraggeber und Projekt-
gesellschaft

Angebotsunterlage Vertragsbe-
standteil

Bereitstellung von Projektdaten und
Voruntersuchungen

Sammlung aller erhobenen Planungsdaten
und Informationen über das Projekt

Angebotsunterlage
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Tabelle A 16: Checkliste: Verhandlungen
Element im PPP-Prozess Beschreibung Funktion im PPP- Prozess

Auswertung und Verhandlung der
Angebote

Durchführung des Bewertungsverfahrens,
Klarstellung und Verhandlung mit den Bietern,
ggf. Einforderung eines abschließenden Ange-
botes und Auswahl des bevorzugten Bieters

Ermittlung des bestgeeigneten
Angebotes und des bevorzugten
Bieters

Abschluss der Planung und
evtl. Baugenehmigung

Spezifizierung des Bietervorschlages und
Weiterentwicklung bis zur endgültigen Ver-
tragsgrundlage

Bietervorschlag als Vertrags-
grundlage

Wirtschaftlichkeitsnachweis
(Final Business Case)

Wirtschaftlichkeitsnachweis bezogen auf das
endverhandelte Angebot

Beleg der Wirtschaftlichkeit

Vertragsabschluss Vergabe

Tabelle A 17: Checkliste: Realisierungs- und Betriebszeit
Element im PPP-Prozess Beschreibung Funktion im PPP- Prozess

Bauphase Realisierung des Betreiberentwurfes Leistungsbeginn durch die Pr o-
jektgesellschaft, Kontrolle durch
die öffentliche Hand

Betriebsphase Einrichtung/Umstellung des Betriebs, Betrieb
und Instandhaltung der Anlage

Betrieb durch Projektgesellschaft,
Kontrolle durch öffentliche Hand

Änderungsmanagement Einführung von Änderungen und Ergänzungen
in Planung, Realisierungs- und Betriebskon-
zept

Vertragsanpassungen

Abschluss und Rückgabe Abschluss der Vertragslaufzeit; Vorbereitung
für die Rückgabe an den öffentlichen Sektor

Optionen für Vertragsverlänge-
rung oder Vertragsbeendigung

A 4.2 Abdruck aus Public Private Partnership
"Ein Leitfaden für öffentliche Verwaltung und Unternehmen"
(Dokumentation des BMWA 2003)12

PPP: Ausschreibung oder nicht? Ein (lösbares) Kernproblem für öffentliche Auftraggeber

• Welche EU-Richtlinien sind zu beachten?
Öffentliche Auftraggeber sind bei der Vergabe von Aufträgen an die Einhaltung von Bestimmungen im
Europarecht gebunden.
Diese sind für
Bauaufträge � Richtlinie 93/37/EWG,
Lieferaufträge � Richtlinie 93/36/EWG,
Dienstleistungsaufträge � Richtlinie 92/50/EWG,
"PPP- relevante" Aufträge � Sektorrichtlinie 93/38/EWG.

Unabhängig davon, ob ein Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsauftrag vergeben werden soll, gilt für die
Sektoren Wasser-, Energie-, Verkehrsversorgung und Telekommunikation die Sektorrichtlinie.

• Welche "EU-Schwellenwerte" sind zu beachten?
Die o. a. EU-Richtlinien gelten im öffentlichen Vergabewesen für Aufträge, die bestimmte, jedoch im
Einzelfall sehr unterschiedliche Schwellenwerte, überschreiten.

Faustregel für solche Schwellenwerte ist:

� Liefer- und Dienstleistungsaufträge ab ca. ca. 200.000 EUR, in Einzelfällen auch darunter,
� Bauaufträge ab ca. 5 Millionen EUR.

                                                
12 Einige Punkte werden sich durch das neue Vergaberecht ändern! (siehe Kapitel 4.6.4)
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• Welche "Öffentlichen Auftraggeber" fallen unter die EU-Bestimmungen?

� Grundsätzlich alle diejenigen, die erkennbar sind an ihrer öffentlich-rechtlichen Rechtsform (z. B.
kommunale Beschaffungsstellen, Regiebetriebe, Zweckverbände),

� weitere staatliche Regierungsstellen, Ministerien, Länder, Städte,
� Unternehmen in privater Rechtsform, wenn sie unter "Gemeinwohl" fallende Aufgaben wahrneh-

men, z.B. Wasser-, Energieversorgung,
� Einrichtungen, die überwiegend von der öffentlichen Hand subventioniert werden.

• Was gilt spezifisch für PPP?
Zur Einordnung von PPPs hinsichtlich der Ausschreibungspflicht sind aufgrund der bereits dargestell-
ten Vielfalt der Ausprägungsformen und teils fehlender nationaler Bestimmungen sorgfältige Prüfungen
vorzunehmen und im Einzelfall auch die jeweiligen Rechtssprechungen des Europäischen Gerichts-
hofs heranzuziehen.

Dies kann im Einzelfall die Hinzuziehung eines spezialisierten Fachjuristen erfordern.

PPP-Tipps für Ausschreibungen

• Ausschreibungsinhalte präzise vorbereiten:
Dies gilt insbesondere für Mischverträge, z. B. bei Betreibermodellen (siehe Kapitel 3). Bei diesen kann
es sich um Bau- und/oder Dienstleistungsverträge handeln.

• Möglichkeiten des kombinierten Verfahrens prüfen:
Wo keine eindeutige Vorschrift eine sog. Offene Ausschreibung vorschreibt, wird in der Praxis häufig
ein 2-stufiges Verfahren gewählt (siehe Abb.): Das Offenes Verfahren mit anschließendem Verhand-
lungsverfahren über eine vorgeschaltete Präqualifikation.

Vorteil: Der öffentliche Partner braucht keine komplette, differerenzierte (komplizierte) Leistungsbeschrei-
bung für das PPP vorzubereiten. Von den vorausgewählten Anbietern wird erwartet, für die eigentliche
Angebotsabgabe auch eigene Alternativen im Rahmen der Leistungsbeschreibung anzubieten.

Vorsicht! Bei Betreiberprojekten (PPP) können auch kleinere Aufträge u. U. EU-Bestimmungen unterlie-
gen, z. B. wenn ein Generalunternehmer, der ein öffentliches Gesamtprojekt durchführt, Teilprojekte in
Losen vergibt (vgl. Kapitel 3, Beispiel b). Aufteilungen in mehrere kleine Projekte unterhalb der Schwel-
lenwerte haben bereits zu Klagen der betroffenen Konkurrenz geführt.

• EU-Bestimmungen und VOL/A prüfen:
Hat man die o. a. EU-Richtlinien auf ihre Relevanz geprüft, so sollten vor der Entscheidung, ob "Aus-
schreibung oder nicht", nochmals sowohl Europarecht als auch nationale Bestimmungen geprüft wer-
den. Dies sollte daraufhin geschehen, ob Vergaberecht, speziell VOL/A, angewendet werden muss,
und

"in-house-Beauftragung" (keine Ausschreibungspflicht),
Baukonzession (unterliegt Vergaberecht),
Dienstleistungskonzession (unterliegt nicht dem Vergaberecht),
Veräusserung von Gesellschaftsanteilen (unterliegt nicht Vergaberecht).

Vorsicht: Bei PPPs als Betreibermodelle ist Vergaberecht besonders sorgfältig zu daraufhin zu prüfen, ob
als öffentlicher Bauauftrag oder als Dienstleistung auszuschreiben ist. Wichtig ist dabei, ob (lt. EU) die
Bauleistungen von "untergeordneter" Bedeutung sind oder nicht. Falls dies nicht klärbar ist (durch einen
sog. "main value test"), dann wird das Betreiberprojekt meist als Bauauftrag ausgeschrieben. Grundsätz-
lich - auch wenn keine Ausschreibungspflicht besteht - ist immer zu prüfen, ob Kriterien für ein "wettbe-
werbsoffenes, vergabeähnliches Verfahren" eingehalten werden können/müssen.

• "Tricks" vermeiden
Öfters auch von Kommunen praktizierte "Tricks" sollte man schon deswegen vermeiden, weil sie be-
reits in einer Reihe von Fällen zu Klagen vor dem EU-GH geführt haben. Beispiele dafür sind: Aus-
schreibungszeiten extrem verkürzen, Ausschreibungsveröffentlichungen und nach kurzer Zeit wieder
"zurückziehen", Ausschreibungsinhalte so vorbereiten, dass sie auf einen oder wenige mögliche An-
bieter zugeschnitten sind.
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A 4.3 Phasen im Veräußerungsverfahren

Während die so genannten VOL-Verfahren einem relativ starrem Vergabeschema
folgen, bieten Veräußerungsverfahren dem Auftraggeber, sprich dem Veräußerer, eine
Vielzahl von Freiheitsgraden die von der Informationspolitik über die Bieterwahl bis
hin zur zeitlichen Steuerung reichen. Aus Sicht des Veräußerers besteht ein Veräuße-
rungsverfahren in der Regel zumindest aus der Konzeptions- und der Transaktionsphase
Die jeweiligen Ziele und mögliche Bestandteile können den nachfolgenden Tabellen
entnommen werden.

Tabelle A 18: Konzeptionsphase bei Veräußerungsverfahren
Phase Konzeptionsphase

Ziel: Optimale Vorbereitung des Veräußerungsprozesses

Dauer: ca. 4 bis 8 Wochen

Bestandteile integrierte Elemente

Diskussion und Erarbeitung der wasser-
wirtschaftlichen Ziele

Ermittlung der langfristigen wasserwirtschaftlichen Ziele des
Veräußerers sowie deren Gewichtung

Analyse der rechtlichen Rahmenbedingungen

Unternehmensanalyse, Beauftragung Vendor
Due Diligence

Markt- und Wettbewerbsanalyse

Definition Matrix zur Auswahl Handlungsoption Definition des Kerngeschäfts

Investitionsplanung

Evaluierung ergänzender Geschäftsfelder

Aufstellung von Entwicklungsszenarien

Analyse, Vorgespräche mit möglichen Investoren Auswahl und Bewertung möglicher strategischer und opera-
tiver Partner

Darstellung optimaler Veräußerungsstrukturen Zeitliche Bestimmung der Mittelflüsse

Risikotransferstrukturen

Entwicklung, Diskussion, Empfehlung von Hand-
lungsoptionen

Evaluierung (innovativer) Finanzierungsformen

Darstellung möglicher (interner) Umstrukturierungen
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Tabelle A 19: Transaktionsphase bei Veräußerungsverfahren

Phase Transaktionsphase

Ziel: Erfolgreicher Abschluss der Verkäufe gem. Zielsetzung und Kriterienkatalog

Dauer: ca. 10 bis 14 Wochen

Bestandteile integrierte Elemente

Einleitung des Veräußerungsverfahrens

Teilziel:
Schaffung einer optimalen Ausgangsbasis

Erstellung der Verkaufsmemoranden

Veröffentlichung der Veräußerungsabsichten

Vorabstimmung des Veräußerungsprozesses mit Entscheidungs-
trägern und Gremien

Definition Kriterienkatalog zur objektiven Auswahl der Investoren

Entwicklung von Vertragsentwürfen

Ansprache der Investoren

Teilziel:
Erhalt attraktiver unverbindlicher Angebote

Aufforderung von Investoren zur Abgabe unverbindlicher Angebote

Auswertung der unverbindlichen Angebote und Empfehlung für die
Präqualifikation

Einladung ausgewählter Investoren zur Datenraumphase

Due Dilligence

Teilziel:
Optimale Unternehmensdarstellung

Organisation und Durchführung des Datenraums

Organisation und Durchführung der Managementgespräche und
Besichtigungen

Klärung offener Punkte

Vendor Due Diligence

Einholung der Angebote

Teilziel:
Auswahl von attraktiven Partnern für die Ver-
handlungen

Aufforderung zur Abgabe eines verbindlichen Angebotes

Auswertung der verbindlichen Angebote

Empfehlung zur Auswahl der bevorzugten Bieter

Festlegung der Verhandlungsstrategie

Vertragsverhandlungen

Teilziel:
Erfolgreicher Abschluss

Vertragsverhandlung mit bevorzugten Bietern

Beratung bei etwaigen Vertragsanpassungen

Endabstimmung des Vertragswerkes bis zur Unterschriftsreife

Darüber hinaus kann im Nachgang zur Transaktionsphase, abhängig vom Grad
der Anteilsveräußerung und des damit verbleibenden Einflusses der veräußernden Partei
auf die zukünftige Geschäftsentwicklung, über Art und Umfang von Optimierungsmaß-
nahmen entschieden werden. Hierbei kann sich die Einbindung des Veräußerers von
Informationspflicht über zustimmungspflichtige Geschäftsvereinbarungen bis konstruk-
tiven Mit-Gestaltung erstrecken. Dabei sollte der Grad der Einbindung mit dem der Ri-
sikodiversifikation übereinstimmen.
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A 4   Checklisten für PPP und Vergabeverfahren

Tabelle A 20: Optimierungsphase bei Veräußerungsverfahren

Phase Optimierungsphase

Ziel: Nachhaltige Steigerung der Ertragskraft

Dauer: ca. 2 bis 6 Wochen

Bestandteile integrierte Elemente

Prüfung und Umsetzung von Sonderlösungen Finanzierungskonzeptionen

Betriebsoptimierungen

Überprüfung von In-/Outsourcingmaßnahmen (spezifische) Potentialanalysen

Überprüfung der Möglichkeiten von Restrukturie-
rungs- und Rationalisierungsmaßnahmen

Managementpotentialanalysen

Zielvereinbarungen
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A 5   Risikotabelle für Wasserdienstleistungen im Ausland

A 5 RISIKOTABELLE FÜR WASSERDIENSTLEISTUNGEN IM AUSLAND13

NO. CATEGORIES DESCRIPTION MITIGATION ALLOCATION

1. Availability risk The possibility that the Serv-
ices to be provided by the
Private Party do not meet the
output specifications of the
Institution.

Clear output specifications.
Performance monitoring.
Penalty Deductions against
Unitary Payments.

Private Party.

2. Completion
risks

The possibility that the com-
pletion of the Works required
for a project may be (i) de-
layed so that the delivery of
the Services cannot commence
at the Scheduled Service
Commencement Date, or (ii)
delayed, unless greater expen-
diture is incurred to keep to the
Scheduled Service Com-
mencement Date, or (iii) de-
layed because of variations.

Special insurance (project
delay insurance).
Appointment of an Independ-
ent Certifier to certify the
completion of the Works.
Liquidated damages, construc-
tion bonds and other appropri-
ate security from the Private
Party to achieve completion,
unless caused by the Institu-
tion.
Relief Event.

Private Party, unless
delay caused by
Institution (includ-
ing, Institution
Variations).

3. Cost over-run
risk

The possibility that during the
design and construction phase,
the actual Project costs will
exceed projected Project costs.

Fixed price construction con-
tracts.
Contingency provisions.
Standby debt facilities / addi-
tional equity commitments;
provided that these commit-
ments are made upfront and
anticipated in the base case
Financial Model.

Private Party.

4. Design risk The possibility that the Private
Party’s design may not achieve
the required output specifica-
tions.

Clear output specifications.
Design warranty.
Patent and latent defect liabil-
ity.
Consultation with and review
by Institution (but review must
not lead to input specifications
by Institution).
Independent Expert appoint-
ment to resolve disputes on
expedited basis.

Private Party.

5. Environmental
risk

The possibility of liability for
losses caused by environ-
mental damage arising (i) from
construction or operating
activities (see operating risk)
during the Project Term, or (ii)
from pre-transfer activities
whether undertaken by the
Institution or a third party and
not attributable to the activities
of the Private Party or the
Subcontractors.

Thorough due diligence by the
bidders of the Project Site
conditions.
Independent surveys of the
Project Site commissioned by
the Institution at its cost.
Institution indemnity for latent
pre-transfer environmental
contamination, limited by a
cap (subject to value for
money (“VFM”) considera-
tions), for a specified period.
Remediation works to remedy
identified pre-transfer envi-
ronmental contamination as a
specific project deliverable.
Independent monitoring of
remediation works.

In relation to (i), the
Private Party.
In relation to (ii),
the Institution, but
Institution’s liability
to be capped (sub-
ject to VFM consid-
erations).

6. Exchange rate
risk

The possibility that exchange
rate fluctuations will impact on
the envisaged costs of im-
ported inputs required for the
construction or operations
phase of the Project.

Hedging instruments (e.g.
swaps).

Private Party.

                                                
13 Quelle: National Treasury (2004), Minister of Finance, PPP Unit, Republic of South Africa, PPP Unit
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A 5   Risikotabelle für Wasserdienstleistungen im Ausland

NO. CATEGORIES DESCRIPTION MITIGATION ALLOCATION

7. Force Majeure
risks

The possibility of the occur-
rence of certain unexpected
events that are beyond the
control of the Parties (whether
natural or “man-made”), which
may affect the construction or
operation of the Project.

Define “Force Majeure” nar-
rowly to exclude risks that can
be insured against and that are
dealt with more adequately by
other mechanisms such as
Relief Events.
Relief Events.
Termination for Force Ma-
jeure.

If risks are insur-
able, then they are
not Force Majeure
risks and are allo-
cated to Private
Party.
If risks are not
insurable, then risk
is shared insofar as
Institution may pay
limited compensa-
tion on termination.

8. Inflation risk The possibility that the actual
inflation rate will exceed the
projected inflation rate.  This
risk is more apparent during
the operations phase of the
Project.

Index-linked adjustment to
Unitary Payments or user
charges.

Institution bears risk
of inflationary
increases up to the
limit of the agreed
index.  Increases in
excess of this are
for the Private
Party.

9. Insolvency risk The possibility of the insol-
vency of the Private Party.

SPV structure to ring-fence the
Project cash flows.
Security over necessary Project
Assets.
Limitations on debt and fund-
ing commitments of the Pri-
vate Party.
Reporting obligations in re-
spect of financial information
and any litigation or disputes
with creditors.
Institution has right to termi-
nate the PPP Agreement.
Substitution of Private Party in
terms of the Direct Agreement.
Substitution of the Private
Party with a New Private Party
if there is a Liquid Market and
the Retendering procedure is
followed.

Private Party.

10. Insurance risk The possibility (i) that any
risks that are insurable as at the
Signature Date pursuant to the
agreed Project Insurances later
become Uninsurable or (ii) of
substantial increases in the
rates at which insurance pre-
miums are calculated.

In the case of (i), at the option
of the Institution, self-
insurance by the Institution or,
if the uninsurable event occurs,
then termination of the PPP
Agreement as if for Force
Majeure with compensation to
the Private Party.
Reserves.

In relation to (i), if
the Private Party
caused the Unin-
surability or, even if
it did not, but the
Private Party cannot
show that similar
businesses would
stop operating
without the insur-
ance in question,
then the Private
Party bears the risk.
Otherwise, the risk
is shared between
the Private Party
and the Institution.
In relation to (ii),
the Private Party
(unless caused by
Institution varia-
tions).

11. Interest rate risk These are factors affecting the
availability and cost of funds.

Hedging instruments (e.g.
swaps).
Fixed rate loans

Private Party.
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A 5   Risikotabelle für Wasserdienstleistungen im Ausland

NO. CATEGORIES DESCRIPTION MITIGATION ALLOCATION

12. Latent defect
risk

The possibility of loss or dam-
age arising from latent defects
in the Facilities included in the
Project Assets (compare, the
treatment of latent pre-transfer
environmental contamination,
see environmental risk).

Wherever possible, the design
and construction of the Facili-
ties must be performed or
procured by the Private Party.
If, however, a project involves
the take-over by the Private
Party of existing Facilities,
then the bidders must under-
take a thorough due diligence
of these Facilities to uncover
defects.  The procedure for and
cost of the remediation of such
discovered defects can then be
pre-agreed with the Private
Party.
Reporting obligation on Pri-
vate Party to promptly disclose
discovered defects.

If the Private Party
(or any of the Sub-
contractors) designs
and constructs the
Facilities, the Pri-
vate Party.
If not, then the
Institution, but only
if there is no or
insufficient insur-
ances available to
mitigate this risk
and if the Institu-
tion’s liability is
capped (subject to
VFM considera-
tions).

13. Maintenance
risk

The possibility that (i) the cost
of maintaining assets in the
required condition may vary
from the projected mainte-
nance costs, or (ii) mainte-
nance is not carried out.

Clear output specifications.
Penalty regime and perform-
ance monitoring.
Adequate O&M contract.
Substitution rights.
Special insurance and special
security in the form of final
maintenance bonds.

Private Party.

14. Market, demand
or volume risk

The possibility that the de-
mand for the Services gener-
ated by a project may be less
than projected (whether for
example because the need for
the Services ceases or de-
creases, or because of com-
petitors entering into the rele-
vant market, or because of
consumer opposition to the
outsourcing of the Services).

In a Unitary Payment type
PPP, the Unitary Payment
must be paid based on avail-
ability (not actual usage by the
Institution).

In relation to a
Unitary Payment
funded project, the
Institution.
In relation to a user-
charge funded
project, the Private
Party.

15. Operating risk Any factors (other than Force
Majeure) impacting on the
operating requirements of the
Project, including projected
operating expenditure and
skills requirements, for exam-
ple, labour disputes, employee
competence, employee fraud,
technology failure, environ-
mental incidents and any fail-
ure to obtain, maintain and
comply with necessary oper-
ating Consent.

Clear output specifications.
Penalty regime and perform-
ance monitoring.
Adequate O&M contract.
Substitution rights.
Special insurance.

Private Party.
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NO. CATEGORIES DESCRIPTION MITIGATION ALLOCATION

16. Planning risk The possibility that the pro-
posed use of the Project Site in
terms of the PPP Agreement
and, in particular, the con-
struction of the Facilities on
the Project Site will fail to
comply with any applicable
laws relating to planning, land-
use or building (for example,
any town-planning or land-
zoning scheme) or any Con-
sent required pursuant thereto,
or that any such Consent will
be delayed or cannot be ob-
tained or, if obtained, can only
be implemented at a greater
cost than originally projected.

The Institution must identify at
the feasibility phase any
macro-level planning Consents
not required for the detailed
design and construction pro-
posal for the Project, such as,
any land-use and zoning Con-
sents.  These Consents must be
obtained before the Project is
put to tender.
The Private Party must identify
all planning Consents that are
required for the Project having
regard to its design and con-
struction proposal.  It must
make adequate provision in its
Works programme for such
Consents to be obtained.
Relief Event for delays in
Private Party obtaining Con-
sents but only if the delay is
not attributable to the Private
Party.

In relation to any
land-use and zoning
Consent, the Insti-
tution, unless Proj-
ect Site selection is
the Private Party’s
responsibility.
In relation to any
building Consent or
other design or
construction sp e-
cific planning Con-
sent, the Private
Party

17. Political risk The possibility of (i) Unfore-
seeable Conduct by the Insti-
tution or by any other govern-
ment authority that materially
and adversely affects the ex-
pected return on Equity, debt
service or otherwise results in
increased costs to the Private
Party, or (ii) expropriation,
nationalisation or privatisation
(collectively, “expropriating
actions”) of the assets of the
Private Party.
This risk overlaps with some
financial risks (e.g. tax rate
change risk).

Limit risk to Unforeseeable
Conduct for which there is no
other relief in the PPP Agree-
ment and to expropriating
actions.
Distinguish between general
and discriminatory Unforesee-
able Conduct.
In relation to discriminatory
Unforeseeable Conduct, spe-
cial compensation.
In relation to expropriating
actions, termination and com-
pensation.

In relation to dis-
criminatory Unfore-
seeable Conduct
and expropriating
actions, the Instit u-
tion.
In relation to gen-
eral Unforeseeable
Conduct, the Private
Party.

18. Regulatory risk The possibility that Consents
required from other govern-
ment authorities will not be
obtained or, if obtained, can
only be implemented at a
greater cost than originally
projected (compare, the treat-
ment of planning and envi-
ronmental Consents, see plan-
ning risk and environmental
risk).

During the feasibility phase of
the Project, a legal scan is
undertaken by the Institution to
identify all such Consents.
Implementation by the Instit u-
tion of an inter-governmental
liaison process with the re-
sponsible government authori-
ties before the procurement
phase.
Due Diligence by Private Party
to identify the Consents re-
quired for its operating re-
quirements.
If permitted under applicable
law and if this is practical,
obtain all such Consents before
the Signature Date.

If any such Con-
sents (other than
those relating to
Private Party’s
operating require-
ments) can be ob-
tained before the
Signature Date and
they are capable of
transfer to the Pri-
vate Party, the
Institution.
In relation to the
Private Party’s
operating require-
ments, the Private
Party.

19. Residual value
risk

The risk that the Project Assets
at termination or expiry of the
PPP Agreement will not be in
the prescribed condition for
handback to the Institution.

Obligations on Private Party to
maintain and repair.
Audit of Project Assets to-
wards the end of Project Term.
Security by the Private Party in
favour of the Institution, e.g.
final maintenance bond or
deduction from Unitary Pay-
ment.
Reinstatement obligations on
Private Party.

Private Party.
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NO. CATEGORIES DESCRIPTION MITIGATION ALLOCATION

20. Resource or
input risk

The possibility of a failure or
shortage in the supply of the
inputs or resources (for exa m-
ple, coal or other fuels) re-
quired for the operation of a
project including deficiencies
in the quality of available
supplies.

Supply contracts for supply of
total project requirements,
such as take and pay contracts.
Relief Events but only if fail-
ure or shortage not attributable
to the Private Party.

Private Party, unless
the inputs are sup-
plied by the Instit u-
tion.

21. Subcontractor
risk

The risk of subcontractor
(first-tier and below) defaults
or insolvency.  This risk may
arise at the construction and/or
operations phases of the Proj-
ect.

Subcontractors must have
expertise, experience and
contractual responsibility for
their performance obligations.
Replacement Subcontractors to
be pre-approved by the Insti-
tution.
Due diligence by the Instit u-
tion must include review of
first-tier Subcontracts to con-
firm the pass through of risks
down to the first-tier Subcon-
tractors.

Private Party.

22. Tax rate change
risk

The possibility that changes in
applicable tax rates (income
tax rate, VAT) or new taxes
may decrease the anticipated
return on equity.

If change arises from discrimi-
natory Unforeseeable Conduct,
then special compensation.

In relation to tax
increases or new
taxes arising from
discriminatory
Unforeseeable
Conduct, the Insti-
tution. Otherwise,
the risk is the Pri-
vate Party’s.

23. Technology risk The possibility that (i) the
technology inputs for the
outsourced institutional func-
tion may fail to deliver the
required output specifications,
or (ii) technological improve-
ments may render these tech-
nology inputs out-of-date
(“technology refresh or obso-
lescence risk”).

Obligation on Private Party to
refresh technology as required
from time to time to meet the
output specifications.
Penalty Deductions for failure
to meet output specifications.

Private Party.

24. Utilities risk The possibility that (i) the
utilities (e.g. water, electricity
or gas) required for the con-
struction and/or operation of a
project may not be available,
or (ii) the project will be de-
layed because of delays in
relation to the removal or
relocation of utilities located at
the Project Site.

Emergency back-up facilities,
e.g. generators.
Emergency supply contracts.
Special insurance (project
delay or other business inter-
ruption insurance).
Provision by the Institution of
off-site connections.
In the case of (i), Relief Event
for off-site interruptions in the
supply of utilities (unless
attributable to the Private
Party).
In the case of (ii), Relief Event
for delays in the removal or
relocation of utilities (unless
attributable to the Private
Party).

Private Party unless
the Institution is the
responsible Utility.
In the case of (i),
even if the Institu-
tion is not the re-
sponsible Utility,
the Institution may
share in this risk in
circumstances
where insurance is
not available or
unaffordable, but
only if this will
ensure better VFM.
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